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Wirtschaft: Zunehmend Krisensignale
Sachverständigenrat warnt vor „einem sehr flachen Pfad“ / Drohungen gegen Tarifautonomie

Tyaehniende Krisensignaie für die Industrie meldet der 
^cfrvtrständigenrai der Bundesregierung in seinem neu- 

Jahresbericht. In der Industrie drohten große Über- 
jpazitäten, nur durch Steigerung der Exporte sei die von 
jrn Konzernen geplante Produktenmenge noch absetzbar, 

bsechs OECD-Ländern ist die induslri- 
*tte Produktion bereits in diesem Jahr 
rückläufig Großbritannien (-4%), Ita­
lien (-1,5%). Belgien (-4%). Spanien, 
der Schweiz (je -1 %) und den USA 
(-2,5%). Mit Ausnahme Japans und der 
BRD ist damit in allen großen imperiali­
stischen Staaten eine Überproduktions­
krise bereits ausgebrochen. Den BRD- 
Konzemen gelang eine weitere Steige­
rung von Produktion und Absatz nur 
durch den Einbruch in die DDR. Der 
Sachverständigenrat bilanziert die Er­
gebnisse dieses Vernichtungsfeldzugs 
\on BRD-Konzernen und -Regierung 
gegen die früheren DDR-Kombinate in 
seinem Jahresgutachten so: die indu- 
stnelle Produktion der DDR sei von An­
fang 1990 bis Ende 1990 auf weniger als 
die Hälfte zurückgegangen, die Zahl der 
Beschäftigten um ein Drittel. Neuere 
Daten, die Aufschluß über die weitere 
Vernichtung von DDR-Produktionsan­
lagen durch BRD-Behörden und -Kon­
zerne seit Anfang 1991 geben würden, 
werden gar nicht mehr angegeben.

Durch diesen — aus ihrer Sicht — sel­
tenen Glücksfall konnten die BRD-Kon- 
zeme ein Übergreifen der Überproduk­
tionskrise auf BRD-Gebiet 1990 und 
zum Teil auch 1991 noch vermeiden. 
Dieser Vorteil geht nun zu Ende. „In 
einigen stark vom Ausfuhrgeschäft ab­
hängigen Bereichen des Verarbeitenden

Gegen Fremdenhaß, für Asylrecht statt Abschottung ’.

Uber 100000 Menschen demonstrierten am 9. November, dem 
Jahrestag der Reichspogromnacht. Die Demonstrationen und 
Kundgebungen wurden von vielen politischen Kräften getra­

gen. Beherrschend waren Forderungen gegen rassistische 
Hetze und Gewalt gegen Flüchtlinge, für das Recht auf Asyl, 
für menschenwürdige Unterbringung. Bild: Mannheim. — (evc)

Die Gewerkschaften sollen in Reallohnsenkungen einwilli­
gen, angefangen mit einem niedrigen Abschluß im öffentli­
chen Dienst. Sonst werde „die Tarifautonomie als bewähr­
tes ordnungspolitisches Instrument des deutschen Arbeits­
marktes in Frage gestellt“ werden, drohen die Professoren.

Öffnung der osteuropäischen Staaten 
zur Marktwirtschaft schafft für die Ta­
rifpolitik ebenfalls neue Rahmendaten, 
denn das Lohngefälle zwischen 
Deutschland und den östlichen Anrai­
nerstaaten kann Produktionsverlagerun­
gen nach dort auslösen. Die Tarifpolitik 
muß sich mehr und mehr dem Wettbe­
werb der Standorte stellen.“ In der Ta­
rifpolitik müßten „betriebsindividuelle 
Regelungen an Gewicht gewinnen“.

Für die Gewerkschaften zeichnen sich 
damit schwere Kämpfe ab, um den 
Lohnstandard im kommenden Jahr auch 
nur zu halten. Die Konzerne rechnen of­
fenbar damit, durch Massenarbeitslo­
sigkeit und Armut im Osten den Druck 
auf dem Arbeitsmarkt so steigern zu 
können, daß die Gewerkschaften Lohn­
senkungen hinnehmen müssen. Wie an­
griffslustig die Konzemvertreter sind, 
kommt im Gutachten zur Sprache, wenn 
die Gutachter den Gewerkschaften mit 
Tarifbruch drohen, falls die Tarifab­
schlüsse nicht den Vorstellungen der 
Konzerne entsprechen: „Die Tarifver­
tragsparteien . . . müssen ihren Mitglie­
dern klar machen, daß die Tarifautono­
mie ... in Frage gestellt wird, wenn 
durch überzogene Abschlüsse soziale 
Anpassungslasten . . . verursacht wer­
den . . .“
Quelle: Jahresgutachten 1991/92 des Sachver­
ständigenrats, November 1991 — (rül)

Gewerbes hat der Rückgang der Nach­
frage zu erheblichen Absatzeinbußen, 
einer schlechteren Kapazitätsauslastung 
und Gewinnrückgängen geführt“, stel­
len die Gutachter bereits für 1991 fest. 
Für 1992 rechnen sie mit einer Ver­
schärfung dieser Überproduktionskrise: 
„Denn in den letzten Jahren ist allent­
halben mit dem Ausbau vorhandener 
und dem Aufbau neuer Kapazitäten be­
gonnen worden, von denen ein großer 
Teil im nächsten Jahr erst fertiggestellt 
wird.“ Selbst wenn es gelänge, die Ex­
porte nach Westeuropa und in die USA 
im nächsten Jahr deutlich zu steigern — 
wofür die Aussichten nicht sehr günstig 
seien — sei mit einem „sehr flachen 
Pfad“ des weiteren Wachstums zu rech­
nen, umschreiben die Gutachter ihre 
Sorgen vor Stagnation und Krise.

Umso energischer fordern sie eine 
Senkung der Reallöhne im kommenden 
Jahr. „Die Tarifpolitik muß ihren Kurs 
korrigieren“, verlangen die Gutachter. 
Der Einbruch der imperialistischen 
Konzerne in die Wirtschaften Osteuro­
pas und die marktwirtschaftliche „Um­
wandlung“ dieser Volkswirtschaften 
habe das Kapital „mobiler“ gemacht, 
drohen sie. Der Druck der Niedrigstlöh­
ne in den osteuropäischen Staaten und 
die dort um sich greifende schroffe Ar­
mut soll auch in der BRD die Lohnab­
hängigen disziplinieren helfen: „Die

Einen neuen Dreh, die Kampagne gegen Flüchtlinge anzuheizen, fand Bundes­
finanzminister Waigel: Laut „Spiegel“ will er von den Ländern „ortsübliche Entgel­
te“, Mieten, für die Überlassung von Kasernen etc. als Sammellager erheben. Auch 
hafteten die Länder bei „Verschlechterungen an der Mietsache“. Etwa auch im Fall 
von Angriffen von Neonazis? — (W.W., VSP; Bild: af/mz)

Mehr Zulassungsbeschränkungen
Hochschulrektorenkonferenz dehnt Numerus Clausus aus

Die Hochschulrektorenkonferenz
(HRK), die Vertretung der Rektoren 
und Präsidenten der Hochschulen in der 
BRD, hat auf ihrer letzten Plenarver­
sammlung am 4.11. einstimmig be­
schlossen, die Zulassung zum Hoch­
schulstudium durch Ausdehnung des 
Numerus clausus stark zu erschweren.

Die Rektoren erklären, „Qualität der 
Lehre und angemessene Studienzeiten“ 
seien anders nicht mehr zu sichern. So 
hat sich seit 1977, dem Jahr, in dem 
zahlreiche Zugangsbeschränkungen 
aufgehoben worden waren, die Studen­
tenzahl auf über 1,5 Mio erhöht, die 
Zahl der verfügbaren Studienplätze be­
trägt dagegen 800000. Das „Betreu­
ungsverhältnis“ von Lehrenden zu Stu­
dierenden ist in den BRD-west-Ländern 
an den Universitäten von 1:11 auf 1:16 
und an den Fachhochschulen von 1:18 
auf 1:37 gestiegen.

Die Rektoren halten die 1989 und 
1990 durch Sonderprogramme zur Ver­
fügung gestellten Mittel für unzurei­
chend und fordern eine Erhöhung der 
Stellenzahl. 30000 Stellen für wissen­
schaftliches Personal seien erforderlich, 
um die Betreuungsrelationen des Jahres 
1977 wiederherzustellen.

Der Rektorenbeschluß ist offensicht­
lich die Reaktion auf einen Schritt des 
Bundesbildungsministeriums. Das hatte 
durch seinen Staatssekretär Schaumann 
Anfang Oktober verlautbaren lassen, 
daß „die Lehre für die Professoren häu­
fig ein unattraktives Betätigungsfeld 
darstellt“ und der schlechte Zustand im 
Lehrbetrieb ein „originäres und von 

Ausstattungsfragen unabhängiges Pro­
blem“ sei. Der Staatssekretär plädiert 
für „Wettbewerbselemente im Lehrbe­
trieb als Instrumente der Selbststeue­
rung“.

Die schlechte Qualität des Lehrbe­
triebs ist kein Novum und bewiesen 
durch die traditionell hohe Zahl der Stu­
dienabbrecher bzw. -Wechsler und die 
Durchfallquoten bei den Examina. Das 
beunruhigt die Rektoren übrigens nicht. 
Bei der ganzen Diskussion über die Qua­
lität der Lehre ist verdächtig, daß über­
haupt nicht über die rechtliche Verfas­
sung des Lehrbetriebs gesprochen wird. 
Es gibt keinen individuell einklagbaren 
Anspruch auf gewisse Qualitätsstan­
dards. Ebensowenig gibt es eine didakti­
sche Ausbildung für das akademische 
Lehrpersonal. Es kann jemand guten 
Gewissens die akademische Lehrbefug­
nis erwerben, ohne jemals gelernt zu 
haben, wie er eine Unterrichtsveranstal­
tung zu organisieren hat, damit deren 
Teilnehmer am Ende etwas gelernt ha­
ben können. Daran wollen weder Rek­
toren noch Ministerium etwas ändern.

Ein Bildungs- und Ausbildungsbe­
dürfnis der Studenten ist auch keines­
falls Ausgangspunkt der Diskussion 
sondern, „die mittel- bis langfristige 
Wettbewerbsfähigkeit der BRD als mo­
derner Industriegesellschaft“, wie die 
HRK erklärt. Hier liegt der Zweck, eine 
allgemeine Verbesserung des Lehrbe­
triebs ist dazu überhaupt nicht erforder­
lich.
Quelle: HRK-Pressemitteilung, 5.11.1991; In­
formation Bildung u. Wissenschaft 10 — (chf)
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Gegen Diskriminierung 
von Widerstandskämpfern

Essen. Wie andere Organisationen hat 
auch die Initiativgruppe für die Rehabi­
litierung der Opfer des Kalten Krieges 
gegen die Aberkennung beziehungswei­
se Kürzung der Renten antifaschisti­
scher Widerstandskämpfer in der ehe­
maligen DDR protestiert. In einem 
Schreiben an Bundesinnenminister 
Schäuble heißt es: „Mit ihrem jetzigen 
Vorgehen gegen anerkannte Opfer des 
Faschismus macht die Bundesregierung 
erneut ihr gebrochenes Verhältnis zum 
antifaschistischen Befreiungskampf und 
zum Gedanken des Antifaschismus 
deutlich.“
Quelle: Antifaschistische Nachr. 24 — (wof)

Menschenhandel 
aus Kroatien

Die Baden-Badener Hotel- und Gaststät­
tenvermittlung hat „bereits 125 Leute 
aus Kroatien im Hotel- und Gaststätten­
gewerbe in Baden-Württemberg unter­
bringen können“. Beschäftigt werden 
sie mit dreimonatigen Saisonarbeitsver- 
trägen. Auf Initiative des baden-würt­
tembergischen Innenministeriums kön­
nen Saisonarbeiter aus Kroatien jetzt 

auch über die drei Monate hinaus be­
schäftigt werden. Sie werden als Flücht­
linge anerkannt und erhalten sofort 
„Duldung“. Die baden-württembergi­
sche Fachvermittlung will weitere Ar­
beitskräfte aus Kroatien anwerben. Es 
seien noch 600 offene Stellen im Kü­
chen- und Servicebereich zu besetzen. 
Deutsche Konsulate in Graz und Kla­
genfurt (Österreich) helfen bei der Aus­
stellung der Papiere, die Bundesanstalt 
für Arbeit deckt den Handel. — (rub)

Kurdistan: Hungerstreiks gegen 
Zwangsverlegung und Isolation

Anfang November hat die türkische Re­
gierung 195 politische Gefangene — die 
meisten von ihnen sind Mitglieder der 
PKK, andere gehören den Organisatio­
nen Dev-Sol, Kawa, Acilciler, Kurtulus 
und TDKP an — mit Gewalt aus mehre­
ren Gefängnissen in das neue Spezial­
gefängnis Eskisehir verlegt. Eskisehir 
bedeutet Einzelhaft, Isolationsfolter 
nach Stammheimer Muster. Den Fami­
lienangehörigen der Gefangenen wurde 
Besuchsverbot erteilt. Bei der mit äußer­
ster Gewalt durchgeführten Zwangsver­
legung wurden zahlreiche Gefangene 
verletzt, bei mindestens 13 Gefangenen 
ist der Gesundheitszustand kritisch. Ge­

gen diese Folter und Zwangsverlegung 
sind alle zwangsverlegten Gefangenen 
und 200 weitere politische Gefangene in 
einen unbefristeten Hungerstreik getre­
ten. Kurdische und türkische Organisa­
tionen rufen zur Solidarität mit den Hun­
gerstreikenden auf. — (rül)

Gesamtmetall: Neuer Chef 
will niedrigere Abschlüsse

Zum 1. Januar hat der Arbeitgeberver­
band der Metallindustrie (Gesamtme­
tall) einen neuen Chef. Der bisherige 
Vorsitzende Werner Stumpfe wechselt 
zum Springer-Konzern. Nachfolger 
wird Hans-Joachim Gottschol, ein von 
den großen Konzernen vorgeschobener 
,, mittelständischer‘ ‘ Schrottunterneh­
mer (800 Lohnabhängige) aus NRW. 
Noch bevor überhaupt im Amt, propa­
giert der neue Verbandsvorsitzende be­
reits eine härtere Linie der Kapitalisten 
in den kommenden Tarifverhandlungen: 
Die letzten beiden Lohntarifabschlüsse 
in der Metallindustrie seien „viel zu 
hoch“ gewesen: „Wir müssen uns stär­
ker an der Produktivität orientieren“. 
BDA-Chef Murmann hat die Linie auf­
gegriffen und selbst die von Möllemann 
propagierten Abschlüsse unter 5 % als 
„zu hoch“ kritisiert. — (rül)

IG Metall ruft zu 
Warnstreiks bei Stahl auf

Zu Protestaktionen, der Verweigerung 
von Überstunden und zu Warnstreiks 
ruft die IG Metall in diesen Tagen die 
Belegschaften der Stahlindustrie NRW, 
Niedersachsen und Bremen auf. Der 
Grund: Auch in der zweiten Lohn- und 
Gehaltstarifverhandlung am 13.11. 
blieben die Kapitalisten bei ihrem Pro­
vokationskurs. Die Forderungen der IG 
Metall, insbesondere die Vorweganhe­
bung auf das Niveau der Metallindu­
strie, halten sie für „maßlos überzo­
gen“. Die Stahlkonjunktur gehe zurück, 
die Produktivitätsvorteile der westdeut­
schen Stahlkonzeme gegenüber dem 
ausländischen „Wettbewerb“ seien da­
hin, die allgemeine wirtschaftspoliti­
sche Lage verlange „Korrektur“ und 
„Ausgabendisziplin“. Außerdem war­
fen sie der IG Metall vor, „erstmals“ 
die Steuer- und Abgabenpolitik der Bun­
desregierung zum Gegenstand von Ta­
rifverhandlungen zu machen. Während 
die Kapitalisten den Konflikt ins nächste 
Jahr ziehen wollen, strebt die IG Metall 
einen Abschluß vor Jahresende an. Falls 
sich bis Mitte Dezember ein Ergebnis 
nicht abzeichnet, will die IG Metall die 
Urabstimmung vorbereiten. — (wof)
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Aktuell in Bonn Antifaschistischer Ratschlag in Dresden
Teure Gesundheit

In der „Welt am Sonntag“ hat Bundes­
gesundheitsministerin Gerda Hassel- 
feldt (CSU) einerseits dementiert, ein 
aus ihrem Haus stammender Sparplan 
sei „entscheidungsrelevant“. In ihm ist 
u.a. die Streichung aller Zuschüsse für 
Zahnersatz und Sehhilfen vorgesehen; 
insgesamt sollen weitere 16 Milliarden 
auf die Versicherten abgewälzt werden. 
Andererseits bestätigte die Ministerin, 
es bestehe „akuter Handlungsbedarf zur 
Eindämmung der drastisch gestiegenen 
Gesundheitskosten“. In jedem Fall wür­
den die Beitragssätze erhöht — „späte­
stens 1993“.

Neue Schadstoff-Verordung ?
Umweltminister Töpfer hat aus Anlaß 
einer Studie des Umweltbundesamtes, 
die eine weiter steigende Schadstoffbe­
lastung der Luft durch Verkehrsmittel 
unter Beweis stellt, mehrere neue Ver­
ordnungen angekündigt. U.a. sollen die 
Abgasnormen verschärft werden, um 
bis 1999 die Schadstoffemissionen auf 
ein Viertel zu senken. Die Lärmgrenzen 
je Fahrzeug sollen halbiert werden, an 
Tankstellen die Gasrückführung mit 
Säugrüsseln voigeschrieben werden und 
der Schwefelgehalt im Diesel sowie der 
Benzolgehalt im Benzin verringert wer­
den. Ab 1993 soll die KfZ-Steuer 
„schadstoffbezogen“ erhoben werden. 
Geplant ist eine Orientierung am 
„Schadstoffausstoß je Hubraum des 
Motors.“ Auf diese feine Art würden 
nicht die tatsächlich größten Verschmut­
zer, die großen PKWs, sondern die klei­
nen PKWs die meisten Steuern zahlen.

1 Milliarde für Wolgadeutsche
Mitte Oktober wurde bekannt: Bonn 
plant, 1992 100 Millionen Mark aus der 
Bundeskasse zu zahlen, „um beim Auf­
bau einer Wolgadeutschen Republik“ zu 
helfen. Ein Teil dieses Etats entsteht 
durch Umschichten von Titeln, die bis­
her auf die „Rückführung von Deut­
schen“ abzielten. D.h. es scheint eine 
Umorientierung dahingehend zu geben, 
möglichst viele Deutsche in der Sowjet­
union zu halten und sie dort zu konzen­
trieren, wo es für deutsche Kapitalanla­
gen — gepaart mit der Errichtung von 
Freihandelszonen — interessant, profi­
tabel, ist (Kaliningrad; Leningrad). Die 
SPD hatte hochgerechnet, daß „1995 
das Projekt die Milliardengrenze über­
schritten“ habe. Mitte November be­
schloß der Haushaltsausschuß das Pro­
jekt; die „Opposition“ der SPD münde­
te in Zustimmung.

ABMimAII?
Raumfahrt ist unnötig wie ein Kropf und 
teurer als die Kosten für Flüchtlinge. 
Doch genug ist nicht genug: Derzeit feh­
len den Betreibern der Weltraumprojek­
te, genauer: Daimler-Benz/Dasa, die 
eine und andere Milliarde Mark. Nun 
begab sich der Parlamentarische Staats­
sekretär Erich Riedl mit dem Vorschlag 
an die Öffentlichkeit: „ABM-Mittel zu­
gunsten der Raumfahrt umschichten.“ 

ABM sei „konsumtiv“, Weltraumaus­
gaben jedoch „investiv“, sicherten Ar­
beitsplätze, „gerade in den neuen Län­
dern“ — wo zufällig Daimler soeben 
eine neue Rüstungstochter mit Zeiss- 
Jena erwarb.

Bundeswehr in Bahrain
Von der Öffentlichkeit kaum bemerkt, 
dauert der Einsatz von Bundeswehrein­
heiten am Golf doch weiter an. Zwei 
Transall-Maschinen, drei CH-53-Hub- 
schrauber der Heeresflieger aus Mendig 
und 48 Mann sind seit dem 2. Oktober in 
Bahrain am Persischen Golf stationiert 
und dienen hier als „Transporteinheit“ 
für die UN-Beobachter, die im Irak nach 
chemischen, biologischen und atomaren 
Kampfmitteln suchen. Sie fliegen täg­
lich, manchmal mehrmals täglich die 
Route Bahrain-Habbaniyak, ein iraki­
scher Flugplatz 80 km nördlich von Bag­
dad, von wo aus die UN-Emissäre ihre 
Kontrollen durchführen.

Irdischer Friede
Vor zwei Jahren beschloß der Bundestag 
einen Boykott gegen die VR China we­
gen der Niederschlagung der Massen­
demonstrationen auf dem „Platz des 
Himmlischen Friedens“. Nun schloß 
Möllemann vor Ort einen Frieden mit 
den Pekinger Machthabern, der, da er 
irdischer Natur ist, auch teuer kommt: 
Peking erhält einen 600-Millionen- 
Mark-Sonderkredit (ab dem 11. Jahr zu­
rückzuzahlen bei vier Prozent). Erwar­
tet werden u.a. Auftrage aus China für 
die deutschen Werften.

„Deutsche Minderheit“ in Bonn
Die mit massiver Finanzhilfe der Bun­
desregierung und des Bundesverbands 
der Vertriebenen aufgebauten „deut­
schen Freundeskreise“ sind nach den 
polnischen Wahlen jetzt auch im polni­
schen Parlament vertreten. Kaum ge­
wählt, machten sie sich auf — nach 
Bonn. Dort empfing sie ihr Ziehvater, 
der CSU-Abgeordnete und Ex-General­
sekretär des Bundes der Vertriebenen, 
jetzt „Vorsitzender der Gruppe der Ver­
triebenen und Flüchtlinge“ der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, CSU-MdB 
Koschyk. Man wolle „tausend Bündnis­
se“ zwischen Deutschen und der „deut­
schen Minderheit in Polen“ schaffen, 
verkündete ,, Freundeskreis“-Sprecher 
Bartodziej.

Was kommt demnächst?
Vom 21. bis 23.11. wird der russische 
Präsident Jelzin in Bonn zu Besuch er­
wartet. Am 25. U. will die CDU/CSU- 
Fraktion Schäuble zum Fraktionsvorsit­
zenden wählen. Bis 29.11. soll der Ver­
fassungsausschuß von Bundestag und 
Bundesrat konstituiert sein und seine 
Beratungen über Verfassungsänderun­
gen nach der DDR-Annexion aufheh- 
men. Am 2.12. beraten die Außenmini­
ster der EG über die Vertragsentwürfe 
zur Politischen Union, die auf dem EG- 
Gipfel am 9. /10.12. in Maastricht zur 
Abstimmung stehen.

Magere Beteiligung aus Ex-DDR/ Interesse an Austausch und Diskussion festzustellen

An dem antifaschistischen Ratschlag in 
Dresden vom 1. bis 3. November betei­
ligten sich über 500 Menschen. Vertre­
ten waren mehr als 75 Gruppen, Organi­
sationen und Initiativen. Die Beteili­
gung aus dem Osten fiel leider schlech­
ter aus als von vielen erhofft. Sie stellten 
maximal 30 % der Teilnehmenden.

Der Ratschlag war untergliedert in 
vier Blöcke. Der erste am Freitagabend 
diente als Eröffnungsveranstaltung und 
wurde von der Vorbereitungsgruppe aus 
Dresden gestaltet. Es wurde unter ande­
rem ein Film aus Schweden gezeigt, der 
die NSDAP-AO Connection quer durch 
das gesamte neofaschistische Spektrum 
belegte. Dieser Film wird hoffentlich 
bald allen Antifa-Gruppen für Veran­
staltungen zur Verfügung stehen. Die 
anschließende Diskussion machte schon 
deutlich, daß verschiedene Organisatio­
nen, besonders aus dem trotzkistischen 
Spektrum meinten, ihre strategischen 
Konzepte zum Diskussionsgegenstand 
des Ratschlages machen zu wollen.

Am Samstagmoigen fand ein Eröff­
nungsplenum statt, auf dem drei Einfüh­
rungsbeiträge gehalten wurden. Der er­
ste befaßte sich mit der faschistischen 
Formierung und dem Widerstand dage­
gen in der DDR. Der zweite Beitrag 
knüpfte daran an und stellte die Ent­
wicklung der faschistischen Organisie­
rung und Anhangbildung in der ehemali­
gen DDR dar. In diesem Beitrag wurde 
die regionale Schwerpunktbildung und 
die damit verbundene Arbeitsteilung 
zwischen den neofaschistischen Organi­
sationen dargestellt. Der dritte Beitrag, 
der von einem Vertreter des Ausländer­
rates Dresden gehalten wurde, befaßte 

Mehr als 10000 Menschen demonstrierten am 16. November in Berlin aus Anlaß des 
rassistischen Mordes an Mete Eksi. Er war nach dreiwöchigem Koma an seinen Kopf­
verletzungen am 13.11. verstorben.

sich mit Problemen antirassistischer Po­
litik, die sich nach seinen Ausführungen 
antiimperialistisch formieren muß. Die 
Flüchtlinge, die hierherkommen, sind 
ein Resultat dieser Weltwirtschaftsord­
nung und jahrelanger kolonialer Politik. 
Desweiteren wurde in einem kurzen 
Beitrag über die internationale Unter­
stützung für antirassistische Arbeit in 
Deutschland durch Kundgebungen und 
Spendensammlungen in Oslo, Stock­
holm und London um den 9. November 
berichtet.

Der dritte Block umfaßte Arbeits­
gruppen und Workshops zu verschiede­
nen Fragen, die in der antifaschistischen 
Bewegung diskutiert werden. (Aus eini­
gen Arbeitsgruppen sind Berichte in den 
Antifaschistischen Nachrichten veröf­
fentlicht.) Mehrere Arbeitsgruppen be­
faßten sich mit antirassistischer Politik. 
Eine AG diskutierte über Grundlagen 
und Ursachen des Rassismus. Eine wei­
tere über die Asylrechtsdebatte und de­
ren Auswirkungen. Hier wurde unter 
anderem ein Beitrag gehalten über die 
Situation in Kurdistan und über die 
BRD-Unterstützung für das türkische 
Regime bei der Unterdrückung des kur­
dischen Volkes. Weitgehender Konsens 
war in dieser Arbeitsgruppe die Forder­
ung nach offenen Grenzen und Bleibe­
recht für alle. In einer weiteren Arbeits­
gruppe wurde konkret über das Verhält­
nis zwischen Antifa-Gruppen und 
Flüchtlingsinitiativen diskutiert. In die­
ser Arbeitsgruppe wurde unter anderem 
festgehalten, daß Aktivitäten gegen die 
Abschottung Europas notwendig sind. 
In einem Workshop wurde über die 
Möglichkeiten einer Antifa-Projekt­

Vernetzung diskutiert. Insgesamt kann 
festgehalten werden, daß verschiedene 
Beiträge auf reges Interesse stießen 
Deshalb sollen die Einführungsbeiträge 
und Referate, die in den Arbeitsgruppen 
gehalten wurden, mit weiteren Matena 
lien, als Broschüre veröffentlicht wer 
den.

Als vierter Block fand am Sonntag ein 
Abschiußplenum statt. Dort wurden als 
erstes Berichte von verschiedenen Ar 
beitsgruppen und Workshops gegeben 
Leider wurde in der anschließenden Dis­
kussion versucht, ein gestorbenes Pro­
jekt wieder für ca. 60 Minuten zum Le­
bensmittelpunkt der Antifabewegung zu 
erheben. Dies betrifft das Projekt einer 
zentralen Antifa-Demonstration, wel­
ches die Sozialistische Arbeiteigruppe 
(SAG) schon lange vor dem Ratschlag 
inszenierte und dann alleine und verlas­
sen zu Grabe trug. Auf dem Abschluß 
pienum versuchte die SAG, mit ver 
schiedenen Beiträgen dieses Projekt 
wiederzubeleben. Hierbei unterliegt die 
SAG gleich mehreren Irrtümern: Sie 
scheint zu erwarten, daß die Faschisten 
sich durch eine machtvolle Demonstra 
tion beeindruckt zeigen und verkenn 1 
dabei, daß alle Kraft nötig ist, um örtlich 
und regional antifaschistische Zusam 
menhänge und Strukturen aufzubauen 
bzw. weiterzuentwickeln. Es erscheinr 
wirklich absurd, beispielsweise so eine 
Demonstration in Dresden durchzufüh­
ren, wo die Faschisten in linken Kneipen 
Schutzgelder in Form von Freibieren 
ein treiben. Insofern scheint der SAG 
und auch anderen immer noch nicht klar 
zu sein, daß im Osten andere Bedingun 
gen bestehen. Dies zeigte sich auch auf 
dem Ratschlag, wo einige Teilnehmen 
de am Samstagabend meinten, für den 
linken Kulturtreff Scheune den Selbst 
schütz organisieren zu müssen, obwohl 
diese das ausdrücklich nicht wünschten. 
Am Freitagabend hatte es einen Überfall 
auf die Scheune gegeben, und die Leute 
aus der Scheune hatten die Polizei geru­
fen, die die Faschisten vertrieben. Am 
Samstagabend standen dann die selbst­
ernannten Schützer vor geschlossenen 
Türen, und es kam zu einer unnötigen 
Auseinandersetzung mit Verletzten.

Es zeigt sich gerade bei der SAG, daß 
sie die Antifa-Bewegung instrumentali­
sieren will. In einem Papier aus ihren 
Reihen heißt es: „Es ist das A und O der 
Einheitsfrontpolitik, Führungen relc 
vanter Organisationen, die für uns er­
reichbar sind (SPD z.B. ist nicht er 
reichbar) auch gegen ihren Willen in die 
Aktion hineinzubringen.“ Damit ist sie 
auf dem Ratschlag wieder einmal ge 
scheitert und es bleibt zu hoffen, daß 
sich in der SAG die Position durchsetzt, 
daß eine Bündnispolitik nur auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung un 
terschiedlicher Interessen möglich ist. 
bei der das Gemeinsame herausgestelh 
werden sollte. — (hga)

Internationale Maßnahmen gegen Flüchtlinge
Viele Einmischungsmöglichkeiten der Zielländer in die Herkunftsländer

Am 30./31.10. hat in Berlin eine internationale Minister­
konferenz über „Maßnahmen zur Eindämmung illegaler 
Einreisen aus und über Mittel- und Osteuropa“ stattgeftm-

An der Konferenz haben neben den EG- 
Staaten nicht nur Albanien, Bulgarien, 
Polen, Tschechoslowakei, Rumänien, 
Jugoslawien, Ungarn, Österreich, 
Schweiz und die Sowjetunion, sondern 
auch die sowjetischen Teilrepubliken 
Ukraine und Weißrußland sowie die bal­
tischen Staaten Estland, Lettland und 
Litauen teilgenommen. Die beschlosse­
nen Maßnahmen erschweren nicht nur 
die Fluchtmöglichkeiten von Flüchtlin­
gen, sondern verschaffen vor allem den 
sogen. Zielländern vielfältige Möglich­
keiten zur Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten der Herkunftsländer 
sowie zur kontrollierten Steuerung des 
Arbeitskräftebedarfs aus den osteuropä­
ischen Staaten. Folgende Maßnahmen 
wurden u.a. beschlossen:

Die Schleuserkriminalität und die un­
erlaubte Beschäftigung illegal eingerei­
ster Ausländer sollen besser bekämpft 
werden, u.a. durch Regelungen zur 
„Übermittlung personenbezogener Da­
ten“. Nicht die Kapitalisten, die Auslän­
der unterhalb jeglicher Mindeststan­
dards illegal anheuern und beschäftigen, 
sollen ermittelt, sondern die davon be-

den. Innenminister Schäuble hatte sie initiiert, um „das 
ausländerrechtliche und polizeiliche Instrumentarium in 
ganz Europa auf effektivem Niveau zu harmonisieren“.

Verlagsmitteilung: 
Einführung von Förderabos

troffenen Arbeiter sollen gejagt werden.
Die Grenzkontrollen sollen verschärft 

und die „Überwachung der Grenzen au­
ßerhalb der Grenzübergänge durch Ein­
satz mobiler Kräfte in lageangepaßter 
Stärke“ intensiviert werden. Dabei soll 
„in enger Abstimmung bis hin zu Ab­
sprachen über eine Schwerpunktvertei­
lung des Grenzschutzpersonals auf der 
Basis gemeinsamer Analysen und aktu­
eller Lagebilder“ gehandelt werden, 
was im Grunde auf eine Ausdehnung des 
Operationsgebietes des Bundesgrenz­
schutzes auf das Territorium anderer 
Staaten hinausläuft.

Festgelegt ist weiterhin, daß Luft­
fahrtunternehmen „am Abflugort das 
Vorhandensein der für den Zielstaat er­
fordert ichen Grenzübertrittsdokumente 
kontrollieren“ dürfen. Dies bedeutet, 
daß z.B. deutsches Lufthansapersonal 
auf dem Territorium der Herkunftsstaa­
ten Zoll- und Grenzkontrollfunktionen 
wahmehmen und sich damit in elemen­
tare Hoheitsrechte einmischen kann. 
Entsprechendes soll sogar für Unterneh­
men gelten, die Ausländer auf dem See­
oder Landweg befördern.

Aus dem „völkerrechtlichen Grund­
satz der guten Nachbarschaft“ ergebe 
sich die Verpflichtung, „die aus dem ei­
genen Staat illegal in einen anderen 
Staat“ eingereisten und wieder abge­
schobenen Personen, zurückzunehmen. 
Diese Maßnahme kommt der Absicht 
der Bundesregierung entgegen, künftig 
Flüchtlinge, die einen „verfolgungssi­
cheren“ Drittstaat als Durchreisestation 
benutzen müssen, bereits an der Grenze 
zurückzu weisen.

Darüber hinaus wurden Grundsätze 
vereinbart, wie der „kontrollierte“ Zu­
griff auf Arbeitskräfte der mittel- und 
osteuropäischen Staaten besser organi­
siert werden kann. So sollen z.B. die 
„Möglichkeiten einer wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit in den Grenzgebieten“ 
gefördert werden, „um grenzüber­
schreitende Arbeitnehmertätigkeit zu 
ermöglichen“. Weitere Vereinbarungen 
über Saisonarbeitsbeschäftigung sollen 
getroffen werden. Dies bedeutet eine 
weitere Ausdehnung von Beschäfti­
gungsverhältnissen, die außerhalb tarif­
licher und gesetzlicher Schutzrechte lie­
gen. — (rac)

In Absprache mit Redaktion und 
Herausgebern der Politischen 
Berichte bietet der GNN-Verlag 
ab sofort allen Beziehern der 
Zeitschrift die Möglichkeit, die 
Zeitschrift im Förderabonnement 
zu beziehen. Ein Förderabo 
kostet 39.- DM im Halbjahr.

Warum machen wir dieses 
Angebot ?

Den meisten Abonnenten dürfte 
schon bekannt sein: Um sein 
Verlagsprogramm zu den 
gegenwärtigen — wie wir meinen — 
günstigen Preisen anbieten 
zu können, ist der GNN -Verlag auf 
regelmäßige Spenden angewiesen. 
Ein- bis zweimal im Jahr unterrichtet 
der Verlag deshalb alle Abonnenten 
von GNN-Periodika über die 
laufende Arbeit, Vorhaben der 
nächsten Zeit, über seine 
wirtschaftliche Entwicklung und den 
daraus resultierenden Spendenbedarf 
für das jeweilige Jahr. ZurZeit 
werden etwa 200 000 DM im Jahr 
benötigt. Daran wird sich auch

so schnell nichts ändern: Weder 
von der Auflageentwickiung noch 
von den Kosten her ist mit einer 
spürbaren Entlastung zu rechnen.

Die Einführung von Föider 
abonnements hat aus unserer Sicht 
zwei Vorteile:
— flirden eine zusätzliche
und kontinuierliche Spenden­
einnahme — die vielleicht dabei hilft, 
den sonstigen Spendenbedarf etwas 
zu verringern:
— für die Abonnenten die 
Möglichkeit, ihre Spende für den 
Vertag direkt mit dem Abo zu 
verknüpfen, das sie beziehen.

In Absprache mit Redaktion und 
Herausgebern rufen wirdeshalb 
hiermit alle Abonnent inn en auf. 
sofern möglich ihr Abo in ein 
Förderabo umzuwandeln. Eine 
Antwortpostkarte die ihr nur 
ausfüllen, unterschreiben und 
einwerfen müßt, liegt bei. Wir hoffen 
auf zahlreiche Förderabos'

Der Verlag
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Jugoslawien: BRD drängt auf Intervention
Ziel ist die Zertrümmerung Jugoslawiens und die Bildung von abhängigen Satellitenstaaten

tcfcbe brandgefährlichen außenpoliti- 
Phantasie re ien derzeit in Kreisen 

jes Kanzleramts und der bundesdeut­
sches Monopol bourgeoi sie gewälzt
aoden. dokumentierte beispielhaft am 
H. November die „Frankfurter Allge- 
seme Zeitung“. Sie veröffentlichte 
aren Aufsatz des Kanzlerberaters, 
W. Michael Stürmer, in der dieser 
Deutschlands Rolle in Europa“ so be­

schrieb: „Zu klein als Hegemon, zu 
für das Gleichgewicht“. Der Auf- 

ist cm unverhüllter Aufruf zur wei­
teren Expansion, zur weiteren Ausdeh- 
iaag von Macht und Einflußbereich von 
MID-Konzernen und BRD-Staatsge- 
wak Wer „zu klein“ ist, muß eben grü­
ner werden!

Eines der ersten Interventionsgebiete 
soll Jugoslawien werden, wo Kohl und 
Genscher keine Gelegenheit auslassen, 
um die Notwendigkeit einer gewaltsa­
men Einmischung in den von außen ge­
schürten Bürgerkrieg zu propagieren.

Angesichts dieser planmäßig den Bür­
gerkrieg anheizenden und auf eine Mili­
tärintervention des Westens hinzielen­
den Politik der Bundesregierung ist es 
schon grotesk, wenn der außenpoliti­
sche Sprecher der SPD-Fraktion, Nor­
bert Gansel, am 6. November im Bun­
destag diese Anheizung des Konflikts 
durch die Bundesregierung zu leugnen 
versucht, sie vor serbischer Kritik in 
Schutz nimmt und unversehens doch 
enthüllt, welche „Freunde“ dieser deut­
sche Expansionismus in kroatischen 
Kreisen hat. Gansei: „Daß es in Kroa­
tien auch Kräfte gibt, die aus der Bun­
desrepublik unter Berufung auf das Ver­
hältnis zwischen Hitler-Deutschland 
und dem faschistischen Ustascha-Re­
gime militärische Hilfe wünschen, 
macht mir Sorge. Daß das noch mehr 
Sorgen unter Serben auslöst, kann ich 
verstehen. Wofür ich aber kein Ver­
ständnis haben kann, ist die Art und 
Weise, wie eine staatlich gelenkte serbi­
sche Propaganda versucht, die Bundes­
republik mit jenem Deutschland gleich- 
zustellen. mit dem wir nichts mehr ge­
meinsam haben außer unserer Geschich­
te. Vor solchen böswilligen und haltlo­
sen Unterstellungen nehme ich auch die 
Bundesregierung ausdrücklich in 
Schutz. Das gilt nicht für Äußerungen, 
die Bundesinnenminister Schäuble am 
Sonntag auf dem Deutschlandtag der 
Jungen Union gemacht hat. Ich zitiere: 
Wir helfen nur, wenn die Aggressoren 

überzeugt werden, daß andere bereit 
sind, notfalls mit militärischen Mitteln 
die Aggression zu beenden? — Das hat 
Schäuble gesagt, und er hat dabei auch 
eine deutsche Beteiligung befürwortet. 
So hilft man nur der serbischen Kriegs­
propaganda. Herr Schäuble, dem Frie­
den schadet man damit. Ein militäri­
sches Eingreifen wäre völkerrechtswi­
drig, es würde das Blutvergießen zu ver­
größern, und eine deutsche Beteiligung 
wäre verfassungswidrig.“

In derselben Bundestagsdebatte be­
hauptete Kanzler Kohl scheinheilig, der 
Bundesregierung gehe es „vor allem da­
rum, das serbische Lager von der Aus­
sichtslosigkeit seiner Gewaltpolitik zu 
überzeugen.“ Zugleich bestätigte er 
aber, daß die Bundesregierung seit Ende 
1990 offiziell vertritt, „daß wir zur Um­
setzung der europäischen Sicherheitspo­
litik ein operatives Instrument brauchen 
und hierfür die WEU vorschlagen.“ 
Was ist das anderes als das Eingeständ­
nis, daß die Europapolitik der BRD in­
zwischen offen mit militärischer Gewalt 
gegen andere Staaten in Europa — zum 
Beispiel gegen Jugoslawien — kalku­
liert?

Die Zerstückelung und Zertrümme­
rung der osteuropäischen Staaten ist das 
nächste Ziel des BRD-Imperialismus 
auf dem Weg zur europäischen Hege­
monialmacht Nr. 1. „Szenarien des 
Verfalles der SFRJ“ beschrieb schon 
Anfang dieses Jahres, also lange vor 
dem Eingreifen der jugoslawischen 
Volksarmee in den Konflikt zwischen 
den jugoslawischen Teil-Republiken, 
die „Österreichische Militärische Zeit­
schrift“ (Nr. 1/91, Seite 66) die Strate­
gie der großdeutsch-katholischen Al­
lianz von BRD, Österreich, Vatikan, 
kroatischer und slowenischer Regie­
rung. Inzwischen werfen Blätter wie die 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung“ be­
reits das nächste Ziel in Osteuropa auf: 
„Die Ehe zwischen Tschechen und Slo­
waken ist zerrüttet. Für den Erhalt des 
Bundesstaates besteht wenig Hoff­
nung“, wird am 14. 11. der nächste Tei­
lungsplan gegen die Staaten Osteuropas 
beschrieben.

Keineswegs sollen dabei aber neue, 
souveräne Staaten entstehen. Die Strate­
gie des BRD-Imperialismus besteht viel­
mehr darin, in Osteuropa kleine, mög­
lichst verfeindete und wirtschaftlich ex­
trem abhängige Satellitenstaaten zu bil­
den, die zu einem gemeinsamen Wider­

stand gegen das Vordringen bundes­
deutscher Konzerne nicht mehr in der 
Lage sind und auf den Status moderner 
Halbkolonien gedrückt werden sollen.

Außenminister Genscher bestätigte in 
der schon zitierten Bundestagsdebatte 
diese Strategie am Beispiel Jugosla­
wiens: „Meine Damen und Herren, zur 
deutschen Jugoslawienpolitik gehört 
auch, daß wir, gerade weil wir das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker 
achten, nicht wollen, daß sich aus der 
Ausübung des Selbstbestimmungsrechts 
eine Renationalisierung der Politik in 
Europa ergibt und zu einer Balkanisie-

Serbien für UNO-Truppen
Neue politische und militärische Lage durch Sieg in Vukovar

Mit dem Fall der Stadt Vukovar in Sla­
wonien hat sich die militärische und po­
litische Lage in Jugoslawien grundle­
gend gewandelt. Das kroatische Militär, 
das sich vollständig auf die Verteidi­
gung der Stadt konzentriert hatte, ist nun 
geschlagen. Das wird Auswirkungen 
auf die militärischen Auseinanderset­
zungen in ganz Kroatien haben. Entwe­
der werden die Kroaten nun versuchen, 
über Verhandlungen mit der Bundes­
armee ihre militärischen Stellungen 
einigermaßen zu halten, oder, wie es 
sich in den letzten Tagen schon andeute­
te, nun vollständig den Einsatz auswärti­
ger Truppen anstreben. So hat der kroa­
tische Präsident Tudjman die amerikani­
sche Mittelmeerflotte zu Hilfe gerufen 
und der noch jugoslawische Staatspräsi­
dent Mesic (der aber die kroatischen In­
teressen vertritt) erst vor ein paar Tagen 
Truppen der italienischen Armee ange­
fordert.

Die WEU hat jetzt schnell auf die Hil­
ferufe ihrer Vassallen aus Kroatien rea­
giert. Unmittelbar nach Bekanntwerden 
der Kapitulation der kroatischen Trup­
pen in Vukovar beschloß der WEU-Mi- 
nisterrat die Entsendung von engli­
schen, französischen und italienischen 
Kriegsschiffen in Richtung Jugosla­
wien. Gleichzeitig soll mit der Um­
schreibung „humaner Korridor“ der 
Einsatz von Bodentruppen der WEU in 
Jugoslawien durchgesetzt werden.

Daß Bundesarmee und serbischer Re­
gierung nun einem Einsatz von UNO- 
Truppen in Jugoslawien zugestimmt ha- 

rung in Europa und auch in Jugoslawien 
selbst beiträgt. Deshalb ist es erforder­
lich, daß denjenigen Republiken, die 
jetzt ihre Unabhängigkeit suchen, aber 
auch denjenigen, die zusammenbleiben 
wollen, in der Europäischen Gemein­
schaft durch Assoziierungsverträge ein 
Anker der Stabilität geboten wird ...“

Die EG bzw. der großdeutsche Block 
aus BRD, dem Beitrittskandidaten 
Österreich und den mit BRD-Konzernen 
Verbündeten als „Anker der Stabilität“ 
für einen halbkolonialen Osten, der 
deutscher „zivilisierter“ Konzern-Aus­
plünderung unterworfen ist — auf die­
sem Weg will die BRD wieder zur Hege­
monialmacht in Europa aufsteigen. 
Noch freilich stellen sich nicht nur die 
Opfer, sondern auch andere imperiali­
stische Mächte diesem Kurs entgegen.

ben, ist in direktem Zusammenhang mit 
dem befürchteten Einsatz auswärtiger 
Truppen zu sehen. Da mit Sicherheit 
diese UNO-Kontigente sich aus Solda­
ten der Dritten Welt rekrutieren, ande­
res wird weder Belgrad noch die Bun­
desarmee hinnehmen, ist dies aktzeptab- 
ler, als wenn irgendwelche WEU-Trup- 
pen in Jugoslawien stehen. Es zeigte 
sich ja auf den letzten UNO-Sitzungen, 
daß die Position der Imperialisten, ins­
besondere der BRD, nach weitestgehen­
der Zerschlagung Jugoslawiens nicht 
mehrheitsfahig ist. Es war daher nicht 
unklug von Seiten Serbiens, sich auf die 
UNO zu stützen. Bei den sicher bald 
wieder beginnenden Verhandlungen 
über die Neuordnung Jugoslawiens ist 
dann mit mehr Unterstützung von Seiten 
der Dritten Welt zu rechnen.

Innerhalb des serbischen Lagers gibt 
es aber in jüngster Zeit einige Wider­
sprüche. So lehnt der Vertreter der Ser­
ben aus Krajina (liegt in Kroatien), Mi­
lan Babic, die EG-Vorschläge ab, die je­
doch von der serbischen Regierung ak­
zeptiert worden sind. Er deutete auch 
an, daß er trotz des Drucks, der aus Bel­
grad kommt, bei seiner Position bleibe, 
die laute: keine Zustimmung zu irgend­
welchem Autonomiestatus innerhalb 
Kroatiens, sondern Anschluß an Ser­
bien. Widersprüche scheint es auch zwi­
schen Serbien und der Bundesarmee zu 
geben. Die serbischen Regierung hat 
jetzt beschlossen, ein eigenes Berufs­
heer aufzubauen. Die Bildung eigener 
Armeen in den Republiken ist von Ser- 

Weder Frankreich noch Großbritannien 
sind bereit, die von der BRD angestrebte 
diplomatische Anerkennung Kroatiens 
und Sloweniens mitzuvollziehen, wohl 
wissend, daß damit unwiederbringlich 
der Schritt zur „Internationalisierung“ 
des Konflikts gemacht ist, den die BRD 
anstrebt, um mit Truppen intervenieren 
zu können. Dänemark, Belgien, Luxem­
burg und Portugal seien zu einer solchen 
Aktion schon bereit, meldet die „Welt“ 
am 14.11. Die USA dagegen sperren 
sich noch: Am 12.11. zitiert die „Welt“ 
den US-Botschafter in «Belgrad, Wa­
shington bestehe immer noch darauf, 
„die Einheit des jugoslawischen Rau­
mes“ zu erhalten.
Quellen; Bundestagsprotokoll vom 6.11.; FAZ, 
Die Welt, 8.11. bis 14.11. Österreichische Mi­
litärische Zeitschrift 1 / 91 — (rül)

bien bisher immer abgelehnt worden.
In nachfolgender Dokumentation soll 

nun ein Überblick über die verschiede­
nen Positionen im serbischen Lager ge­
geben werden. Es handelt sich dabei um 
ein Spektrum, das von bürgerlich-mode­
rat (Erklärung der serbischen National­
versammlung) bis hin ins äußerste rech­
te Lager reicht. Die schärfste Position 
nimmt hier die SPO ein. Sie ist streng 
monarchistisch ausgerichtet und steht in 
enger Verbindung mit den Cetnik-Ver- 
bänden in Kroatien.

Es stellt sich, bei Betrachtung der Do­
kumente, natürlich die Frage, warum 
starke Kräfte in der EG, vor allem aus 
dem deutsch-österreichischen Lager, so 
vehement gegen Serbien Front machen. 
Gerade die Erklärung der serbischen 
Nationalversammlung (Freiheit des Un­
ternehmertums, Prinzip Marktwirt­
schaft) spricht ja dem dauernd wieder­
holten Vorwurf eines serbischen Bol­
schewismus Hohn. Eher scheint der 
Punkt 8. eine Erklärung anzudeuten. 
Die Nationalversammlung beharrt hier 
auf den Prinzipien der Souveränität, des 
Nichtangriffs und der Nichteinmi­
schung in die innere Angelegenheiten 
anderer Staaten. Es sind dies die Grund­
prinzipien der Blockfreienbewegung, 
die die Imperialisten schon seit Jahr­
zehnten zu wilder Hetze gegen die Un­
abhängigkeitsbewegungen veranlassen. 
Daher könnte es also sein, daß eine auf 
starke nationale Souveränität pochende 
serbische Bourgeoisie den Interessen 
eines Teils der EG-Imperialisten 
(deutsch-österreichischer Block) zu­
widerläuft, die eher einen Zustand halb­
kolonialer Staaten auf dem Balkan be­
vorzugen. — (hav)

Auszüge aus einer Erklärung der ser­
bischen Nationalversammlung vom 
10.10.1991

7. Der gemeinsame Staat aller Völker 
und Republiken muß als freiheitlich be- 
sümmter begründet sein in den Prinzi­
pien, die grundlegend verkörpert sind in 
der Vorschrift des Gesetzes, in umfas­
senden zivilen und politischen Freihei­
ten. in gegenseitiger Respektierung in­
dividueller und gesellschaftlicher Inter­
essen, in Marktwirtschaft und in voller 
Freiheit des Unternehmertums.

8. Während die Nationalversamm­
lung diese Ansichten zur Lösung der ju­
goslawischen Krise und ihren Entwurf 
für einen zukünftigen gemeinsamen 
Staat auf diesen Gebieten darlegt, sucht 
sie stabile Beziehungen des Friedens 
und der Zusammenarbeit zwischen 
Nachbarn und mit der gesamten interna­
tionalen Gemeinschaft herzustellen, ba­
sierend auf der vollständigen Achtung 
der Prinzipien der Souveränität, des 
Nichtangriffs, der Nichteinmischung in 
innere Angelegenheiten anderer Staa­
ten. und betont gleichzeitig die große 
Verantwortung aller Mitglieder der in­
ternationalen Gemeinschaft für die Er­
haltung des Friedens auf dem Balkan 
und in Europa.
Quelle: Serbia 2/91 vom 25. 10. 1991. Zeitung 
des serbischen Informationministeriums

Auszug aus einem Interview mit dem 
serbischen Verteidigungsminister, Ge­
neral Tomislav Simovic, über die Rol­
le der Jugoslawischen Volksarmee 
(JVA) in den gegenwärtigen Ausein­
andersetzungen

„Dies ist ein Krieg zwischen Kroatien 
und Jugoslawien, ausgefochten durch 
die serbische Bevölkerung auf dem Ter­

Dokumentiert: Serbische Positionen im jugoslawischen Konflikt
ritorium Kroatiens. In ihrer verfas­
sungsmäßigen Funktion hält sich die ju­
goslawische Volksarmee, objektiv ge­
sehen, verantwortlich, sowohl für die 
Verteidigung der Rechte ihrer Lands­
leute als auch für die Vermeidung von 
Zusammenstößen zwischen Nationen 
. . . Die JVA ist aber immer noch die 
Streitkraft Jugoslawiens, das immer 
noch existiert, wenn man die Republi­
ken berücksichtigt, die nicht ihre Ab­
spaltung erklärt haben.“

Auf die Frage, ob die JVA die serbi­
schen Interessen ausreichend berück­
sichtigt oder es eventuell notwendig sei, 
eine eigene serbische Armee aufzubau­
en, antwortet Simovic:

„Ich sehe solange keine Notwendig­
keit, daß von offizieller Seite nach einer 
serbischen Armee gerufen wird, solange 
bei der JVA das getan wird, was mit den 
Interessen der serbischen Bürger und 
der serbischen Bevölkerung, wo immer 
sie lebt, in Einklang steht . . . Was ein 
zukünftiges Jugoslawien brauchen wird, 
vielleicht Republiksarmeen oder Natio­
nalarmeen, wird davon abhängen, was 
in Jugoslawien verbleiben wird, .. . 
welche politische Lösung gefunden 
wird.“

Zur Debatte über die zukünftigen 
Grenzen Jugoslawiens sagte Simovic: 
„. . . Dies ist eine Angelegenheit, die 
hervorgehen muß aus politischen Über­
einstimmungen, aus politisch gesetzten 
Zielen, aber sicherlich müssen die Gren­
zen des zukünftigen Jugoslawiens ge­
sucht werden auf dem Gebiet der Repu­
bliken, die nicht ihre Abspaltung von 
Jugoslawien erklärt haben. Gleichzeitig 
muß man die Entscheidung der serbi­
schen Bevölkerung außerhalb Serbiens 
respektieren, die den Wunsch in einem 
Referendum geäußert hat, im zukünfti­

gen Jugoslawien zu verbleiben.“
Quelle: a.a.O.

Auszug aus einem Interview mit Vuk 
Draäkovic, dem Vorsitzenden der Ser­
bischen Emeuerungsbewegung (SPO), 
mit der Redaktion von Globus, veröf­
fentlicht in der kroatischen Zeitung 
Globus von 19.7.1991

„Eine Idee, der ich noch vor zwei Mo­
naten Chancen gab, ist leider jetzt defi­
nitiv vom Tisch. Die ursprüngliche Idee 
der SPO ... war die Kantonisierung Ju­
goslawiens. Wir gingen davon aus, daß 
die Grenzen zwischen den Republiken, 
die aber keine Staatsgrenzen sind und 
nicht den Charakter von international 
anerkannten Staatsgrenzen bekommen 
sollen, bestehen bleiben. Innerhalb der 
Republiken hätten durch Regionalisie­
rung autonome Provinzen, Kantone ge­
schaffen werden sollen — man sollte den 
nationalen Ansprüchen aller genügen 
... Nun kann davon aber keine Rede 
mehr sein. Jugoslawien ist in Slowenien 
getötet worden. ... Jetzt können wir 
nur noch von einer sehr losen, konföde- 
ralen, monetären und ökonomischen 
Union zwischen einem Teil des jetzigen 
Jugoslawiens auf der einen und Kroatien 
und Sloweniens auf der anderen Seite 
ausgehen. Zuvor muß man neue Gren­
zen zwischen Kroatien und Serbien und 
Kroatien und Bosnien-Herzegowina zie­
hen.“
Frage: Und wie sollen die nach ihrer 
Vorstellung aussehen?
Antwort: (Er legt eine ethnische Land­
karte auf den Tisch) „Wir meinen, daß 
es nötig ist, daß das ganze Baranja, un­
geachtet der ethnischen Zugehörigkeit 
der Bevölkerung an Serbien gehen soll, 
weil Baranja in der Zeit der Gründung 

Jugoslawiens 1918 zum Königreich Ser­
bien gehörte. (Baranja ist ein fruchtba­
res Hügelland zwischen der Donau und 
der unteren Drau, von dem der größte 
Teil zu Ungarn gehört und der Südzipfel 
Kroatien — die Hauptstadt ist Osijek, 
die Bevölkerung mehrheitlich kroatisch 
und ungarisch.) Jedenfalls der Südteil 
davon, wo die Bevölkerung mehrheit­
lich serbisch ist, soll an Serbien ange­
schlossen werden.“ (Danach erklärt 
DraSkovid, wie die ostwestlichen 
Grenzgebiete von Bosnien-Herzegowi­
na an Kroatien angeschlossen werden 
sollen sowie unbedeutende Teile von 
Herzegowina, wo mehrheitlich Kroaten 
leben. Das Ganze läuft andererseits da­
rauf hinaus, daß Teile Kroatiens, da, wo 
mehrheitlich Serben leben, aber auch 
da, wo das nicht der Fall ist, mit Bosnien 
vereinigt werden — und zwar sowohl in 
der unmittelbaren Nähe von Zagreb als 
auch im dalmatinischen Hinterland). 
„Das wäre der Staat der Serben und 
Moslems mit Zugang zum Meer.“
Frage: Die Moslems wären sicherlich 
nicht dafür.
Antwort: „Aber sie verlieren damit 
nichts .. “
Frage: Machen wir es kurz: Das, was sie 
Vorschlägen, fuhrt in ein unvorstellba­
res Gemetzel.
Antwort: „Ich sehe keine andere Lö­
sung. ... Ihr (er meint die Kroaten, d. 
Red.) habt mit der Auftrennung Jugosla­
wiens angefangen. Jetzt muß man die 
Konsequenzen ziehen. Wer vernünftig 
ist, wird meinen Vorschlag annehmen. 
Wenn ihr nicht zustimmt, dann werdet 
ihr alles verlieren.“
Frage: Die Mazedonier werden gegen 
euch kämpfen, die Albaner, die Moslems 
und die Kroaten auch. Die Ungarn be­
droht ihr auch.

Antwort: „Zu einem Krieg dieses Aus­
maßes kann es nicht kommen . . . Der 
Krieg wird wie eine Schauer, wie eine 
sommerlicher Wolkenbruch sein. Euro 
pa wird nicht zulassen, daß das ganze 
Land, der ganze Balkan in Flammen 
steht. Ich hoffe auf eine Patronat Euro­
pas, auch wenn das erniedrigend ist.“

Auszüge aus einem Interview mit dem 
Vorsitzenden der Serbisch Demokrati­
schen Partei (SDS) in Kroatien, Jovan 
Raskoviö

„Wäre das neue Kroatien ein wirklich 
demokratischer Staat geworden, ein zi­
viles Gemeinwesen freier Individuen, 
dann hätten wir lediglich eine kulturelle 
Autonomie angestrebt.“ Wäre Kroatien 
ein „Staat des kroatischen Volkes“ ge­
worden, in dem eine Volksgruppe die 
Souveränität allein beanspruche, so hät­
ten die Serben eine „politische und terri­
toriale Autonomie innerhalb Kroatiens“ 
angestrebt. Kroatien habe sich aber zum 
„Militarismus, Nationalismus, Anti- 
Serbismus hinentwickelt — und in die­
sem Staat können wir nicht leben.“

Als einzige Alternative sieht Raskovic 
„eine Veränderung des Regimes in Kro­
atien und die Demokratisierung des po­
litischen Lebens. Das kroatischen Volk 
muß begreifen, daß es seine Verbünde­
ten nicht unter den Albanern, Österrei­
chern und Deutschen suchen und finden 
kann, sondern daß beim Aufbau einer 
Demokratie der einzig wahre Verbünde­
te nur das serbische Volk in Kroatien 
sein kann. Jede andere Kombinatimi 
führt zu Blutvergießen. ... Da gibt es 
nichts anderes als das Auslöschen des 
kroatischen Regimes unter Franjo Tudj­
man.“ Es gebe keine Chance zum fried­
lichen Zusammenleben, „solange die 
politische Struktur Kroatiens so ist wie 
sie ist.“
Quelle: Franfurter Rundschau vom 19.9.1991
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Internationale Umschau

Am 30. September 1991 traten Miguel Colina, Guillermo Rodriguez, Juan Ordones 
und Ramon Casanellas (das Foto wurde am 13.11. in einem Krankenhaus in Santia­
go aufgenommen), politische Gefangene in Chile, in einen Hungerstreik. Stellvertre­
tend für alle, die noch — seit der Militärdiktatur Pinochets — hinter Gittern sind, woll­
ten sie ein Signal für die Freilassung aller politischen Gefangenen setzen. Von den im 
März insgesamt noch 380 politischen Gefangenen sind noch knapp 100 in den Ker­
kern. Nach 45 Tagen brachen die vier Gefangenen am 13.11. ihren Hungerstreik ab: 
„Der Kampf für die Freilassung aller politischen Gefangenen (muß) nun von der Öf­
fentlichkeit geführt werden.“ Einen Tag zuvor fand in Santiago eine große Demon­
stration für die Gefangenen statt, zu der mehrere Menschenrechtsorganisationen 
aufgerufen hatten. In ihrem Verlauf wurden 258 Menschen festgenommen. — fleh)

Streikende in Honduras ringen 
US-Konzern Zugeständisse ab

Nach fast einem Monat Streik in dem us- 
kanadischen Bergbauunternehmen 
American Pacific (AP) haben die Strei­
kenden durchgesetzt, daß die angekün­
digten Entlassungen vorerst zurückge­
zogen werden. Am 7. Oktober kündigte 
AP die Entlassung von 88 Arbeiterinnen 
und Arbeitern an, die zuvor gegen Ent­
lassungen protestiert und für das Recht 
auf Gründung einer eigenen, unabhängi­
gen Gewerkschaft und für gleichen Lohn 
für gleiche Arbeit gekämpft hatten. Die 
Proteste und der Streik wurden auch 
weitergeführt, nachdem die Armee auf 
Seiten von AP in die Auseinanderset­
zung eingegriffen hatte. Schließlich rief 
die nationale Gewerkschaftsvereinigung 
für den 7. November zum Generalstreik 
auf. Einen Tag vorher, gab AP nach. 
(Quelle: POONAL Nr. 20/91) - (uld)

Guatemala: Widerstandsdörfer 
schließen sich zusammen

Vor zehn Jahren vertrieb die guatemal­
tekische Armee mit Boden- und Luftan­
griffen die Bewohner von drei Koopera­
tiven im Norden des Peten, um die kol­
lektiven Wirtschaftsformen zu vernich­
ten. Die Flüchtlinge versteckten sich 
seitdem in den Wäldern des Peten. In 
diesem Jahr versuchte die Armee mit 
einem erneuten Angriff, die Flüchtlinge 
zu vernichten. Die Vertriebenen kündi­
gen an, daß sie nun die „Volksgemein­
schaft im Widerstand im Peten“ (CPRP) 
gegründet haben, die für das Recht auf 
Rückkehr in die Dörfer kämpft. Quelle: 
POONAL 20/91—(uld)

Madhya Pradesh: Ermordung 
eines Revolutionärs

Shankar Guha Niyogi, Gründer der 
Chattisgerh Mukti Morcha (CMM)/ei­
ner revolutionären indischen Bauem­
und Arbeiterorganisation, wurde am 
28.9.91 in seinem Haus erschossen. 
„.. . Er war ein unbestrittener Kämpfer 
für die Unterdrückten der Region Chat- 
tisgarh, eindeutig durch angeworbene 
Killer von Industriellen . . . ermordet 
... In den letzten Monaten wurde er 
mehrere Male durch die Regierung des 
Unionsstaates Madhya Pradesh mit fin­
gierten Anklagen inhaftiert. Arbeiter­
organisationen bei der wachsenden Zahl 
von Beschäftigten in Chattisgarh sollten 
unter Polizeiterror und -horror leben. 

. . . Chattisgarh ist eines der am stärk­
sten wachsenden Industriezentren in ei­
ner sonst sehr rückständigen Region. 
Aber der Charakter der Industriellen ist 
derart feudalistisch, daß sie nicht einmal 
die offiziell festgelegten Minimallöhne 
an ihre Beschäftigten zahlen. Die 
CMM, die Niyogi vor 20 Jahren gründe­
te ..., steht jetzt als Symbol seiner Ach­
tung für die armen Stammesbewohner, 
die in dem bergigen Terrain von Chattis­
garh leben. Trotz der weitgehenden 
Stagnation der Gewerkschaftsbewegung 
half Niyogi den Arbeitern, eine kraft­
volle Bewegung zu entwickeln, die es 
verstand, die Interessen der abhängigen 
Arbeiter mit denen anderer Teile der lei­
denden Bevölkerung zu verbinden.“ 
Quelle: Frontier, Kalkutta, 5.10.91 - (cog)

Wahl in Wien: Erdrutschsieg 
für faschistoide FPÖ

Triumph der FPÖ bei den Kommunal­
wahlen in Wien am 10. November: die 
Partei, in der unter Führung des Kärnt­
ner Landeshauptmanns Haider eine 
faschistoid-deutschnationale Fraktion 
den Ton angibt, wurde mit 22,6% 
(+12,9%) zweitstärkste Partei. Die 
SPÖ, die das „rote Wien“ seit Jahrzehn­
ten allein regiert, mußte mit einem Er­
gebnis von 47,7% (-7,2%) erheblich 
Federn lassen. Die eigentliche Verliere­
rin jedoch ist die konservative ÖVP, die 
von 28,4 auf 18,1 % regelrecht abstürz­
te. Die National liberalen sind künftig 
mit 23 Abgeordneten im Gemeinderat 
vertreten, der im Wiener Stadtstaat 
gleichzeitig als Landtag gilt; aufgrund 
des geltenden (Mehrheits)-Wahlrechts 
wird die Stadt vermutlich auch weiter 
von der SPÖ und ihrem Bürgermeister 
Zilk allein regiert. Erstmals im Gemein­
derat vertreten ist die „Grüne Alternati­
ve“, die es auf 9 % brachte. Die KPÖ er­
zielte 1,6 % (-1 %). Der erneute Wahler­
folg der FPÖ ist umso bedeutender, als 
er nur wenige Monate nach Haiders Äu­
ßerung erfolgte, in Nazideutschland ha­
be es eine „ordentliche Beschäftigungs­
politik“ gegeben. Viele hatten damals 
gehofft, er sei damit zu weit gegangen. 
Der Wahlkampf der rechtsextremen 
Partei war ganz auf das gegenwärtige 
Erfolgsrezept der Faschisten zuge­
schnitten: hemmungslose Ausländerhet­
ze. Die Presse hat sich beeilt, Haiders 
Erfolg der Arbeiterbevölkerung anzu­
hängen. Obwohl sie zweifellos auch 
Stimmen aus der Facharbeiterschaft er­
hielt: der FPÖ-Sieg geht in erster Linie 
auf Kosten der ÖVP. Offenbar findet in­
nerhalb der besitzenden Klassen und der 
Mittelklasse eine starke Umgruppierung 
nach rechts statt. Die ist umso beunruhi­
gender, als sie deutschnational daher­
kommt und auf den Trümmern des rea­
len Sozialismus in Südosteuropa alte 
Balkanträume nährt. — (jüg)
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EL PUEBLO ARABE

Zu einem noch härteren Vorgehen gegen die baskische Befreiungsorganisation ETA 
haben reaktionäre Zeitungen und Parteien die französische Regierung aufgefordert. 
Der Vorsitzende der reaktionären „Volkspartei“ reiste nach Frankreich und beriet mit 
französischen Politikern der Rechten neue Verfolgungsmaßnahmen gegen ETA. 
Zugleich beschuldigte der spanische Regierungssekretär „für Sicherheitsfragen“, 
Vera, die baskische Partei „Herri Batasuna“, die den Unabhängigkeitskampf unter­
stützt, sie steuere die Aktionen der ETA: Signal für eine geplante Verhaftungswelle 
auch gegen Funktionäre von Herri Batasuna. — (rül)

Patriotische Vereinigte Front 
zu Verhandlungen

Viele Kräfte des Befreiungskampfes in 
Azania/Südafrika haben sich mit den Be­
freiungsbewegungen ANC und PAC in 
der Patriotischen Vereinigten Front zu­
sammengeschlossen, die vom 25. bis 
27. Oktober eine Konferenz in Durban 
durchführte. Die Konferenz beschloß 
folgende Erklärung über das gemeinsa­
me Vorgehen gegenüber dem Minder­
heitenregime: „7. Übergabe der Macht: 
Die Übergabe der Macht vom Minderre­
gime an das Volk ist das Hauptziel unse­
res Kampfes. In Verfolgung dieses Ziel 
muß so früh wie möglich eine Allpartei- 
enkonferenz/Vorkonstitutionelle Ver­
sammlung (ACP/PCAM) einberufen 
werden. 2. Zweck der ACP/PCAM: Der 
Zweck ACP/PCAM soll sein, die Moda­
litäten der Übergabe der Macht an das 
Volk auszuarbeiten. Diese Modalitäten 
müssen die Errichtung einer gewählten 
Verfassunggebenden Versammlung 
zum Zentrum haben, gewählt auf der 
Basis „Ein Mensch, eine Stimme“ von 
allen wahlberechtigten, in den Wahlli­
sten eingetragenen Wählern, die Prinzi­
pien der Verfassung auf Grundlage des 
Rahmens, der in den UNO/OAU-Erklä- 
rungen umrissen ist, die Rückintegra­
tion der Bantustans und einen definitiven 
Zeitrahmen. 3. Einberufung: 3.1 Die 
ACP/PCAM muß einberufen werden 
durch einen unabhängigen und neutralen 
Einlader und nicht durch das Regime. 
PAC und ANC müssen über einen ak­
zeptablen Einlader Übereinkunft erzie­
len. 3.2 In den nächsten Wochen soll ein 
Treffen mit dem Regime und anderen in­
teressierten Parteien durchgefiihrt wer­
den, um Zeitpunkt, Ort und Einlader für 
APC/PCAM zu beraten. 4. Prozeß der 
Annäherung: 4.1 Bei Gegenständen, bei 
denen Übereinstimmung bei diesem 
oder künftigen Treffen der Patrioti­
schen/Vereinigten Front herrscht, wer­
den Aktionen und Positionen bekräftigt 
durch das Prinzip der Einheit in der Ak­
tion und der Einheit im Ziel als eine 
Front. Bei Gegenständen, in denen kein 
Konsens gefunden werden konnte, wer­
den die Bemühungen, gemeinsamen Bo­
den zu finden, fortgesetzt. Sollte kein 
Konsens erreicht werden, können die 
Organisationen unabhängig agieren. 
4.2. Die Patriotische/Vereinigte Front 
soll nach sechs Monaten erneut zusam­
mengerufen werden mit dem Zweck der 
Berichterstattung, weiterer Konsultatio­
nen und gemeinsamer Planung.“ — (uld)

Türkei stiftet Unruhe: 
Aserbeidschan wird anerkannt

Die Türkei hat als erster Staat Aserbeid­
schan diplomatisch anerkannt. Dies be­
schloß die türkische Regierung unter 
Ministerpräsident Yilmaz am 9.11. Zu­
vor hatten rund 10000 Leute aus der au­
tonomen Republik Nachitschewan 
(Aserbeidschan) am 29.10. die Grenze 
zur Türkei über einen neuen Grenzüber­
gang überquert, um in der Provinz Kars 
in der Ortschaft Aralik den türkischen 
Nationalfeiertag zu feiern. Sie kehrten 
am 30.10. nach Aserbeidschan zurück. 
Diese Grenzüberschreitung ist von der 
Türkei propagandistisch betrieben wor­
den. Zusammen mit der Anerkennung 
Aserbeidschans ließ die türkische Re­
gierung unter Ministerpräsident Yilmaz 
verlauten, sie beabsichtige, Konsulate in 
Armenien sowie allen anderen sowjeti­
schen Republiken einzurichten. — (rub)

Krankheit kommt teuer
Haushalts- und Finanzdiskussion in Italien

Den Druck, den die Vorbereitung der 
EG-Währungsunion ausübt. bekommt 
die italienische Bevölkerung zu spüren. 
Anfang letzter Woche hatte der italieni­
sche Schatzminister Carli seinen EG-Fi­
nanzministerkollegen den Plan der Re­
gierung vorgelegt, wie Italien bis 1994 
die Vorgaben der EG erreichen will: 
Verringerung des Haushaltsdefizits. 
Stabilisierung und Verringerung der 
Staatsschuld. Senkung der Inflation von 
jetzt 6,3% auf 3,5%. Die EG-Minister­
runde hat diese Ziele als ersten Schritt 
zur Kenntnis genommen, dem weitere 
Maßnahmen folgen müßten. Eine erste 
Probe aufs Exempel sei der Staatshaus­
halt 1992, der namentlich eine restrikti­
ve Einkommensentwicklung im öffentli­
chen Dienst bringen müsse.

Mit dieser Stellungnahme aus der EG 
im Rücken, die ihre Politik zugleich un­
terstützt und mit Kritik anstachelt, 
brachte die italienische Regierung ihre 
Haushalts- und Finanzgesetzentwürfe 
im Senat ein. Bis letzten Sonntag sollten 
sie alle unter Dach und Fach gebracht 
werden. Schon zur Mitte der Woche war 
einer der zentralen Punkte, das Gesetz 
über die Selbstbeteiiigung bei Krank­
heitskosten, mehrheitlich beschlossen 
worden. Die schon vorher hohe Selbst­
beteiligung steigt weiter. Für Arznei­
mittel mußten bisher 40% ihres Preises 
selber bezahlt werden bei einer Ober­
grenze von 40000 Lire (ca. 53 DM). Quelle: L.Unita, 14. 11.91 — (rok)

Pakistan: Massive Privatisierung
Nahrungsmittelzuteilungen an Arme werden stark gekürzt

Die Koalitionsregierung des Premiermi­
nisters Mian Nawaz Sharif regiert jetzt 
ein Jahr. Sechs Monate lang hatte sich 
die PPP der ehemaligen Ministerpräsi­
dentin Bhutto von den Parlamentssitzun­
gen ferngehalten, um gegen die putsch­
artige Absetzung im Oktober 1990 zu 
protestieren. Vorausgegangen war ein 
massiver Korruptionsskandal.

Am 16. Juni verabschiedete die Natio­
nalversammlung das Staatsbudget 
1991/92, das ein Rekorddefizit veran­
schlagt (24,5 Mrd. Rupies). 6 Mrd. Rs 
sollen durch Steuererhöhungen ausge­
glichen werden. Allerdings wurden die 
Höchststeuersätze für private Steuer­
zahler und Unternehmen um jeweils 
10% gesenkt. Die Sozialausgaben wur­
den um rund die Hälfte gekürzt. Ein­
schränkungen vor allem in den Berei­
chen Bildung, ländliche Entwicklung 
und Sozialgesetzgebung sind festge­
schrieben. Härtester Einschnitt bedeutet 
der fast komplette Wegfall der Zutei­
lung von Nahrungsmitteln an Bedürfti­
ge. Finanzminister Aziz wies die Haupt­
kreditgeber Pakistans darauf hin, daß 
die Verteidigungsausgaben nicht we­
sentlich überschritten würden.

Beschränkungen für den Import von 
Industrierohstoffen und technischen Gü- 

USA: Krankenversicherungskrise
37 Mia Menschen sind ohne Krankenversicherungsschutz

Die Krise der medizinischen Versor­
gung der US-Bevölkerung kann nicht 
mehr übergangen werden. Seit dem un­
erwarteten Wahlsieg des relativ unbe­
kannten Kandidaten der Demokrati­
schen Partei, Harris Wofford, über Dick 
Thornburgh, den wohlbekannten ehe­
maligen Gouverneur von Pennsylvania, 
vormaligen Generalbundesanwalt und 
Bush-Vertrauten, als Pennsylvanias Se­
nator, schießen die diversen Pläne für 
eine nationale Krankenversicherung al­
lerorten aus dem Boden. Wofford hatte 
den mangelnden Zugang zu medizini­
scher Versorgung für Millionen US- 
Bürger ohne Krankenversicherung zum 
zentralen Thema seines Wahlkampfs 
gemacht.

37 Millionen Menschen in den USA 
haben keine Krankenversicherung, dar­
unter viele, die in kleinen Unternehmen 
arbeiten. Aber auch diejenigen, die 
durch ihren Arbeitgeber versichert sind, 
sind nicht unbedingt abgesichert. Eine 
Untersuchung im Jahre 1990 ergab, daß 
73 % der großen Unternehmen und 44 % 
der Betriebe mit weniger als 1 000 Be 
schäftigten selbst-versichert sind. Sie 
haben es dann in der Hand. Versiehe 
rungsleistungen für bestimmte Krank­
heiten, z.B. AIDS, zu begrenzen oder 
ganz auszuschließen. Präsident Bush

Nach dem neuen Gesetz müssen nun 
50% des Preises bei einer Obeigrenze 
von 50000 Lire (ca. 67 DM) bezahl’ 
werden. Ausgenommen sind wie bisher 
lediglich sogenannte lebensrettende 
Medikamente. Ein zusätzlicher Festbe 
trag auf jedes einzelne Medikament von 
bisher 1 500 Lire (ca. 2 DM) wird auf 
3000 Lire verdoppelt. Für die Wr 
Schreibung aller anderen medizinischen 
Leistungen mit Ausnahme der Einliefe 
rung ins Krankenhaus wird em solcher 
Festbetrag von 3000 Lire neu eilige- 
fuhrt. Die Selbstbeteiiigung an Unter 
suchungen. Analysen, Röntgenaufnah 
men u.a. wird von bisher 40% auf 50%. 
die Eigenbeteiligung an Thermalkuren 
von 30 auf 50 % erhöht. Nach einer Un­
tersuchung des Internationalen Instituts 
für Studien und Gesundheitsinformation 
(ISIS) ist damit Italien unter den sieben 
führenden Industrieländern bei der 
Eigenbeteiligung an die erste Stelle ge­
rückt.

Auf eine Lohnsenkung zwecks Same 
rung des „Unternehmens Italien“ zielt 
auch nach wie vor der Industrielienver 
band Confindustria. In den seit Juni lau­
fenden Verhandlungen über „Arbeits 
kosten“ verlangt er immer schärfer die 
völlige Abschaffung des Teuerungsaus­
gleichs Scala mobile und spielt dabei auf 
Zeit. Zum Jahresende läuft die gesetzli­
che Regelung der Scala mobile aus.

tern wird es nicht mehr geben. Verstaat­
lichte Industrieunternehmen und Ban 
ken sollen reprivatisiert werden, der bis­
lang kontrollierte Devisenhandel ist 
freigegeben. Pakistanische fernöstliche 
Blätter sind irritiert über die „Hast“ des 
„Ausverkaufs“. „Der Kernpunkt der 
wirtschaftlichen Plattform des Premiers 
ist ein Plan. 115 staatseigene Betriebe so 
schnell wie möglich zu verkaufen.“ In 
einem Interview in derselben Zeitung 
visiert Sharif das Ziel an, 50 bis 70 Be­
triebe bis Jahresende verkauft zu haben. 
Die ganze Haushaltsplanung sei darauf 
aufgebaut.

Am 18.7.91, zwei Tage nach der 
Verabschiedung des Budgets, wurde der 
12. Verfassungszusatz verabschiedet, 
der der Regierung „zur Bekämpfung 
von Terrorismus und Kriminalität“ um­
fangreiche Sondervollmachten gibt. Die 
Polizei erhält ebenso wie paramilitäri 
sehe Einheiten erweiterte Vollmachten 
vor allem in jenen Teilen des Landes, 
die zu „terrorist affected areas" dekla­
riert werden. Sie haben das Recht, Per 
sonen ohne Anklage zu inhaftieren und 
Bürgerrechte außer Kraft zu setzen.
Quellen: Far Eastem Econonuc Revieu.
29.8.91; Archiv der Gegenwart, 22.4. und
18.8.91.- (cog)

hatte geplant, dieses Thema bis nach den 
Präsidentschaftswahlen im November 
1992 zu verschieben. Sein Gesundheits­
minister hat noch keinen Plan ausge 
arbeitet. Die Dringlichkeit der Krise hat 
Bushs Plan, alle innenpolitischen Pro 
bleme zu übergehen und sich als der gro­
ße weltpolitische Heid zu präsentieren, 
zu Fall gebracht. Es mag gut sein, daß 
der Präsidentschaftswahlkampf um öko 
nomische und sozialpolitische Fragen 
geht und das, so wird spekuliert, könnt 
Bush den Sieg kosten.

Alle Bewerber der demokratischen 
Partei für das Präsidentenamt haben in 
Windeseile ihren jeweiligen Plan für 
eine umfassende Krankenversichera^ 
vorgelegt. Die Republikaner drängen 
Bush, schnellstens etwas rauszubringen

Eine Gruppe, der einige große Finnen 
und einige Gewerkschaften angeboren 
hat einen Plan vorgelegt, nach dem alk 
Firmen ihre Beschäftigten entweder pn 
vat versichern oder 7 % des Lohn> an 
Pro-Health bezahlen und sie dort versi 
ehern. Die Beschäftigten müssen in die 
sem Fall 1,75 % ihres Lohns zuzahlen 
Die Gewerkschaften bevorzugen das 
kanadische Modell mit einer einzigen 
nationalen Krankenversicherung, wär 
den aber das andere Modell als Sehnt: 
dahin akzeptieren. — (ger. her»
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Regierung Fujimori ist nun seit 
□de als einem Jahr an der Macht, und 
jic Mansierung der peruanischen Ge- 
eisdwtt ist noch stärker sichtbar. Es 
al äcb gezeigt, daß jenes berühmte 
Jfcjßomen Fujimori“ welches so viel 
Mehen und Aufmerksamkeit in dieser 
Jät der imperialistischen Neuordnung 
ffKgt hat, bloß den Zerfall und das 
gMte des politischen Parteiensystems 

seiner zum Schein auf „repräsenta- 
nm Demokratie" beruhenden Regie- 

markiert.
Fujimon und seine Regierung kamen 

jk Ruder, ohne ein Regierungspro- 
jamm zu haben, so wie auch schon sei- 
«Wrgangcr. und schon nach wenigen 
Monaten hat er alle seine Wählverspre- 
ctangen gebrochen, hat sich der Groß- 
nowgeoisie und den Großgrundbesitz 
.w verschrieben, dem US-Impcrialis- 
übs ausgeliefert, das alles mit Unter- 
Äzung der Streitkräfte, er übertrifft an 
Schamlosigkeit sogar noch seine reak­
tionären Vorgänger. Das hat eine Ver­
schärfung der Krise des parlamentari­
schen Systems zur Folge und den mehr 
oder weniger verdeckten Aufbau einer 
Diktatur.

Die Cholera, welche vor allem die 
Armen heimgesucht hat, ist nur eine von 
vielen Epidemien (TBC, Malaria, Lepra 
u.a.), die im Lande grassieren, — und 
das sind die sozialen Folgen der fort­
währenden Ausbeutung. Die Seuche 
verbreitet sich unaufhaltsam in ganz La­
teinamerika. Der Leiter des Panameri­
kanischen Gesundheitsbürbs (OPS), 
Carlyle Guerra de Macedo, hat die Re­
gierungen Lateinamerikas dazu aufge­
rufen, den Sozial ausgaben in ihrem 
Budget den Vorrang zu geben, denn die 
Cholera ist eine Krankheit der Armut.

In nur sechs Monaten, von Januar bis 
Juli 1991, sind 251 568 Personen in ganz 
Amerika erkrankt und davon 2618 ge­
storben. Allein in Peru sind 89% der 
Krankheitsfälle (223 564) registriert 
worden und 83 % der Todesfälle (2 163) 
— so erfahrt man aus der „Erklärung 
von Lima“, einem Papier des IX. Natio­
nalen Kongresses für Gesundheitswesen 
und Umwelt. Aber die offiziellen Zah­
len müssen noch durch die vielen anony­
men, nicht gemeldeten Fälle ergänzt 
werden. Jn den letzten Wochen hat die 
Seuche im nord-östlichen Teil des Ur­
waldgebietes (Iquitos) verstärkt zuge­
schlagen, die Anzahl der neuen Cholera- 
Fälle ist hier zehnmal höher als an der 
Küste.

Was die Statistik nicht zeigt, ist die 
tägliche Tragödie von Millionen Fami­
lien. die Angst und Verzweiflung der 
Eltern, wenn sie ihren Kindern nichts 
auf den Tisch stellen können, die 
schrecklichen Auswirkungen der Krise 
auf den schwächsten und zerbrechlich­
sten Teil der Gesellschaft, auf die Kin­
der. Nach offiziellen Angaben sterben in 
Peru jährlich zur Zeit 90000 Kinder un­
ter 5 Jahren. Der größte Teil davon, 
80 % sind aufgrund von akuten Magen- 
Damünfektionen und Erkrankungen der 
Atemwege zu verzeichnen, Krankhei­
ten. die bei einer minimalen medizini­
schen Versorgung verhindert oder the­
rapiert werden könnten, — und das bei 
Kosten von ein paar Dollar pro Kind 
(z.B. in Höhe einer Kinokarte und einer

Peru: „Neue Ordnung“ 
mit Zinsen und Cholera

Unter der Regierung Fujimori nimmt die Verelendung noch grausamere Ausmaße an

Tasse Kaffee in einem europäischen 
Land). Viele der Kinder, die solche 
Krankheiten dennoch überleben, blei­
ben entweder körperlich oder psychisch 
geschädigt durch die chronische Man­
gel- bzw. Unterernährung. Die Vertei­
diger dieser ausbeuterischen Gesell­
schaftsordnung wollen die wahre Tragö­
die nicht sehen: im vergangenen Jahr­
zehnt. den 80er Jahren, sind in Peru 
über eine Million Kinder unter 5 Jahren 
gestorben — so viele Opfer hat der Krieg 
in Afghanistan gekostet, und es ist mehr 
als die Zahl der Toten im Golfkrieg. In 
Peru ist die Kindersterblichkeit doppelt 
so hoch wie in Ecuador und viermal so 
hoch wie in Chile, durchschnittlich 8 %. 
Im Andenhochland ist die Rate bedeu­
tend höher.

Durch Fujimori hat sich die ohnehin 
katastrophale Situation noch verschärft. 
Er hat sich den Plänen des IWF völlig 
untergeordnet. Heute leben 70 % der pe­
ruanischen Bevölkerung unter der Ar­
mutsgrenze, eine Situation, die in der 
Geschichte Perus noch nie dagewesen 
ist. Das sind die Kosten der „Wiederein­
gliederung in das internationale Finanz­
system“. Am 12. September ist mit dem 
IWF die Refinanzierung einer 1,7 Mil- 
liarden-Schuld verhandelt worden; und 
zwar ist dafür eine Unterstützergruppe, 
bestehend aus mehreren Ländern er­
nannt worden, welche die Finanzmittel 
folgendermaßen bereitstellt: die USA 
und Japan 400 Millionen US-$, die BRD 
135, Spanien 55, Kanada und die Ge­
meinschaft der Andenländer 40 Millio­
nen US-$ etc. Viele dieser Länder, die 
sonst so streng und anspruchsvoll sind in 
Bezug auf die Einhaltung der Menschen­
rechte, fördern und unterstützen damit 
eigentlich eine der reaktionärsten Regie­
rungen überhaupt. In den letzten Jahren 
hat Peru den traurigen Weltrekord im 
Verschwindenlassen von Verhafteten 
erreicht und gehalten. Seit dem Regie­
rungsantritt Fujimoris sind ca. 4000 
Menschen getötet worden; in nur einer 
Provinz (Huancavelica) sind ca. 300 
Personen nach ihrer Verhaftung durch 
Armee und Polizei „verschwunden“. 
Amnesty International hat mehr als 150 
solcher Fälle gemeldet und daraufhin 
ein Protestschreiben an die US-Regie- 
rung geschickt, in dem sie die Unterstüt­
zung der peruanischen Regierung sei­
tens der USA im Rahmen des Abkom­
mens zur Drogenbekämpfung (Mai 
1991) verurteilt.

Das Abkommen, welches am 14. No­
vember in Kraft tritt, hat eine heftige 
und langanhaltende Auseinandersetzung 
im nordamerikanischen Parlament her­
beigeführt, und das vor allem, weil die 
Verbrechen der peruanischen Streitkräf­
te inzwischen allbekannt sind und eine 
Intervention für die USA somit beträcht­
liche Risiken einschließt. Die sichtbare 
„Hilfe“ beträgt ca. 200 Millionen US-$

für militärische Zwecke, außerdem gibt 
es aber noch eine Reihe von Nebenver­
trägen, die nicht öffentlich sind. Aber 
auch in den Teilen des Abkommens, die 
der Öffentlichkeit zugänglich sind, wird 
immer deutlicher vom „Kampf gegen 
Drogenhandel und Subversion“ gespro­
chen.

Die Ratifizierung des Abkommens hat 
Fujimori eigenmächtig beschlossen und 
das Parlament übergangen; auch bei der 
Umsetzung der Verträge hat weder das 
peruanische Parlament noch eine andere 
Institution irgendwelche Kontrollmög­
lichkeiten. Das peruanische Parlament 
erfahrt oft erst aus den Medien den ge­
nauen Wortlaut der abgeschlossenen 
Verträge. Nur als der US-Senat wegen 
kontinuierlicher Menschenrechtsverlet­
zungen mit der Einstellung der „Hilfe“ 
gedroht hat, rief Fujimori eiligst die 
rechten Parteien sowie die der parla­
mentarischen „Linken“ zu öffentlichen 
Diskussionen zusammen und versicher­
te sich der ideologischen, politischen 
und auch organisatorischen Unterstüt­
zung der katholischen Kirche. Die Si­
tuation ist dermaßen grotesk und die Re­
gierung derartig reaktionär, daß selbst 
die rechtsgerichtete, konservative Pres­
se folgendes veröffentlicht: „. . . Fuji­
mori behauptet, daß die terroristischen 
Gruppen Rückschläge erlitten haben, 
die sie in ihr Anfangsstadium zurück­
versetzt haben. Aber was wir alle Tag 
für Tag beobachten und erleben ist, daß 
die Subversion an allen Fronten voran­
schreitet. (...) Wenn auch viele Perua­
ner das Eingreifen der Armee an den 
Universitäten unterstützt haben, so ist 
das an sich noch kein Triumph. Im Ge­
genteil, es zeigt die Schwäche des Staa­
tes und die Notwendigkeit, an die letzte 
Verteidigungslinie zu appellieren: die 
Streitkräfte. Die Tatsache, daß die Ar­
mee Aufgaben der Polizei, des Gesund­
heitswesens sowie verschiedener öffent­
licher Ämter übernehmen muß, so wie 
es im Armenviertel Raucana zuletzt der 
Fall war, (Raucana wurde von der Ar­
mee eingenommen), ist ein deutliches 
Zeichen für die Schwäche des Staates. 
Es ist offensichtlich, daß die Streitkräfte 
nicht ewig Feuerwehr für alle aufflam­
menden sozialen (oder anderen) Kon­
flikten spielen können. Alles in allem 
trägt daher die Sturheit des Präsidenten 
in Bezug auf das Thema, welches Unter­
nehmer und Bevölkerung so sehr be­
schäftigt, überhaupt nicht zu einer Kurs­
korrektur der Regierung in Sachen Ter­
rorismusbekämpfung bei.“ (Caretas, 
30.9.91)

Tatsächlich schreitet der Volkskrieg 
in Peru unaufhaltsam fort und hat inzwi­
schen die Etappe des Strategischen 
Gleichgewichts erreicht. Das hat zu 
einer starken politischen Polarisierung 
der Gesellschaft geführt. Die Polizei, 
die den Kampf gegen den Volkskrieg be­

reits verloren hat, befindet sich in totaler 
Auflösung und beschäftigt sich mit 
Überfallen, Skandalen und Verbrechen. 
Die Armee übernimmt immer mehr eine 
politische Rolle und steht außerhalb jeg­
licher Kontrolle seitens des Parlaments 
oder des Justizapparates. Die revisioni­
stischen Parteien der parlamentarischen 
Linken sind ebenfalls in Auflösung be­
griffen; sie verlieren ihren ohnehin 
schon reduzierten Einfluß auf die eigene 
schrumpfende Basis . . . Seitdem die 
Kommunistische Partei Perus die Orga­
nisation der Volksmassen in den Armen­
vierteln und Fabriken der großen Städte 
verstärkt hat und die Massen politisch 
und militärisch für den bewaffneten 
Aufstand als letzte Etappe des Volks­
krieges vorbereitet, versuchen all diese 
sogenannten „Verteidiger der Demo­
kratie“, Teile der Bevölkerung zu mobi­
lisieren, sie zu bewaffnen und als reak­
tionäre Kampftruppen dem Volkskrieg 
entgegenzustellen. Dabei spielt die Kir­
che eine wichtige, ja militante Rolle. 
Nachdem die Parteien politisch geschei­
tert sind, versucht nun die Kirche, sich 
als Teil der ideologischen und politi­
schen Führung der Konterrevolution 
darzustellen, organisiert unter dem 
Deckmantel der Wohltätigkeit und Ge­
meindearbeit die Massen und gibt der 
Repression moralische Rückendeckung. 
Am 12. Oktober wurde der „Rat für den 
Frieden“ gegründet, geleitet vom Vor­
sitzenden der peruanischen Bischofs­
konferenz, Jose Dämmert. Aus seiner 
Rede stammt folgende Behauptung:

„. . . den Kräften, die für die Erhaltung 
der Ordnung in unserem Vaterland zu­
ständig sind und von denen man heute 
den Heldenmut verlangt, den in histo­
risch wichtiger Stunde seinerzeit Grau 
und Bolognesi an den Tag legten (Hel­
den des reaktionären peruanischen Hee­
res zur Zeit des Krieges mit Chile 1881, 
Anm. d. Übers.) muß eine politische 
Orientierung gegeben werden. Außer­
dem ist es notwendig, ihnen alle mate­
riellen Bedingungen zu schaffen, damit 
sie ihre unentbehrlichen Aufgaben mit 
Würde erfüllen können“ . . . das heißt: 
den Volkskrieg niederzuschlagen, die 
hunderttausende von Bauern und ande­
ren Vertretern der Volksmassen, die ihn 
führen! Bischof Ricardo Durand, der 
die Kampagne der Regierung gegen die 
Menschenrechtsorganisationen unter­
stützt, wirft diesen Organisationen vor, 
sie seien „Instrumente des Terroris­
mus“, wenn er behauptet: „. . . ich bin 
mit dem Präsidenten einverstanden, 
(...) man muß dieser Verschwörung 
des Narco-Terrorismus die Maske her­
unterreißen. Diese machen viel Ge­
schrei, wenn es um Betroffene aus den 
Reihen des terroristischen Lagers geht, 
aber sie sagen nichts, wenn diese Polizi­
sten und Militärs ermorden . . .“ Die 
Vertreter von Organisationen, die der 
peruanischen Kirche nahestehen oder 
den revisionistischen Parteien verbun­
den sind, haben die Politik der Regie­
rung Fujimori zum Thema Menschen­
rechte übernommen und „verurteilen“ 
die Menschenrechtsverletzungen seitens 
der „Terroristen“, während sie den 
Massenmord der Streitkräfte an tausen­
den und abertausenden von Bauern und 
Bewohnern von kleinen Hochlandstäd­
ten rechtfertigen. Das ist nur eines der 
Mittel, um die internationale Öffentlich­
keit zu beeinflussen und ihre Unterstüt­
zung für die militärische Intervention 
der USA zu gewinnen, die bereits in vol­
lem Gange ist. — (AKM)

Staatsterror als letztes Mittel
In Peru hat die konterrevolutionäre 
Gewalt in den letzten Wochen auf 
eine Weise zugenommen, daß die ge­
samte peruanische Öffentlichkeit von 
den Ereignissen erschüttert war. Zu­
letzt sind am 3. November in einem 
alten Armenviertel von Lima 16 
Menschen bei einem Grill fest getötet 
worden. Die Bewohner des Viertels 
hatten das Fest organisiert, um mit 
dem Erlös die Reparatur der Wasser- 
und Abwasserinstallationen ihrer be­
scheidenen Häuschen zu finanzieren. 
Die Mehrheit der Anwesenden 
stammten aus der Provinz, aus Aya- 
cucho, und gehörten zu den aus dem 
Hochland abgewanderten, verarmten 
Bauern, die die Armenviertel der 
großen Städte zu hunderttausenden 
bevölkern. Wie die Presse berichtet 
(El Pais vom 10.11.91) kamen die 
Mörder, ungefähr sieben bis zehn 
Personen, gegen Mitternacht in zwei 
Bereitschaftswagen mit Blaulicht, 
stürmten das kleine Lokal, drehten 
die Musik auf volle Lautstärke und

feuerten mit Maschinengewehren auf 
die Anwesenden. Nur ein paar Häu­
ser weiter, in der Nachbarschaft, gibt 
es mehrere Polizeigebäude, aber die 
Polizei behauptet, nichts gehört oder 
gesehen zu haben. Zu der Aktion hat 
sich eine bisher unbekannte „Anti- 
Sendero Todesschwadron“ bekannt. 
Die Polizei und Sicherheitskräfte be­
nutzen also paramilitärischen Terror 
gegen die unbewaffnete Bevölkerung 
als Repressalien und Rache für die 
ständigen Niederlagen, die sie durch 
die immer massivere und umfassen­
dere Offensive des Volkskrieges, ge­
führt von der Kommunistischen Par­
tei Perus (PCP, Sendero Luminoso), 
erleiden müssen. Der Volkskrieg hat 
in der gegenwärtigen Etappe das stra­
tegische Gleichgewicht erreicht, und 
die maoistische PCP intensiviert zur 
Zeit ihre politische und militärische 
Arbeit unter den Arbeitern und ver­
armten Bevölkerungsschichten der 
Randviertel in Lima und anderen gro­
ßen Städten.- (AKM)

Polen — Ergebnisse der Sejmwahlen
Bundesdeutsche Presse und westliche Investoren äußern sich ziemlich unzufrieden

Die Bevölkerung Polens hat also ge­
wählt. Und wie zu erwarten war. fälsch. 
Von ., Polens Fehl start in die Demokra­
tie“ („Die Zeit" vom 7.11.1991) ist die 
Rede. Denn die Bevölkerung hat es nicht 
geschafft, klare Mehrheitsverhältnisse 
in ihrem Parlament zu schaffen, was 
doch so notwendig ist. wenn man aus­
ländische Investoren nach Polen bekom­
men will. Wie unreif diese Bevölkerung 
ist, kann man auch an der niedrigen 
Wahlbeteiligung (42 %) sehen.

So oder ähnlich ist der Grundtenor der 
Kommentare über die Wahl in Polen. 
Zwar mischen sich hier und da noch Kri­
tiken an die Parteien, die ohne klare Al­
ternativen kandidierten, aber schließlich 
sind auch sie ein Produkt des polnischen 
Vbtkes. Und das ist eben nicht reif, wie 
es ja auch nicht anders zu erwarten war. 
Kämpfen ist die eine Sache, aber aufbau­
en ..

Dabei kann man es durchaus anders 
sehen. Die fast sechzigprozentige Wahl­
verweigerung zeigt eine große politi­
sche Reife eines bedeutenden Teils der 
Bcsölkerung. Sie ist weder dem Klerus 
noch den verschiedensten Populisten 
end Nationalisten auf den Leim gegan­

gen. Zwar ist von den Sitzen im Sejm 
her die polnische Rechte als Siegerin 
hervorgegangen, aber bei anderer Sicht­
weise ist es gerade sie, die verloren hat. 
Schließlich hat sie in allen ihren Schat­
tierungen kandidiert. Vor allem die of­
fen antisemitischen und fremdenfeindli­
chen Organisationen haben „keine 
Schnitte“ bekommen. Der vordergrün­
dige Erfolg der rechtsnationalistischen 
„Katholischen Aktion zur Wahl“ 
(WAK) ist nicht zuletzt auf die massive 
Propaganda von Teilen der katholischen 
Kirche zu ihren Gunsten zurückzufüh­
ren — und dennoch hat sie gerade mal 
4 % aller Wahlberechtigten auf sich ver­
einigen können. Alle katholischen 
Gruppen zusammen einschließlich des 
sich als christdemokratisch verstehen­
den Bündnisses um die Zentrumsunion 
(POC) bekamen knapp 25 % der abgege­
benen Stimmen, d.h. also nur ungefähr 
10% aller Wahlberechtigten, so daß 
sich die katholische Kirche als die zwei­
te große Verliererin betrachten darf. 
Auch die zentristische Demokratische 
Union (UD) Mazowieckis oder die mit 
den rechten Wahlbündnissen POC und 
WAK örtliche Wahlbündnisse einge­

gangene Gewerkschaft „Solidarität“ 
gehören zu den Verliererinnen.

Die Ursache für die Nichtteilnahme 
liegt vor allem darin, daß die Gründe für 
die Wirtschaftskrise und die schlechten 
Entwicklungsaussichten Polens nicht 
diskutiert wurden. Großen Teilen der 
polnischen Bevölkerung ist es bewußt, 
daß die wirtschaftlichen Richtungsent­
scheidungen nicht in Warschau, sondern 
in Frankfurt am Main oder bei der Welt­
bank fallen. Deshalb glauben sie in der 
großen Mehrheit auch nicht daran, daß 
eine neue Regierung eine grundsätzlich 
andere Wirtschaftspolitik überhaupt 
machen kann. Die ständigen Blockaden 
für polnische Waren auf dem Markt der 
EG. die vielen nichtgehaltenen Verspre­
chungen der westlichen Unternehmer, 
in Polen zu investieren usw. haben der 
Bevölkerung die Augen geöffnet. Der 
kapitalistische Westen hilft nur solange, 
solange es für ihn profitabel ist, sobald 
er Nachteile dadurch verspürt, unterläßt 
er es. Und insofern ist es auch klar, daß 
die für Westeuropa und einen moderaten 
Kapitalismus stehende Demokratische 
Union (UD*), geschweige denn die so­
zialdemokratischen Organisationen SP 

und RDS, keinen überzeugenden Wahl­
sieg landeten, obwohl sie viele beliebte 
und in den Augen vieler Menschen ver­
trauenswürdige Politiker und Politike­
rinnen in sich vereinigen.

Daraus zu schließen, daß sich plötz­
lich ein linkes Bewußtsein in Polen ge­
bildet hat, wäre falsch. Die Bevölkerung 
Polens ist in dem Dilemma, daß sie ei­
nerseits die Marktwirtschaft will, aber 
andererseits auch die Erfüllung einer 
sozialen Aufgabe des Staates fordert 
(ZW 256 vom 31.10. /1.11.1991). An­
fangs hofften breite Teile — auch der 
Arbeiterklasse und der Bauernschaft —, 
daß nach einer kurzen Phase der massi­
ven Verschlechterung der Lebensbedin­
gungen von ein, zwei Jahren eine Besse­
rung sichtbar würde. Deshalb gab es 
auch eine so hohe gesellschaftliche Un­
terstützung für die Regierung Mazo- 
wiecki in den Jahren 1989/90 (ZW 266 
vom 13.11.1991). Sehr schnell wurde 
vor allem für große Teile der Arbeiter­
klasse und der Bauernschaft deutlich, 
daß eine schnelle Verbesserung ihrer 
Lebensbedingungen eine Illusion ist. 
Aufgrund ihrer Erfahrung wollen die 
meisten Menschen aber auch nicht das 
alte System. Deshalb hat der Wahlblock 
der Nachfolgeorganisation der PVAP. 
das Bündnis der Demokratischen Lin­
ken (SLD), bei allem Achtungserfolg als 
zweitstärkste Sejmfraktion, auch nur 

12% der abgegebenen Stimmen', d.h. 
knapp 6 % aller Wahlberechtigten erhal­
ten.

Die Wahlergebnisse räumen aber 
auch mit einem alten Mythos bezüglich 
der Bevölkung Polens auf. Es reicht 
nicht, an geschichtliche Traditionen und 
die Begriffe Kirche und Vaterland anzu­
knüpfen, und der Wahlerfolg ist gesi­
chert. In Polen lebt keine dumpfe, unge­
bildete Masse, sondern eine denkende, 
von ihren Erfahrungen ausgehende Be­
völkerung. Das zeigte sich bereits in den 
Auseinandersetzungen um die Einfüh­
rung des Religionsunterrichts an den 
Schulen und an der Abtreibungsdiskus­
sion. Insofern ist das Abschneiden der 
Demokratischen Union als stärkste 
Fraktion ein gutes Zeichen, denn sie galt 
in den Augen der katholischen Kirche 
nicht als wählwürdig (Polityka vom 
2.11.1991), obwohl sie viele aktive Ka­
tholikinnen und Katholiken vereinigt. 
Die Menschen wollen reale Alternati­
ven, werden die nicht geboten, gibt’s 
keine Stimmen. Stattdessen wird man 
sich wieder auf der Straße treffen. Die 
Demonstrationen und Streiks der letzten 
Monate um die reale Verbessserung der 
Lebensbedingungen werden sich in der 
nächsten Zeit wiederholen, gleichgül­
tig, ob eine national-konservative oder 
eine liberal-konservative Koalition die 
Regierung stellt. — (W.)
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AIDS-Dienste nach massiven Protesten gerettet
Durch Streichung der Bonner Subventionen sollten bayerische AIDS-Dienste gekippt werden

Die Drohungen der Bayerischen Staatsregierung, die ambulanten AIDS-Dienste 
nicht weiterzufinanzieren und auch die Zuschüsse für die AIDS-Beratungs- 
stellen zu kürzen, haben sich dank massiver Proteste nicht bewahrheitet: Die 
Beratungsstellen und die ambulanten Dienste sind gerettet. Damit ist der Frei-

Staat Bayern das erste Bundesland, das alle Bundespflegemodelle übernimmt. 
Bayern war 1987 durch den Maßnahmenkatalog des damaligen Kreisverwal­
tungsreferenten P. Gauweiler scharf gegen HIV-infizierte vorgegangen. Noch 
heute steht der AIDS-Test im Mittelpunkt bayerischer AIDS-Bekämpfung.

Wie die AIDS-Modellprojekte „Ambu­
lante Pflege“ in Nürnberg und Augs­
burg wußte auch die Münchner AIDS- 
Hilfe e.V. seit vier Jahren, daß die 
Finanzierung ihres Ambulanten Dien­
stes im September 1991 ausläuft. Des­
halb versuchte sie mit ihren Koopera­
tionspartnern Arbeiterwohlfahrt, Cari­
tas und Bayerisches Rotes Kreuz die 
Anschlußfmanzierung zu sichern. Wäh­
rend die Landeshauptstadt München 
bereits im Frühjahr diesen Jahres ihre 
Absicht zur Weiterfmanzierung signali­
sierte und inzwischen über die Verwal­
tung die beantragten 871 000 DM auf 
den Weg gebracht hat, gab zwar Sozial­
minister Dr. Gebhard Glück immer wie­

der öffentliche Absichtserklärungen, 
Zusagen jedoch nicht.

Erst im Juli fand dann endlich ein Ge­
spräch im Sozialministerium statt, in 
dem die Finanzierung der Ambulanten 
Pflege durch Krankenkassen, Kommu­
nen und Sozialministerium gesichert 
schien. Als sich die Träger jedoch im 
September mit den Kassen im Sozial­
ministerium trafen, um eine spezielle 
Gebührenordnung zu besprechen, 
machte das Land wieder einen Rück­
zieher: Zusagen könnten vor Abschluß 
des Nachtragshaushalts im Dezember 
nicht gegeben werden.

Als die Träger einen Tag später aus 
der Presse erfuhren, daß nicht nur die 

Weiterfinanzierung der Ambulanten 
Dienste beim Land völlig ungeklärt sei, 
sondern man auch darüber nachdächte, 
die Zuschüsse für die Beratungsstellen 
zu kürzen, um dadurch den Etat für ano­
nyme kostenlose HIV-Tests bei nieder­
gelassenen Ärzten zu erhöhen, befürch­
tete man ein Aus für diese Projekte.

Die Münchner AIDS-Hilfe versuchte 
deshalb soviel Öffentlichkeit wie mög­
lich herzustellen, protestierte gegen die 
geplanten Mittelkürzungen und forderte 
die Bayerische Staatsregierung entschie­
den dazu auf, AIDS-Dienste und Bera­
tungsstellen weiterzufinanzieren und 
auszubauen. An Info-Ständen, in Bera­
tungsstellen, Kliniken und Schwer­

punktpraxen unterschrieben diesen Pro­
test in zehn Tagen über dreieinhalbtau­
send Bürgerinnen. Der Solidaritätsef­
fekt, die Spontaneität öffentlicher Aktio­
nen, die allgemeine Unterstützung und 
die Medienwirksamkeit waren enorm.

Zur Eröffnung der Münchner AIDS- 
Tage entrollten Mitarbeiterinnen der 
AIDS-Hilfe Transparente, auf denen sie 
Beratung, Betreuung und Pflege forder­
ten. ACT UP (AIDS Coalition To Un- 
leash Power), eine Gruppe von Men­
schen mit HIV/AIDS, die spontane poli­
tische Aktionen durchführt, ließ ein 
fünfzehn Meter langes Transparent mit 
der Aufschrift „AIDS-Hilfe sichern“ 
vom Münchner Alten Peter.

Diese öffentlichen Aktionen führten 
zum Erfolg. Anlang Oktober stellte das 
Ministerkabinett im Entwurf des Nach­
tragshaushaltes ausreichende Mittel zur 
Verfügung. Das Bayerische Sozialmi­
nisterium sagte deshalb eine Personal­
finanzierung zu. die Kassen machten 
großzügige Zugeständnisse.

Daß Sozialminister Glück sich darü­
ber beschwerte, einzelne Träger hätten 
während laufender aussichtsreicher Ver­
handlungen in der Öffentlichkeit den 
völlig falschen Eindruck erweckt, die 
AIDS-Projekte seien in Gefahr, spricht 
eher für den Erfolg dieser öffentlichen 
Aktionen, die seinem Ministerium den 
Rücken stärkte. In Bayern ist damit 
etwas erreicht, was bisher in keinem 
Bundesland gesichert ist: die Übemah 
me der Modell-Pflegeprojekte. Bayern 
ist eben für manche Überraschung gut. 
Man kann nur hoffen, daß diese Unter­
stützung der Selbsthilfe und ihrer Bern 
tungs- und Pflegeprojekte ein Signal zu­
künftiger Bayerischer AIDS-Politik ist. 
welche die bisherige Linie von Zwangs­
maßnahmen und Testpropaganda er­
setzt. Doch statt so viel Optimismus 
bleiben erst mal gemischte Gefühle.
— (ihn, Münchner AIDS-Hilfe)

Der bayerische Maßnahmenkatalog muß weg!
Zwangsmaßnahmen und Testpropaganda schüchtern ein und verhindern effektive Hilfe

Indem der Freistaat Bayern als erstes Bundesland die Über­
nahme der AIDS-Pflegeprojekte sichert, übernimmt er eine 
unerwartete Vorreiterrolle in der Bundesrepublik. Jetzt

wäre es endlich an der Zeit, die bisherige bayerische AIDS- 
Politik mit ihren Zwangsmaßnahmen und ihrer Test-Pro­
paganda zugunsten effektiver Hilfe aufzugeben.

Als 1983/84 die ersten Informationen 
über eine tödliche Schwulenkrankheit 
nach Deutschland kamen, befürchteten 
Münchner Schwule zu Recht eine neue 
Welle der Diskriminierung und gründe­
ten die erste AIDS-Hilfe. Schnell wurde 
Dr. Peter Gauweiler mächtiger und ein­
flußreicher Gegner. Als Kreisverwal­
tungsreferent der Landeshauptstadt 
wollte er die schwule Subkultur „zer­
schlagen“, als Staatssekretär des Innern 
versuchte er 1987, durch interne Ver­
waltungsrichtlinien zum Bundesseu­
chengesetz, den sog. Maßnahmenkata­
log, das Horrorszenario zu verhindern, 
das sein Berater aus Schweden, der 
selbsternannte AIDS-Experte Dr. Mi­
chael Koch, zeichnete. Trotz bundes­
weiter Proteste war der Maßnahmenka­
talog mit seinen Zwangsvorladungen, 
Zwangsberatungen und Zwangstests 
nicht zu verhindern, die „harte Linie 
bayerischer AIDS-Politik“ war 
geboren.

Inzwischen ist eine „Massendurch­
seuchung“ nicht eingetreten, der Maß­
nahmenkatalog bereits vier Jahre alt und 
außer Diskussion. Es sei gar nicht so 
schlimm gekommen wie befürchtet, der 
Maßnahmenkatalog würde gar nicht so 

Verdächtig ist jeder. Am 4. April 1987 demonstrierten in 
München auf Betreiben des damaligen Anti-Strauß-Komitees 
(ASK) 10000 Menschen gegen die geplanten AIDS-Zwangs- 
maßnahmen der Bayerischen Staatsregierung. Der sogenann­
te Maßnahmenkatalog wurde am 25. Februar 1987 als Kabi* 
nettsbeschluß der Öffentlichkeit präsentiert und im Mai 1987 
von der CSU-Mehrheit im Bayerischen Landtag trotz massiver 
Proteste großer Teile der Bevölkerung nur leicht geändert ver­
abschiedet. Er trägt den Titel: „Aids, Vollzug des Seuchen­
rechts, des Ausländerrechts und des Polizeirechts“. Schon 
dieser Titel läßt ahnen, daß es seinen Schöpfern nicht nur um 
die Bekämpfung der Krankheit Aids geht, sondern um polizei­
staatliche Maßnahmen gegen Infizierte, vor allem gegen Aus­
länder, Homosexuelle, Drogenabhängige und Prostituierte, die 
man als Ursache dieser Krankheit ausgemacht hatte. Es wurde 
von Seiten der Staatsregierung laut über eine mögliche Kon­

zentrierung von HIV-Positiven nachgedacht. Zentralanliegen 
des Maßnahmekatalogs ist der Zwangstest: „Personen, bei 
denen sich ergibt oder anzunehmen ist, daß sie krank, krank­
heitsverdächtig, ansteckungsverdächtig, Ausscheider oder 
ausscheidungsverdächtig sind, haben gemäß § 33 Abs. 2.1 
Vorladungen des Gesundheitsamtes Folge zu leisten und die 
erforderlichen Untersuchungen zu dulden. Leistet der Betrof­
fene bei der Blutentnahme Widerstand, ist polizeiliche Voll­
zugshilfe in Anspruch zu nehmen. Die Voraussetzungen eines 
Ansteckungsverdachtes sind erfüllt: bei männlichen und weib­
lichen Prostituierten, intravenös Drogensüchtigen (Fixern) . . . 
HIV-infizierte, die nachweisbar uneinsichtig sind, zum Beispiel 
weil sie wiederholt seuchenrechtlichen Anordnungen zuwider­
gehandelt haben und dadurch HIV weiterverbreiten und 
andere gefährden, können gemäß § 37 abgesondert werden.“ 
— (ecg)

häufig angewandt, eigentlich ließe es 
sich ganz gut mit ihm leben — das ist 
eine oft geäußerte Meinung. Doch sie 
bleibt falsch. Der Maßnahmenkatalog 
verachtet Menschen und deren Lebens­
stile, indem er sie zu „Risikogruppen“ 
macht. Intravenöse Drogengebraucher­
innen, Asylbewerberinnen, nicht-euro­
päische Ausländerinnen, Inhaftierte und 
Beamte werden zu einer Infektions­
gefahr, die sie nicht sind.

Infektionsrisiken bestehen bei Risiko­
verhalten, gegen das man sich schützen 
kann: beim Geschlechtsverkehr Kon­
dome benützen, nicht in den Mund ab­
spritzen und beim intravenösen Drogen­
gebrauch keine Nadeln tauschen. Das ist 
eine einfache Präventionsbotschaft, die 
erst einmal öffentlich gemacht werden 
muß, um dann den/die einzelne/n bei 
seiner/ihrer Entscheidung, bisheriges 
Verhalten zu ändern, zu unterstützen.

Das Wissen um eine HIV-Infektion 
verändert nicht das Verhalten und eine 
Verhaltensänderung erfordert kein Wis­
sen um den Immunstatus, wie das Politi­
ker wie Innenstaatssekretär Dr. Beck­
stein oder Ärzte wie Dr. Kathke, der 
Leiter des Münchner Gesundheitsamtes, 
immer wieder behaupten. Dafür hat die 

schwule Subkultur, die als erstes und am 
stärksten von AIDS betroffen war und 
ist, das beste Beispiel gegeben. Gerade 
durch die bestehende schwule Infra­
struktur konnten Schwule sich sehr 
schnell über Infektionsrisiken informie­
ren und durch Verhaltensänderung dar­
auf reagieren. Die rückläufigen Infek­
tionszahlen bei Schwulen machen dies 
offensichtlich.

Wäre der Maßnahmenkatalog wirk­
lich so erfolgreich wie oft behauptet, 
dann widerspricht es seiner inneren 
Logik, daß ausgerechnet die Gruppe der 
Hauptbetroffenen, nämlich die Schwu­
len, darin überhaupt nicht genannt wer­
den und von ihm nicht betroffen sind.

Doch das hat wohl weniger sachliche 
als historische Gründe. So äußerte Peter 
Gauweiler einmal bei einer Podiumsdis­
kussion, daß nur die schwule Geschichte 
mit KZ und Rosa Winkel, die Aufnahme 
in den Maßnahmenkatalog verhinderte. 
Während die Schwulen also auf fünf­
zehn Jahre Schwulenbewegung mit einer 
gewissen Lobby zurückgreifen konnten, 
waren Asylbewerberinnen, Drogenge­
braucherinnen und Prostituierte macht­
los.

Auch wenn die Infektionszahlen bei 

Asylbewerberlnnenn, Ausländerinnen 
und Prostituierten es noch nicht einmal 
erlaubt hätten, von Hauptbetroffenen- 
gruppen zu sprechen, erzeugte der 
AIDS-politische Aktionismus gegen 
„Risikogruppen“ und die bayerische 
Testpropaganda bei der sog. Allgemein­
bevölkerung eine Nicht-Betroffenheit 
und Scheinsicherheit, die im Sinne der 
Prävention nur als kontraproduktiv zu 
bezeichnen ist.

Dieser Mißerfolg des Maßnahmenka­
talogs macht sich auch an den „Erfol­
gen“ seiner Durchführung fest: In der 
ersten Jahreshälfte 1991 waren bei 4.176 
obligatorischen, regelmäßigen Tests 
von Prostituierten und Fixern vier posi­
tive Testergebnisse. Das sind 0,09 
Prozent.

Im Zusammenhang mit Anträgen auf 
Aufenthaltserlaubnis sind im selben 
Zeitraum 7.326 Ausländerinnen getestet 
worden, davon waren sechs positiv. Das 
sind 0,08 Prozent.

Von den 328 Personen, die im Rah­
men von Ermittlungen der Gesundheits­
ämter in dieser Zeit erstmals vorgeladen 
und getestet wurden, waren fünf HIV- 
positiv. Das sind 1,52 Prozent.

Von den getesteten Beamtenanwär­
tern war keiner infiziert. Das gibt eine 
durchschnittliche Infektionsrate von 0.4 
Prozent bei Zwangstests.

Bei den 5.564 freiwilligen HIV-Tests 
in Gesundheitsämtern waren 39 positiv, 
also 0,7 Prozent.

Vergleicht man die Zahlen der freiwil­
ligen Tests mit den Zwangstests, die 
durch Diskriminierung und Menschen­
verachtung erkauft sind, ergeben sich 
keine signifikanten Unterschiede.

Schon allein diese Zahlen sprechen 
dafür, auf Zwangsmaßnahmen und Test­
propaganda zu verzichten und statt­
dessen auf Freiwilligkeit, Aufklärung 
und individuelle Testberatung zu setzen.

Denn immer wieder beklagen AIDS- 
Berater, daß von vielen Heterosexuellen 
der Gang zum HIV-Test und ein Nega­
tiv-Ergebnis als Versicherung und Frei­
schein gewertet wird, was gefährliches 
Risikoverhalten erst provoziert.

Letztendlich macht sich diese gefähr­
liche Unverhältnismäßigkeit bayeri­
scher AIDS-Politik am Geld fest. Zur 
„Bekämpfung der Immunschwäche­
krankheit AIDS“ stehen dem Freistaat 
für 1992 zehn Millionen DM zur Verfü­
gung. die sich folgendermaßen auftei­
len: 7 Millionen DM für den HIV-Test. 
2 Millionen DM für zehn psychosoziale 
AIDS-Beratungsstellen. eine Million 
DM für Ambulante AIDS-Pflegedienste 
in Nürnberg. Augsburg und München. 
Die Zahlen sprechen für sich. Mit den 
überflüssigen sieben Millionen für zu­
sätzliche HIV-Tests bei niedergelasse­
nen Ärzten, eine Möglichkeit, die es nur 
in Bayern gibt, könnten sowohl beste­
hende AIDS-Projekte ausgebaut als auch 
bisher nicht bezuschußte Selbsthilfepro­
jekte wie die Bayerischen AIDS-Hilfen 
unterstützt werden.

Alle Vernunft spricht für die Abschaf­
fung des Maßnahmenkatalogs und die 
Ersetzung der Testpropaganda durch in­
dividuelle Testberatung. Es wäre höch­
ste Zeit, daß der Freistaat diese Kon­
sequenzen zieht und eingesteht, daß die 
„harte Linie bayerischer .AIDS-Politik“ 
aus der Ungewißheit des Neuen geboren 
wurde, die sich nach der Erfahrung der 
letzten vier Jahre als unbrauchbar er­
wies. Aus Fehlem ließe sich lernen.
— (thn. Münchner AIDS-Hilfe)

Münchner AIDS-HHfe e.V.

Gemeinnütziger Verein 
Mitglied der Deutschen 
AIDS-Hilfe e.V.
Mitglied des 
Deutschen Paritätischer 
Wohlfahrtsverbandes

Cornehusstr. 2 
Postfach 14 04 65 
8000 München 5 
Telefon (Büro) 089/26 80 71 
Fax 089/26 34 55

Sechs Millionen für 
sinnlosen AIDS-Test

. . . aber nur drei Millionen für Auf­
klärungsarbeit.

Die SPD-Landtagsfraktion und alle 
namhaften Aids-Beratungsdienste in 
Bayern sind der Ansicht, daß die jetzt 
praktizierte Form der kostenlosen 
Hl V-Untersuchungen kein Beitrag 
zur Praevention ist. Dies Gelder 
sechs Millionen Mark — wären bes­
ser in den Beratungs- und Betreungs- 
diensten für AIDS-Kranke und in der 
gezielten Aufklärungsarbeit zur Ver­
meidung von Risikoverhalten ange­
legt. Dies betonten der sozialpoliti­
sche Sprecher der SPD-Landtags 
fraktion, Karl-Heinz Müller, und diu 
Vertrter der Deutschen AIDS-Hilfe. 
der Arbeitsgemeinschaft bayerischer 
AIDS-Hilfen. der AIDS-Beratungs 
stellen München, Nürnberg und Re­
gensburg, der AIDS-Beratungsstellc 
der Inneren Mission Nürnberg, der 
ambulanten Aidspflegedienste der 
Münchner Arbeiter wo hl fahrt und

| Vertreter von Selbsthilfegruppen in 
i einem Fachgespräch im Bayerischen 

Landtag.
SPD und AIDS-Beratungsdienste 

kritisieren, daß im Nachtragshaushalt 
die Mittel für den AIDS-Test um 1,55 
Millionen Mark auf sechs Millionen 
Mark angehoben werden sollen, die 
für Aufklärungs- und Beratungsmaß­
nahmen aber nur um 950000 Mark 
auf 3.19 Millionen. Der AIDS-Maß- 
nahmenkatalog der Bayerischen 
Staatsregierung, so stimmten die Ge­
sprächspartner weiter überein, sei 
ohne jeden Wert für die AIDS-Pro 
phylaxe. Er sei nur der Beleg dafür, 
daß in beispielloser Weise eine 
Krankheit politisiert wurde. SPD und 
AIDS-Beralungsdiensle: „Statt Hil­
fen anzubieten, werden mit dem 
Maßnahmenkatalog der Staabregie 
rung bestimmte Personengruppen 
stigmatisiert. Für den SPD-Sozialex­
perten Karl-Heinz Müller heißt dies 
„Der Maßnahmenkatalog der Staab 
regierung muß weg. Stattdessen müs­
sen die Aufklärungsmaßnahmen über 
Ansteckungsrisiken verstärkt und 
AIDS-Erkrankten Lebenshilfen ge­
geben werden.
Presseerklärung der SPD-LändtagsfnkUQo. 
17. 10.91
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9. November 1938/1991
Demonstration gegen Rassismus und Ausländerfeindlichkeit

Hamburg. Mehr als 5000 Menschen 
folgten am 8. November einem Aufruf 
nm über 50 politischen Organisationen 
•jod Initiativen und demonstrierten aus 
Anlaß des 53. Jahrestages der Reichspo- 
gromnacht gegen Faschismus, Rassis­
mus und Ausländerfeindlichkeit. In sei­
nem Schlußteil wendet sich das Aufruf­
flugblatt ausdrücklich gegen die regie- 
nmgsamtliche Ausländerpolitik, die al­
les wie neuen Faschisten Morgenluft be­
sehen.

..Die Politikerinnen müssen sich den 
\brwurf gefallen lassen, die Faschisten 
erledigten ihre Drecksarbeit, wenn sie 
ein weiteres Anheizen der sogenannten 
.Asyldebatte' mit den rassistischen An­
griffen legitimieren und dabei Tote be­
wußt in Kauf nehmen. Wir wollen am 
53. Jahrestag des Novemberpogroms al­
ler Opfer des Faschismus gedenken. 
Wir wollen darauf aufmerksam machen, 
daß — wenn nicht Lehren aus der Ge­
schichte gezogen werden, die einen an­
deren Charakter haben als Sonntagsre­
den — der faschistische Mob nicht auf­
hören wird, sondern eine weitere Eska­
lation vorprogrammiert ist. Wir setzen 
unsere Solidarität mit allen Flüchtlingen 
und Immigrantinnen gegen den rassi­
stischen Terror.

Aus der Geschichte lernen heißt nicht 
nur. am Jahrestag des November­
pogroms nicht zuzuschauen, sondern 
einzugreifen, heißt, nicht hinzunehmen, 
daß rassistischer Terror alltäglich 
bleibt. Die Grenzen, die der .freie Kapi- 
talfluß4 niedergerissen hat. dürfen jetzt 
nicht für die Menschen wiedererrichtet 
werden, deren Existenzgrundlage den 
Marktgesetzen zum Opfer gefallen ist.“ 
Die Demonstrationsroute folgte der Ge­
schichte ganz bewußt: Sie ging aus vom 
..Platz der jüdischen Deportierten“ und 
endete vor der Ausländerbehörde, dem 
neuen Zentrum von Deportationen.

Zu Sonntagsreden am Tag zuvor
(7.11.) hatten mit großseitigen Zei­

tungsanzeigen die Hamburger SPD mit 
Bürgermeister Voscherau, die Alters­
präsidentin der Bürgerschaft Fera 
(CDU) u.a. — so die Fraktionsspreche­
rin der GAL und die Vorsitzenden von 
DBG und DAG in Hamburg — aufgeru­
fen. Neben ausgesprochen scheinheili­
gen Appellen zum Schutz der ausländi­
schen Mitbürger — scheinheilig ange­
sichts der Spitzenposition, der sich der 
Voscherau-Senat beim Abschieben 
rühmt — liefert aber vor allem folgender 
Absatz ein deutliches Indiz für das tat­
sächliche Ziel der Rathausdemonstra­
tion: „Denken wir auch daran. Jede 
Ausschreitung gegen Asylsuchende und 
Ausländer weckt in der Welt neue Be­
fürchtungen. Deshalb muß gerade das 
vereinigte Deutschland das Menschen- 
und Grundrecht auf politisches Asyl ak­
tiv verteidigen.“ Die Hamburger SPD 
konnte es sich nicht leisten, zum 9.11. 
einfach stumm zu bleiben. Also suchte 
sie diesen Tag für einen Staatsakt zur 
außenpolitischen Läuterung zu nutzen. 
Auf dem Rathausmarkt trafen sich dann 
allerdings nur 1500 Menschen.

Entsprechend diesen Absichten hatten 
vorher bereits Jusos, DGB-Jugend und 
SPD die Aktionseinheitsverhandlungen 
zur Demonstration am 8.11.1991 ver­
lassen, nachdem sie ihr Staatsaktpro­
gramm nicht durchsetzen konnten. Das 
Vorgehen des DBG und der Einzelge­
werkschaften in Hamburg wird in dieser 
Hinsicht mittlerweile unerträglich. Sie 
haben sich absichtsvoll mit der Unter­
stützung der Rathausaktion isoliert, es 
dann nicht einmal mehr geschafft, ihre 
Mitglieder wenigstens rechtzeitig zum 
Rathausmarkt zu mobilisieren, und wer­
den uns jetzt wieder mit den sattsam be­
kannten Spruch „die Mitglieder wollen 
ja nicht“ nerven. Erfreulich war da 
schon, wenigstens die eine oder andere 
Fahne einer Einzelgewerkschaft auf der 
Demonstration am 8.11. vor der Aus­
länderbehörde zu sehen. — (mek)

Demonstration 
für Asyl in Walsrode

Walsrode/Soltau. Rund 250 Personen 
beteiligten sich am 9. 11. in Walsrode an 
einer Demonstration unter dem Motto 
„Schützt das Asylrecht — Stoppt den 
Fremdenhaß“. Aufgerufen dazu hatte 
die Antifaschistische Initiative, der 
Kreisvorstand der Grünen und die Kreis­
gruppe der Volksfront. Ein Flugblatt der 
Antifa-Initiative, das sich mit den gängi­
gen Vorurteilen gegen Asylbewerber 
und Ausländer argumentativ auseinan­
dersetzte, wurde während des Marsches 
durch die Innenstadt und ein Wohnvier­
tel in 500-facher Auflage verteilt. Auf 
der anschließenden Kundgebung spra­
chen Andrea Hoops, MdL der Grünen, 
ein Mitglied von amnesty international, 
ein Vertreter des Kurdischen Kultur- 
und Beratungszentrums in Celle, und ein 
Mitglied der Antifa Initiative, ausdrück­
lich auch als Funktionär der ÖTV und 
des DGB. — (sts)

Irving-Veranstaltung findet statt 
trotz Saalkündigung durch OB

Pforzheim. Fabrikant und CDU-Mit­
glied Dreher sorgte dafür, daß der briti­
sche Faschist Irving in Pforzheim seine 
volksverhetzende Propaganda vor 100 
geladenen Leuten treiben konnte. Nach­
dem der Oberbürgermeister den Miet­
vertrag für die Stadthalle fristlos ge­
kündigt hatte, — wegen des Tatbestands 
der Volksverhetzung — mietete Dreher 
einen Saal und sorgte für das handverle­
sene Publikum, zu dem auch der Terro­
rist Röder, der bereits dreizehn Jahre 
wegen faschistischer Bombenanschläge 
in Haft saß, zählte. Dreher wurde von 
der CDU nahegelegt, aus der CDU aus­
zutreten, was er abgelehnt hat. Für ein 
Ausschlußverfahren gab es zwei Gegen­
stimmen im CDU-Kreisvorstand. Der 
SPD-Landtagskandidat Neugebauer er­
klärte, nur mit Rückendeckung „ein­
flußreicher Kreise in der CDU“ habe 
Dreher die Einladung Irvings wagen 
können. Mittlerweile ermittelt die 
Staatsanwaltschaft gegen Dreher wegen 
Beihilfe zur Volksverhetzung. — (map)

Ökofaschist Bruker 
konnte nicht reden

Kiel. Am 9.11. sollte auf Einladung der 
Gesellschaft für Gesundheitsberatung 
Dr. M.O. Bruker in der Kieler Uni 
einen Vortrag zu „Gesundheit — und 
was jeder einzelne dazu beitragen kann“ 
halten. Nachdem dies bekannt wurde, 
forderte der AStA den sofortigen Wi­
derruf der Raumzuweisung durch das 
Rektorat: „Dr. Bruker ist nicht irgend­
ein harmloser Medinziner, sondern war 
u.a. Mitunterzeichnerder Bürgerinitia­
tive Ausländerstop4, einer Nebenorga­
nisation der rechtsradikalen NPD, die 
unter der Parole .Ausländerstop jetzt!4 
Unterschriften gegen die .Überflutung 
mit Ausländern' sammelte.“ Nach dem 
Protest des AStA sagte das Rektorat den 
Vortrag ab. — (clm)

„Volkstrauertag“: 
Deserteure offiziell geehrt

Mannheim. Der „Volkstrauertag“ fand 
in diesem Jahr — zumindest was die zen­
trale Feierstunde auf dem Hauptfriedhof 
betrifft — in entmilitarisierter Form 
statt. Dies ist ein Ergebnis öffentlicher 
Auseinandersetzungen in den Jahren 
1987/88. Damals wurde dem vom VDK 
(Volksbund Deutsche Kriegsgräberfür­
sorge) organisierten militaristischen 
Aufzug jeweils eine alternative Ehrung 
des deutschen Deserteurs unmittelbar 
entgegengesetzt. 1989 fiel daraufhin die 
Feierstunde ganz aus; seit 1990 wird sie 
von einem „Arbeitskreis Volkstrauer­
tag“ organisiert, bestehend aus: VDK, 
Stadt, MAFA (Mannheimer Arbeits­
kreis für Frieden und Abrüstung), DFG/ 
VK, VVN/BdA und (nominell) DGB. In 
diesem Jahr trug die Feierstunde über­
wiegend antimilitaristischen Charakter: 
Die Ansprache hielt Prof. Dr. Niedhart, 
Ordinarius für Neue Geschichte (Uni 
Mannheim). Er sprach von der Unmög­
lichkeit, Opfer und Täter — wie beim 
„Volkstrauertag“ vorgesehen — glei­
chermaßen zu betrauern und kritisierte 
in diesem Zusammenhang die Legende 
von der im Gegensatz zur SS „ehrenhaf­
ten“ Wehrmacht. Der aktuell vielge­
rühmte Generalfeldmarschall Rommel 
habe lediglich aus einem schärferen Ko­
sten-Nutzen-Denken heraus opponiert. 
„Der sogenannte Volkstrauertag macht 
erst Sinn, wenn die jüdische Gemeinde 
daran teilnehmen kann“, (die sich wei­
gert, die Täter mit zu ehren). Auf drei 
Stationen eines sich anschließenden 
Schweigezuges über den Friedhof wur­
de über drei exemplarische Einzel­
schicksale berichtet, darunter über einen 
Mannheimer, der von Wehrmachtsoffi­
zieren wegen Desertion in Frankreich 
erschossen worden war. — (tht)

Stuttgart. An die 10000 Menschen folgten am 9.11. dem Aufruf „Miteinander leben 
— Gegen Fremdenhaß und Gewalt“. Viele Gewerkschaftsmitglieder waren dabei 
und viele junge Leute. Hauptredner waren Pfarrer Baumgarten, Sprecher der Asyl- 
und Flüchtlingsgruppen in Baden-Württemberg, und der DGB-Landesvorsitzende 
Pommerenke. OB Rommel hielt ein Grußwort für die Stadt. — (rac, Bild: ulk)

300 gegen Gewalt 
Demonstration auf Föhr

Wyk auf Föhr. Die kürzlich anläßlich 
gewaltsamer Angriffe gegen Ausländer 
auf der Insel Föhr gegründete „Bürger­
initiative gegen Gewalt und Ausländer­
feindlichkeit“ (vgl. PB 23/1991) rief 
für den 2. November zu einer Demon­
stration unter dem Motto „Wehret den 
Anfängen“ auf. In einer Erklärung der 
Bürgerinitiative hieß es dazu: „Machen 
wir gemeinsam deutlich, daß es eine 
große Mehrheit in unserer Gesellschaft 
gibt, die tolerant genug ist, um ein fried­
liches Miteinander mit unseren auslän­
dischen Mitbürgern zu ermöglichen. 
Gewalt und Hass dürfen kein Mittel der 
politischen Auseinandersetzung sein 
.. “ Rund 300 Leute kamen zu der 
Demonstration; es wurde die größte, die 
bisher in Wyk stattgefunden hat. Weite­
re Aktivitäten — u.a. die Bildung von 
Arbeitskreisen — sind geplant. — (hei)

3500 demonstrierten 
gegen Rassismus und Neonazis

Mannheim. Am 9. November demon­
strierten etwa 3500 Menschen gegen 
„Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und 
Neonazismus“. Viele Transparente und 
die Rednerinnen und Redner der Kund­
gebung forderten das uneingeschränkte 
Asylrecht und Bleiberecht für alle. Zu 
der Demonstration hatten 50 Gruppen, 
Organisationen und Parteien aufgeru­
fen. Nicht mit dabei: der DGB, der zu 
der gleichzeitig in Stuttgart stattfinden­
den Demonstration aufrief. Die Mann­
heimer SPD rief zu beiden Veranstaltun­
gen auf. Entgegen einem späteren Dele­
giertenbeschluß unterstützt die SPD- 
Stadtratsfraktion die Position des Ober­
bürgermeisters für eine Grundgesetz­
änderung. — (scr)

Landesweiter antifaschistischer Ratschlag
Ein zweiter Ratschlag im März soll die Landtagswahlen vorbereiten

Gegen Rassismus
Trotz Zerwürfnis gemeinsame Kundgebung in Berlin

Stuttgart. Rund 100 Leute beteiligten sich an dem „landes­
weiten antifaschistischen Ratschlag“ am 10. November in 
Stuttgart. Er sollte, wie es in dem Aufruf hieß, zur „Dis­
kussion und Organisierung eines gemeinsamen Widerstan­

des gegen soziale Diskriminierung, Nationalismus, Rassis­
mus, Sexismus, faschistische Tendenzen und Krieg“ bei­
tragen und dazu dienen, „eine Bestandsaufnahme zu 
machen und Widerstandsmöglichkeiten zu erörtern “

Der Vorschlag zur Durchführung dieses 
Ratschlags entstand nach einer landes­
weiten antifaschistischen Demonstra­
tion am 2. Februar dieses Jahres. In 
einer Vorbereitungsgruppe arbeiteten 
Leute aus der VNN. der Volksfront und 
autonomen Antifa-Gruppen (Antifa-AK 
Heilbronn. Antifaplenum Stuttgart) mit. 
Es war das erste Mal. daß über einen 
längeren Zeitraum hinweg eine Zusam­
menarbeit aus diesen unterschiedlichen 
Spektren gelang. Nach einer landesweit 
geführten Diskussion über den Aufruf 
unterstützten schließlich neben vielen 
Antifa-Gruppen und antifaschistischen 
Zusammenschlüssen fast alle linken 
Organisationen oder Teilgliederungen 
davon, mit Ausnahme der MLPD. den 
Ratschlag. Eine Einbeziehung der Ge­
werkschaften. die vor allem von der 
VVN versucht wurde, gelang leider 
nicht. Es unterstützten aber einige Ein­
zelpersonen mit gewerkschaftlichen 
Funktionen den Ratschlag. Alfred Haus­
ier, VVN. BdA. beendete seine Begrü­
ßungsrede mit den Worten: „Ich bin mir 
bewußt, daß für solche Bündnisse eine 
Voraussetzung nötig ist: Gegenseitige 
Achtung und Toleranz. Davon hängt 

auch das Gelingen unserer heutigen Be­
ratung ab ..."

In seefv* Arbeitsgruppen wurden fol­
gende Themen behandelt: In der AG 
,,Neuformierung der Rechten“ wurden 
die ideologische und organisatorische 
Neuformierung der Rechten sowie die 
inhaltlichen Berührungspunkte oder 
Widersprüche zwischen Konservatis­
mus und Faschismus erörtert. Die AG 
„Ausländerinnen- und Asylpolitik“ be­
faßte sich mit den Ergebnissen des soge­
nannten „Allparteienkompromisses“ 
zum Asyl recht und dem Charakter der 
Wanderungsbewegungen in und aus der 
BRD. In der AG „Notstandsgesetze und 
innere Repression“, referierte Alfred 
Hausser über die Notstandsgesetze, mit 
denen sich der BRD-Staat ein umfang­
reiches Instrumentarium zur inneren 
Kriegsvorbereitung und Unterdrückung 
von Widerstand geschaffen hat. Aus­
führlich wurde auch über die Situation 
der politischen Gefangenen diskutiert, 
deren Kampf in den Gefängnissen gegen 
die Haftbedingungen und um den Erhalt 
ihrer politischen Identität Bestandteil 
des antifaschistischen Widerstandes ist. 
In der AG „Der weltweite Einsatz der 

Bundeswehr“ wurde unter anderem vor­
getragen, wie dieses Thema bei den Mi­
litärs verfolgt w'ird und die CDU eine 
entsprechende Verfassungsänderung 
betreibt. In der AG ,,Verträge mit den 
osteuropäischen Staaten“ wurde unter­
sucht, welche expansionistischen Ziele 
die BRD über die Verträge mit Polen 
und der CSFR verfolgt und welche Rolle 
die Vertriebenenverbände und die 
„Volksgruppen“ dabei spielen. Das In­
ternationale Jugoslawische Komitee be­
richtete über die aktuelle Situation in Ju­
goslawien und die Einmischung der 
BRD in diesen Konflikt. „Faschistische 
Überfälle und Gegenwehr — Antifa-Ko­
ordination und organisierter Wider­
stand“ hieß die AG, die sich mit den 
faschistischen Überfallen auf Asylbe­
werber, Jugendhäuser, etc. befaßte und 
über Möglichkeiten der Gegenwehr 
diskutierte.

Alle an der Vorbereitung beteiligten 
Gruppen und Organisationen erklärten 
sich bereit, an der Vorbereitung eines 
weiteren Ratschlags vor den Landtags­
wahlen mitzuwirken. Die Beiträge und 
Diskussionen auf dem Ratschlag werden 
in einem Reader veröffentlicht. — (rac) 

Berlin. Ungefahr 60000 nahmen an der 
Kundgebung anläßlich des Jahrestages 
der Reichspogromnacht in Berlin teil. 
Nur schwer war die einheitliche Kund­
gebung zustande gekommen. Bis 
schließlich ein klärender Brief der Netz­
werk Friedenskooperative vorlag, hat­
ten die Grünen den Einfluß örtlicher 
Gruppen ausschließen wollen, weil es 
sich angeblich in Berlin um eine zentrale 
Bündnisveranstaltung handele. Die 
Friedenskoordination, die unabhängi­
gen Antifa-Gruppen, PDS, das Neue 
Forum und zahlreiche weitere im „Ber­
liner Bündnis 9. November“ zusam­
mengeschlossene Gruppen, die sich in 
der Flüchtlings- und Immigrantenarbeit 
engagieren, hatten vor allem kritisiert, 
daß der von den Grünen inspirierte Auf­
ruf die Einrichtung von Sammellagern 
und die verschiedenen Vorstöße (u.a. 
von Konrad Weiß vom Bündnis 90) zur 
Quotierung nicht angreift, Bleiberecht 
und Abschiebestopp nicht thematisiert 
werden. Nachdem schließlich das Bünd­
nis 9. November und PDS und andere zu 
eigenen Demonstrationen aufgerufen 
hatten und der DGB sich außerstande 
sah, überhaupt noch zu einer der Aktio­
nen aufzurufen, lenkte die AL ein und es 
wurde eine gemeinsame Kundgebung 
vereinbart.

5000 Teilnehmer etwa hatte die De­
monstration des Bündnisses, etwas mehr 

waren es bei Neuem Forum, PDS und 
anderen Ostgruppen, die von der Geth­
semanekirche losgingen und sich mit 
dem Bündnis am Monbijoupark trafen. 
Von dort zogen die Teilnehmer zu der 
Abschlußkundgebung im Lustgarten. 
Die Mutter des 1989 im Märkischer 
Viertel erstochenen jungen Türken Uful 
Sahin sagte: „Die Mörder meines Soh­
nes sind zwar bestraft worden, aber was 
geschieht mit jenen, die die Menschen 
aufeinander hetzen?“ Die Ausländer, 
die vor Hunger und Tod nach Deutsch­
land fliehen, sollten mit Wärme und 
Menschlichkeit empfangen werden und 
nicht mit Polizei, Gesetzen und Keulen. 
Die Präsidentin der Internationalen Liga 
für Menschenrechte, Alisa Fuss, erklär­
te, daß sie sich durch die gegenwärtigen 
bru|alen Angriffe auf Ausländer an die 
Situation von 1933 erinnert fühlt. Eine 
Arbeitsimmigrantin aus Mozambique 
warf den Deutschen vor, Weltmeister 
darin zu sein, aus Tätern Opfer zu ma­
chen, sie habe kein Verständnis für die 
Leute, die die Überfälle auf Ausländer 
und ihre Heime machen. Ein Opfer aus 
Hoyerswerda schilderte, daß bereits 
vorher die Asylsuchenden dort häufigen 
Raubüberfällen ausgesetzt waren, daß 
die Polizei sich weigerte, Anzeigen ent­
gegen zu nehmen, weil die Opfer den 
Namen des Täters nicht angeben könn­
ten . — (chk)
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Ausländerbeirat direkt gewählt
Kleiner Schritt zur politischen Gleichberechtigung

AEG Olympia wird geschlossen
Anhaltender Widerstand / Massenarbeitslosigkeit in Wilhelmshaven

München. Bei der ersten Direktwahl 
zum Münchner Ausländerbcirat am 10. 
November beteiligten sich 20,2 Prozent 
der 162989 Stimmberechtigten — also 
32935 Nichtdeutsche. Zum Vergleich: 
in Nürnberg betrug die Beteiligung 16,4 
Prozent, in Stuttgart 26 Prozent.

Die vierzig Sitze verteilen sich auf: 
Griechische Einheit sechs Mandate, 
Kroatische Liste und die türkisch-musli­
mische Solidaritätsliste je fünf Mandate, 
die DGB-Liste, die fortschrittliche tür­
kische Liste Gleichheit und die dem tür­
kischen Konsulat nahestehende Liste 
Tüdek je vier Mandate, Internationale 
demokratische Solidarität, Jugoslawi­
sche Liste, Internationale Demokrati­
sche Ausländerliste je zwei Mandate 
und Griechisches Europa, Vertrauens­
person, die kurdische Liste Demokrat, 
die Albanische Liste, Liberale Liste und 
Münchner Ausländische Arbeitnehmer 
je ein Mandat.

Die Internationale Liste 2 des DGB — 
sie erhielt nur vier Mandate — hatte sich 
einen mehrfachen Mandatsanteil ausge­
rechnet und zählt, an diesen Erwartun­
gen gemessen, zu den Verlierern dieser 
Wahl. Der Bürgerkrieg in Jugoslawien 
hat auf die größte Gruppe der nichtdeut­
schen Einwohner in München seinen 
Schatten geworfen. Die kroatische Liste 
erhielt mit fünf Mandaten deutlich mehr 
als die Jugoslawische Liste (2 Mandate), 

die Albanische Liste erhielt ein Mandat, 
während die ebenfalls kandidierende 
serbische Liste unter einem Prozent der 
Stimmen blieb.

Die antiimperialistische kurdische 
Liste Demokrat, die mit der kurdischen 
Unabhängigkeit sympathisiert, erhielt 
immerhin ein Mandat. Im Ausländerbei­
rat soll u.a. für folgendes Programm 
eingetreten werden: „Wir, ,Liste De­
mokrat4, treten für die Interessen aller 
ausländischen Minoritäten ein. Einen 
der Schwerpunkte unserer Forderungen 
bildet die Einbeziehung der Kurden als 
eine ausländische Minorität in die den 
anderen Ausländern zuerkannten 
Rechtskomplexe wie Unterricht der 
Muttersprache für kurdische Kinder, 
Ausstrahlung von TV- und Radiosen­
dungen auch für Kurden, Einrichtung 
von Beratungsstellen, Streichung des 
Verbots der Vergabe kurdischer Namen 
an Kinder u.a., was andere ausländische 
Gruppen seit Jahrzehnten genießen

Die zu den Ausländerbeiratswahlen 
gebildete Liste wird nach Auskunft des 
gewählten Ausländerbeiratsmitglieds 
Fatah Kameran als politische Aktions­
einheit weiterbestehen und für die Ar­
beit in diesem städtischen Ausschuß Im­
pulse liefern. Eine Zusammenarbeit mit 
anderen fortschrittlichen Beiräten zeich­
ne sich ab. — (dil)

Wilhelmshaven. Am 25. Oktober veröfffentlichte die AEG 
ihr Konzept für die Zukunft des AEG-Olympia-Werkes 
Roffhausen bei Wilhelmshaven. Der Sektor Bürokommu­
nikation mit weltweit 6700 Beschäftigten wird abgestoßen. 
Das Wilhelmshavener Werk wird zum 31.12.1992 endgül­
tig geschlossen, die dort beschäftigten Menschen werden

bis zu diesem Zeitpunkt nach und nach entlassen. Bereits 
im Vorfeld war die Betriebsversammlung vom U. Oktober 
von der Solidarität mit den Olympia-Beschäftigten 
geprägt. Viele Betriebe aus der Region hatten Abordnun­
gen entsandt, die vollständige Belegschaft der Gießerei aus 
dem benachbarten Sande war gekommen.

Vor 10000 Anwesenden deklarierte der 
niedersächsische Ministerpräsident 
Schröder die Beteiligung des Landes an 
der AEG-Olympia zur Alternative. 
Daimler-Benz und AEG sollten sich fi­
nanziell an einer Sanierung beteiligen, 
um ihrer „sozialen Verantwortung“ 
nachzukommen. Vorher hatten die Lan­
desregierung und Daimler-Benz im 
„Wall Street Journal“ und in ostasiati­
schen Zeitungen auf die „Investitions­
vorteile“ des Standortes Wilhelmsha­
ven aufmerksam machen wollen. In 
einer Stellungnahme vom 17. Oktober 
lehnte der AEG-Konzem das Land Nie­
dersachsen als Mehrheitsaktionär bei 
der AEG Olympia ab. Dieser Schritt 
machte, so der Betriebsratsvorsitzende, 
schon vor der Veröffentlichung des 
Konzepts deutlich, daß es dem Konzern 
— trotz angeblicher Suche nach Investo­
ren — nur noch um die Schließung und 
Verwertung des Werkes ging. Landes­
hilfen erwartete Daimler-Benz-Vor­
standsvorsitzender Edzard Reuter je­
doch für eine „sozialverträgliche Lö­
sung“ der Massenentlassungen. Der 

Perspektive der Mehrheitsübemahme 
durch das Land Niedersachsen hat sich 
der Betriebsrat nicht angeschlossen, sei­
ne Forderungen richteten sich weiter 
gegen den Daimler-Benz-Konzem. Seit 
dem 18. September führen Olympia-Be­
schäftigte vor der Stuttgarter Daimler 
Benz-Zentrale eine Mahnwache durch. 
Am 18. Oktober demonstrierten 150 Be­
schäftigte vor der AEG-Zentrale und der 
Deutschen Bank, dem Daimler-Benz- 
Hauptaktionär, in Frankfurt am Main. 
Sie forderten, Arbeitsaufträge aus dem 
Daimler-Konzern in das Wilhelmshave­
ner Werk zu verlagern und dort auf „zu­
kunftsträchtige Produkte“ umzuorien­
tieren. Diese Auffassung unterstrichen 
1 500 Beschäftigte mit einem Autokorso 
von Wilhelmshaven zum Daimler-Benz- 
Werk in Bremen am 25. Oktober. Vor 
dem Club der Frankfurter Wirtschafts­
journalisten deutete Edzard Reuter mitt­
lerweile eine Dividendenerhöhung an. 
Die Schwachstelle des Konzerns, die 
AEG, könne bald abgehakt werden. 
Noch am 14. November 1988 hatte der 
damalige AEG-Vorstandsvorsitzende, 

Heinz Dürr, öffentlich eine Bestandsga 
rantie für das Werk Roffhausen gege 
ben. Nach Schätzungen der Stadt Wil­
helmshaven wird die Werksschließung 
mit einem Anstieg der Arbeitslosenquo 
te von 15 auf 28 % zu Buche schlagen. 
Allein die Gemeinde Schortens, in der 
das Werk Roffhausen liegt, rechnet mit 
600 Arbeitslosen, einem Kaufkraft ver 
lust von 30 Mio. DM und einer jährli­
chen Mindereinnahme von Steuern in 
Höhe von 5 Mio. DM. Auch Entlassung 
von mehreren tausend Olympia-Be 
schäftigten in den 70er Jahren konnte die 
Gemeinde nicht auffangen, der Aufbau 
von zwei Gewerbegebieten seit Mitte 
der 70 Jahre erbrachte nur 350 neue Ar­
beitsplätze. Die in werkseigenen Woh 
nungen lebenden Menschen sind durch 
die LImwandlung in Eigentumswohnun 
gen zusätzlich betroffen, da die angeb­
lich „günstigen Kaufbedingungen“ von 
den dann Arbeitslosen kaum erfüllt wer 
den können. Vor zwanzig Jahren hatten 
noch 14000 Menschen in Roffhausen 
gearbeitet, davon in den Olympia- 
Zweigwerken 6 500. — (jot)

Der Pflegenotstand 
wird festgeschrieben

Heidelberg. Die Budgetverhandlungen 
für die Orthopädische Klinik sind im 
Schiedsstellenverfahren festgesetzt 
worden mit der Auflage, eine Wirt­
schaftlichkeitsprüfung durchzuführen. 
Die Krankenkassen fordern in allen Be­
reichen Stellenreduzierungen, weil nach 
dem Krankenhausbedarfsplan 78 Betten 
abgebaut wurden. Der Pflegebereich ist 
um 13 % und der medizinisch-techni­
sche Bereich um 10 % unterbesetzt, die 
Größenordnung, die analog dem Betten­
abbau und alten Anhaltszahlen wegfal­
len muß. Rein rechnerisch besteht kein 
Personalmangel mehr. Der sogenannte 
Stellenüberhang jetzt wird wahrschein­
lich die Wirtschaftlichkeitsüberprüfüng 
nicht überstehen. In den Budgetver­
handlungen war keine Rede davon, daß 
verbesserte Anhaltszahlen im Pflegebe­
reich Einfluß nehmen. — (irs)

Ciba Geigy: 
Bedenken nicht ausgeräumt

Weinheim. Die Firma Ciba Geigy in 
Lampertheim will ihre Zinntetrachlorid 
(TCST)-Produktion verdoppeln. TUST 
wird als Stabilisator für Kunststoffe ein­
gesetzt. Gegen die Erweiterung haben 
über 60 Lampertheimer Bürger Ein­
spruch erhoben. Bei dem Erörterungs­
termin stellten sie die Forderung, daß 
bei der Entladung des Chlors aus Kessel­
wagen eine „Einhausung“ der Entlade­
station und die Erstellung einer Sicher­
heitsanalyse notwendig seien. Es wird 
auf den Zwischenfall von 1988 verwie­
sen, bei dem das giftige Gas freigesetzt 
wurde und als Dampfwolke durch Lam­
pertheim trieb. Die Forderung der Ein­
sprecher wurde von den Technikern der 
Firma zurückgewiesen. — (mil / AGCH)

Essen. Unter der zentralen Forderung „Streichung des §218 aus dem Strafgesetz­
buch“ demonstrierten am 15.11. über 1000 Leute. Aufgerufen hatten die IG Metall im 
Rahmen der Bundesfrauenkonferenz und der DGB. Ein Stand der „Aktion Lebens­
recht“ fand wenig Interesse, obwohl der Essener Weihbischof Grave die Demonstra­
tion als „Affront“ gegen alle gewerkschaftlich organisierten Katholiken angriff. Die 
Kundgebungsrednerinnen riefen zu weiteren Aktionen gegen den §218 auf. - (syb)

Gespräch zwischen IG Chemie 
und CDU Niedersachsen

Hannover. Niedersachsen müsse die 
aus der Wiedervereinigung resultieren­
den Chancen konsequent nutzen und 
durch eine systematische und gezielte 
Wirtschaftsstrukturpolitik die Bedin­
gungen für eine positive Entwicklung 
für Unternehmen und Arbeitsplätze ver­
bessern. Diese Auffassung haben nach 
einem Gespräch zwischen Vertretern 
der IG Chemie-Papier-Keramik und der 
CDU Niedersachsen in Hannover Her­
mann Rappe für den Hauptvorstand der 
IG Chemie und Josef Stock für die nie­
dersächsische CDU vertreten.

IG Chemie und CDU-Niedersachsen 
plädieren für einen zügigen Ausbau der 
Ost-West-Verkehrsverbindungen, für 
den Aufbau einer eigenständigen Abfall­
entsorgungsstruktur in Niedersachsen, 
für eine Energiepolitik, die den Betrie­
ben die gleichen Stromkosten garantiert 
wie im europäischen Ausland, schließ­
lich für eine Abgaben- und Steuerpoli­
tik, die Belastungen der Unternehmen 
nicht weiter verschärft. Beide Seiten 
bemängelten eine viel zu lange Dauer 
der Genehmigungszeiten für industrielle 
und gewerbliche Anlagen. Hier seien 
auf Dauer erhebliche Standortnachteile 
zu befürchten. Dies gelte um so mehr, 
wenn zeitliche Verzögerungen aus­
schließlich politisch begründet seien.

Angemahnt wurde als wichtiger 
Standpunkt für niedersächsische Gewer­
be-, Handels- und Industriebetriebe der 
Aufbau einer eigenständigen Entsor­
gungsstruktur. Auf Dauer würden an­
sonsten die Nachbarbundesländer von 
niedersächsischen Versäumnissen pro­
fitieren. Damit würden nicht nur Unter­
nehmensstandorte, sondern auch Ar­
beitsplätze in erheblichem Umfang ge­
fährdet. —(ret)

Gewerkschafterdelegation 
protestiert gegen Kurdenprozeß

Düsseldorf. Eine Delegation von 43 
Gewerkschaftsmitgliedern besuchte am 
5. November den nun über zwei Jahre 
sich hinschleppenden Prozeß gegen 16 
Mitglieder und Sympathisanten der Ar­
beiterpartei Kurdistans (PKK) vor dem 
Staatsschutzsenat des OLG Düsseldorf. 
In einer Erklärung kritisieren sie den 
Prozeß scharf: „Was sich uns darstellte, 
war ein groteskes und skandalöses 
Schauspiel, in dem ein sich ständig 
widersprechender Kronzeuge vom Vor­
sitzenden Richter durch die Verhand­
lung gehievt wurde . . . drängt sich uns 
das Bild auf, daß hier keine Wahrheits­
findung stattfindet, sondern daß mit 
Hilfe eines offenbar nicht beweisbaren 
Schuldvorwurfes mit allen Mitteln zu 
einer Verurteilung gekommen werden 
soll ...“ Einstimmig forderte die Dele­
gation die sofortige Einstellung des Ver­
fahrens. — (rül)

Aids-Hilfe protestiert 
gegen Mittelkürzungen

Stuttgart. Am 14. November prote­
stierte die Aids-Hilfe mit einem „Die- 
In“ vor dem Rathaus gegen die ab 
Januar 1992 geplanten Kürzungen im 
Aids-Bereich. Obwohl die Zahl der er­
krankten Menschen steigt, sollen zwei 
von den drei hauptamtlichen Mitarbei­
tern nicht mehr weiterbeschäftigt wer­
den. Die Aids-Hilfe beschreibt die Fol­
gen: Kürzung der Öffnungszeiten der 
Beratungsstelle, keine Möglichkeit der 
fachlichen Betreuung von Betroffenen, 
Wegfall der Beratung in sozialrechtli­
chen Fragen, keine Möglichkeit zur Or­
ganisation von häuslicher Versorgung 
bis hin zur Sterbebegleitung, Wegfall 
der Mitbestimmungsmöglichkeiten in 
Gremien wie dem Landesarbeitskreis 
Aids. Aids-Hilfe und VSE (Verein für 
sexuelle Emanzipation) sammeln Unter­
schriften für eine Protestnote, mit der 
das Land Baden-Württemberg und die 
Stadt Stuttgart aufgefordert werden, die 
Fortführung der bisherigen Aids-Arbeit 
langfristig abzusichem. — (evc)

Kampf um Betriebsrat 
bei Leiharbeitsfirma

Emden. Gegen die massiven Drohun­
gen der Geschäftsführung der Firma bil­
deten die Beschäftigten des Leiharbeits­
betriebes Ensongold einen Wahlvor­
stand für die Betriebsratswahl. Der En- 
songold-Geschäftsführer hatte dem ört­
lichen IG Metall-Sekretär mit polizeili­
chen Maßnahmen und Entlassung aller 
Beschäftigten gedroht. Der Ensongold- 
Geschäftsführung werden willkürliche 
Lohnkürzungen vorgeworfen. Die im 
Schiffbau tätige Leiharbeitsfirma hatte 
im letzten halben Jahr 110 von 250 Be­
schäftigten entlassen, in letzter Zeit 
wurden fünfzehn Arbeitsgerichtsklagen 
gegen die Firma eingereicht.
Quelle: nielall, Ausgabe Bezirk Küste. 
18.10.91 - (jot)

Arbeitsmarkt-Deregulierung
Das Geschäft mit Flüchtlingen und Saisonarbeitskräften

Karlsruhe. Rassismus und Ausländer­
haß fördern den Druck auf den Arbeits­
markt. Zur weiteren „Deregulierung“, 
d.h. Beseitigung der tariflichen und ge­
setzlichen Schranken, der gesellschaftli­
chen und moralischen Standards, unter 
denen eine Arbeit aufgenommen werden 
darf, ist die öffentlich geschürte Diskus­
sion über „Ausländerflut“ und „Schein­
asylanten“ ein geeignetes Mittel: Wa­
rum soll für diese Leute auch noch deut­
sches Tarif-, Arbeits- und Sozialrecht 
gelten ?

Dazu die Daten aus dem Bericht der 
Bundesanstalt für Arbeit: Für 619900 
ausländische Arbeiterinnen und Arbei­
ter aus Nicht-EG-Ländern stellten die 
Behörden von Januar bis September 
1991 eine Arbeitserlaubnis aus, 41 % 
mehr als im Vorjahreszeitraum. Davon 
erhielten erstmals 319 100 eine Arbeits­
erlaubnis, das ist eine Steigerung um 
61%. Nicht deutlich wird bei diesen 
Angaben, wieviele Flüchtlinge, die in 
der BRD um Asyl ersucht haben, eine 
Arbeit aufgenommen haben und wievie­
le ausländische Jugendliche erstmals 
eine Arbeit aufnahmen.

Die Zahl der Arbeitserlaubnisse für 
neu eingereiste ausländische Arbeiterin­
nen und Arbeiter stieg um 53 % auf 
141600, davon kamen 44% aus Polen, 
16 % aus Jugoslawien, 9 % aus Ungarn 
und 8 % aus der CSFR. Von ihnen er­
hielten 135 100 (37 % mehr als im Vj.) 
eine sog. allgemeine Arbeitserlaubnis, 
d. h., für ihren Arbeitsplatz gab es keine 
Bewerbungen deutscher oder langjährig 
in der BRD lebender ausländischer 
Arbeitskräfte.

Weitere 87 800 Nicht-EG-Bürger er­
hielten eine Saison-Arbeitserlaubnis für 
drei Monate. Sie sind aus Polen, Jugo­
slawien, der CSFR und Ungarn, dem­
nächst auch aus Rumänien. Diese Sai 
son-Arbeitserlaubnis gibt es seit Januar 
1991. Seit diesem Jahr existieren Kon­
tingentverträge mit den dortigen Regie­
rungen. Beschäftigt werden sie vorran­
gig im Hotel- und Gaststättengewerbe, 
in der Metallbe- und Verarbeitung, im 
Bauund Schaustellergewerbe.

Baden-Württemberg ist das Bundes­
land, in dem ein Drittel der Saisonar­
beitsbeschäftigten arbeiten. Nach Ar­
beitskräften aus Polen sind Leute aus Ju­
goslawien die zweitgrößte Gruppe. 
Zahlreiche Kroaten aus Jugoslawien, 
deren Saisonarbeitsverträge abgelaufen 
sind, sind z.Zt. in Baden-Württemberg 
mit einem dreimonatigen Touristenvi­
sum verblieben. Das Land Baden-Würt­
temberg hat als erstes Bundesland die 
Ausländerbehörden angewiesen. Sai­
sonarbeiter aus Kroatien als Flüchtlinge 
anzuerkennen und die Duldung auszu­
sprechen. Damit sollen diese Arbeits­
kräfte zu den Niedrigstbedingungen 
dem Arbeitsmarkt erhalten bleiben. Mil 
Menschen aus Kroatien ist Geschäft zu 

machen. Die Baden-Badener Hotel- und 
Gaststättenvermittlung hat „bereits 125 
Leute aus Kroatien im Hotel- und Gast­
stättengewerbe in Baden-Württemberg 
unterbringen können“. Beschäftigt wer­
den sie mit dreimonatigen Saisonar­
beitsverträgen. Als ausgebildete Fach­
kräfte mit „Deutschkenntnissen“ sind 
sie „besonders beliebt“. Jetzt will die 
Baden-Badener Fachvermittlung im 
Stile einer Schlepperorganisation weite­
re Arbeitskräfte aus Kroatien anwerben. 
Es seien noch 600 offene Stellungen im 
Küchen- und 400 Stellen im Servicebe­
reich zu besetzen.

Zur Umgehung der Probleme mit den 
amtlichen Formalitäten in den jugosla­
wischen Kriegsgebieten erteilen mittler­
weile die deutschen Konsulate in Graz 
und Klagenfurt in Österreich die not­
wendigen Papiere. Diese Praktiken wer­
den nun nachträglich auf Regierungsan­
weisung von der Bundesanstalt für Ar­
beit Nürnberg gedeckt.

Die Stadt Leonberg leistet bei diesen 
Schlepperdiensten „partnerschaftliche 
Hilfe“. „Das arbeitslose Personal“ aus 
dem Fremdenverkchrsgewerbe der 
Partnerstadt Rovinj soll ab Mitte No­
vember untergebracht werden.

Zynisch stellt die Bundesanstalt für 
Arbeit fest, „daß es trotz vieler deut 
scher Arbeitsloser offensichtlich dort 
Beschäftigungschancen gibt, wo die Ar­
beitsbedingungen vielen Deutschen 
nicht attraktiv genug sind“.

Rund 2000 bis 3000 polnische Arbei 
terinnen und Arbeiter arbeiteten ohne 
Papiere bei der Weinlese und im Bauge 
werbe in der Pfalz mit Duldung der Be­
hörden. Das Arbeitsamt verfolgt bei sei­
nen Kontrollen nicht „den materiellen 
Schaden wegen Schwarzarbeit“: „Die 
Polen schlafen zu viert im Fiat 500, ha­
ben keine Duschen und Toiletten Wir 
können das nicht dulden, auch wenn die 
Arbeiter selbst sich nicht beschweren.“ 
Gejagt werden also nicht die Untemch 
men. die die Zwangslage der aus Polen 
kommenden Menschen ausnutzen, sie 
ohne Unterkunft und Verpflegung, ohne 
Sozialversicherung für maximal zehn 
Mark die Stunde beschäftigen — gejagt 
werden die Menschen, die unter unwür­
digen Bedingungen ..in der Pfalz an: 
Straßenrand campieren“ Die Überwa 
chung der Einhaltung von Arbeitsgeset 
zen. Tarifverträgen. Sozial- und Ren 
tenrecht wird so durch Faustrecht auf 
dem Arbeitsmarkt ersetzt.

Kein Wunder, daß Unruhe unter den 
Beschäftigten dieser Branchen entsteht. 
Die Bundes- und Landesregierungen 
versuchen, diese mit Hetze über ..Wirt­
schaftsflüchtlinge“ und ..Überfrem 
düng“ zu kanalisieren, ihre Begründung 
für ..Deregulierungsmaßnahmen“ zur 
Beseitigung gesellschaftliche Standards. 
Quellen. Handelsblatt wni 10. K) 91 BNN 
vom22. und24. 10.4. 11.91 — irub)
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Köln. 5000 Personen beteiligten sich in Köln am 9. November an einer Demonstra- 
aon gegen Rassismus und Ausländerfeindlichkeit. Ihr Protest richtete sich auch ge­
gen den Kölner Regierungspräsident Antwerpes, der die ihm unterstehenden kom- 
rnunalen Behörden in einem Rundschreiben unverhüllt aufgefordert hatte, die Le­
bensumstände von Asylbewerbern weiter zu verschlechtern. — (rül, Bild: af/mz)

Aus Ländern und Gemeinden

Haushalt 1992 stößt auf Widerstand
Gegenpositionen gegen die Politik der Großen Koalition in Köln

Köln. Der von einer Großen Koalition von SPD und CDU 
angepeilte Haushalt für 1992 stößt auf stärkeren Wider­
stand als in vergangenen Jahren. Unter der Losung „Köln 
muß sozial bleiben! . .. Alle gemeinsam gegen einen Haus­
halt, der die Bevölkerung Kölns für die von Bonn diktierte 
Finanznot zahlen läßt“ fand am 18.9.1991 eine Versamm­
lung der vom Sparkurs Betroffenen in der Juzi Köln-Sülz 
statt. Ein Ergebnis der Versammlung war die Erarbeitung 
des unten wiedergegebenen Aufrufs, mit dem u.a. zu einer 
größeren Aktion am 28.11., der Einbringung des Haushal­
tes in den Stadtrat, mobilisiert wird.

Schon in den letzten Wochen fanden Aktionen statt. Die 
Jusos verteilten zur Ratssitzung am 26.9. Flugblätter für

einen rot-grünen Haushalt. Zwei Tage später demonstrier­
ten 100 Eltern und Kinder in der Südstadt gegen die Kür­
zung von Betreuerstellen für eine Kindereinrichtung. Am 
31.10. war ein Jugendaktionstag.

Eine wichtige Rolle spielt die Diskussion in den Gewerk­
schaften. Auch hier findet der Aufruf Unterstützung. Die 
ÖTV hat sich deutlich gegen die Kürzungen im Sozialbe­
reich und gegen den vorgesehenen Abbau von rund 2400 
Stellen, u.a. durch Privatisierungen im Putzdienst, ausge­
sprochen. Eine ursprünglich für den 7.10. geplante Ge­
samtpersonalversammlung der Stadt in der Kölner Sport­
halle wurde von der Verwaltungsspitze verboten.
Quellenhinweis: „Lokalberichte Köln“, 19,20,21 /91 — (wof)

Konstituierende Ratssitzung 
OB sorgt für Ordnung

Hannover. Entgegen der niedersächsi­
schen Gemeindeordnung und der Ge­
schäftsordnung des Rates wurden für die 
konstituierende Ratssitzung am 7. 11. 
schon eine Woche vorher Eintrittskar­
ten, vorwiegend an Fraktionslobby­
isten, ausgegeben. Der erwartete Protest 
gegen den Einzug der Rep und der ÖDP 
blieb nicht aus. Die VVN ließ jedem 
Ratsmitglied über die GABL einen offe­
nen Brief gegen den Einzug der Faschi­
sten zukommen. Zuschauer entrollten 
ein Transparent „Schluß mit der Auslän­
derhetze von SPD bis Reps“. Der Poli­
zist Prieß, ÖDP-Ratsherr, riß es herun­
ter als „Unterstützungsgeste“ für den 
Oberbürgermeister. Dieser wiederum 
half der Polizei durch Fingerzeig, Störer 
aufzufinden. Die GABL protestierte 
durch zeitweisen Auszug. — (bee)

Landwirte demonstrieren 
gegen sinkende Einkommen

Stuttgart. Etwa 10000 Bauern prote­
stierten am Mittwoch, den 13. Novem­
ber, mit einer landesweiten Demonstra­
tion gegen die Agrarpolitik der EG und 
der Bundesregierung: Die Einkommen 
seien dieses Jahr erneut um 20 % gesun­
ken, es gebe gerade noch 215 „Bauem- 
Azubis“. Auf zahlreichen Transparen­
ten wurde u.a. höhere Erzeugerpreise 
und „Gerechtigkeit für die Landwirt­
schaft“ gefordert und festgestellt: „Das 
Geschäft mit dem Osten geht auf der 
Bauern Kosten“. Der Bauernverband 
hat gegen die Vorschläge der EG-Kom- 
mission weitere Bundes- und EG-weite 
Aktionen angekündigt. — (evc)

Heftiger Widerstand gegen bun­
desweite REP-Demo in München

München. Am 16.11. führten die Re­
publikaner ihre bundesweite Demon­
stration „gegen die Diffamierung unse­
rer Partei in den Medien, gegen den 
Verfall der Inneren Sicherheit, gegen 
das Versagen der Altparteien in der 
Asylpolitik“ durch. Nach Bekanntwer­
den der Genehmigung durch die Stadt 
München gab es heftige Proteste. Die 
Landesbezirksfrauenkonferenz vom 
9.11. und die Delegiertenkonferenz von 
HBV München verabschiedeten ein Pro­
testschreiben an das KVR: „.. . Es ist 
uns unverständlich, daß das Kreisver­
waltungsreferat in einer Situation, wo 
Menschen aus anderen Ländern wegen 
ihrer Herkunft, ihrer Hautfarbe brutal 
angegriffen werden, eine solche De­
monstration genehmigt. . . . Wir for­
dern das Kreisverwaltungsreferat und 
die Stadt München auf, die Genehmi­
gung für diese Demonstration zurückzu­
nehmen.“ Der Beauftragte der Ev. Kir­
che betrachtete es als „eine Verhöhnung 
unseres demokratischen Rechtsstaates, 
daß Gruppierungen die Möglichkeit ein­
geräumt wird, nationalistische und ras­
sistische Parolen gegen Flüchtlinge und 
Ausländer medienwirksam zu verbrei­
ten.“ Ein Bündnis von 50 Gruppen rief 
zum Widerstand auf: „Den REP-Auf- 
marsch verhindern!“ Rd. 400 Men­
schen besetzten den Sammelplatz der 
Reps. Unter massivem Polizeieinsatz 
konnten rd. 400 Reps und ca. 100 Skin­
heads und Hooligans ihre Demonstra­
tion beginnen. Dazu das KVR: die An­
meldung sei „emotionslos“ nach den 
Grundsätzen des Versammiungsrechts 
bearbeitet worden, alles weitere sei 
,,reine Polizeiangelegenheit.“ — (ccg)

OVG Schleswig: Asylbewerber 
haben das Recht zu „wohnen“

Schleswig Halstenbek. Das OVG 
Schleswig hob das Urteil des VG Schles­
wig auf, nach dem für Anwohner fünf 
Asylbewerber eine zumutbare Bela­
stung sind und stellt fest, daß Asylbe­
werber in Schleswig-Holstein das Recht 
zu „wohnen“ haben, nicht in überfüll­
ten Unterkünften hausen müssen und 
nicht in Gewerbegebiete abgeschoben 
werden dürfen. Das OVG sieht in 
Leichtbaugebäuden eine Wohnung ge­
mäß Baunutzungsverordnung. Die nun 
festgelegte Begrenzung auf acht Asyl­
bewerber hängt ausschließlich mit der 
Wohnungsgröße (90 qm) zusammen. 
Eine zu massierte Belegung stelle einen 
,,lagerähnlichen Charakter“ dar und fü­
ge sich nicht in die typische Wohnnut­
zung mit seinen Einfamilienhäusern. 
Diese Überbelastung sei „bau- und 
nachbarschutzrechtlich“ unzulässig. 
Mit diesem Urteil (Az: 1 M 49/91) steht 
das OVG Schleswig gegen vergleichba­
re Fälle der OVG’s Saarland, Münster, 
Berlin sowie des Verwaltungsgerichts­
hofs Mannheim, die stets den Einwän­
den Recht gaben und Wohnunterkünfte 
für Asylbewerber in reinen Wohngebie­
ten nicht gestatteten. — (sip)

Nachtragshaushalt: 
Protest im Rathaus

Freiburg. Bei der ersten Beratung des 
Nachtragshaushalts 1991 /92 protestier­
ten am 12.11. zahlreiche städtische Be­
schäftigte im Ratssaal gegen geplante 
Sparmaßnahmen der Verwaltung. Die 
Zuschauertribüne war völlig überfüllt 
und mit zahlreichen Transparenten ge­
schmückt. Die Verwaltung hat einen 
Nachtrag vorgelegt, der (vor allem, um 
die von der Stadt zu tragenden Kosten 
der Deutschen Einheit auszugleichen) 
ab 1992 schwere Kürzungsmaßnahmen 
zu Lasten der städtischen Beschäftigten 
vorsieht. Geplant ist u.a.: absoluter 
Stellenstop, viermonatige Stellensperre 
bei Neubesetzungen, Streichung des 
Essenszuschusses. Reaktion der Frak­
tionen: vorsichtige Distanzierung von 
den Verwaltungsplänen. — (kh)

Gemeinden drohen mit Klagen 
gegen Landesregierung NRW

Düsseldorf. Der Deutsche Städtetag 
hat den Gemeinden in Nordrhein-West­
falen geraten, gegen die von der SPD ge­
tragene Landesregierung zu klagen. 
Grund ist die RechLsverordnung der 
Landesregierung, nach der Gemeinden 
bereits im laufenden Haushaltsjahr die 
Sozialhilfe für Flüchtlinge nicht erstattet 
bekommen, deren Asylgesuch abge- 
iehnt wurde, die aber wegen der Ver­
hältnisse in ihrem Heimatland nicht ab­
geschoben werden können. Einige Ge­
meinden. darunter Korschenbroich, ha­
ben angekündigt, daß sie auch deshalb 
gegen das Land klagen werden, weil die 
Landesregierung festgelegt hat. daß So­
zialhilfe an Asylbewerber den Kommu­
nen zu einem höheren Anteil vom Land 
erstattet wird, wenn sie in Naturalien 
beziehungsweise Gutscheinen für Nah­
rungsmittel und Kleidung sowie einem 
minimalen Taschengeld (70 DM im 
Monat) ausgegeben wird. Die Gemein­
den erklären, es gehe um mindestens 
130Millionen DM. die die Landesregie- 
rung ihnen vorenthalte, die aber für die 
<*fentliche Unterbringung und Versor­
ang der Flüchtlinge benötigt würden. 
-(Ä)

Nein zum Haushalt des „sozialpolitischen 
Rückschritts ins vorige Jahrhundert“ (ÖTV) 
Für einen Haushalt im Interesse der arbeitenden Bevölkerung

Die Kölner ÖTV, Gliederungen anderer 
Gewerkschaften des DGB, die Jung­
sozialisten in der SPD, einige Ortsver­
eine der SPD, die Grünen im Rat, zahl­
reiche Einrichtungen, z.B. der Kölner 
Jugendring, und Einzelpersonen haben 
bereits einen Haushalt der sozialen De­
montage in unserer Stadt abgelehnt.

Die Vorbereitungen dazu werden dik­
tiert von der arbeitnehmerfeindlichen 
Umverteilungspolitik der Regierung 
Kohl und ihrer Parteien CDU/CSU und 
FDP.

Sie treiben die Städte in die finanzielle 
Katastrophe. Sie wollen das Milliarden­
programm „Aufschwung Ost“ auf dem 
Rücken der Länder und Gemeinden fi­
nanzieren. Gleichzeitig entziehen sie ih­
nen mit ihrer Steuer- und Finanzie­
rungspolitik immer weiter eigene Ein­
nahmequellen. Und zugleich veröden 
auch die Städte im Osten.

Deshalb hat die SPD-Fraktion im Rat 
nicht das Recht, gemeinsam mit der 
CDU einen Haushalt gegen die Interes­
sen der arbeitenden Bevölkerung zu ver­
abschieden.

Mit der CDU kann es keine „Konsoli­
dierung“ des Haushaltes geben.

Der geplante soziale Kahlschlag 
in Köln muß gestoppt werden! 

Andere politische 
Entscheidungen sind nötig!

* Keine Standardsenkung der kommu­
nalen Leistungen, Erhalt der Lebens­
qualität für alle Kölner Bürgerinnen!
— Keine Kürzungen bei den Jugendein­

richtungen und Bürgerzentren;
— Keine Einschränkung der Gesund- 

heits- und Sicherheitsvorsorge;
— Keine Reduzierung der Beratungs­

und Hilfseinrichtungen (z.B. Erhalt 
des Maßnahmenprogramms für aus­
ländische Mitbürgerinnen, Erhalt 
des schulpsychologischen- und medi­
zinischen Dienstes und der Sozial­
arbeit an den Schulen, Erhalt der 
Mieterberatung, Erhalt der AIDS- 
Beratung);

— Keine Einschränkung von Bildungs­
und Kulturangeboten;

— Keine Schließung oder Privatisie­
rung von Schwimmbädern;

— Keine weiteren Kürzungen der Zu­

Sozialminister Jansen: „Ich bleibe da knallhart..
Asylpolitik der schleswig-holsteinischen Landesregierung

Kiel/Norderstedt. Dieselben 65 
Flüchtlinge, die nach der sechswöchi­
gen Kirchenbesetzung in Neumünster 
dann doch gegen ihren Willen nach 
Greifswald „umverteilt“ wurden, sind, 
nachdem sie dort am 3.11. im Anschluß 
an ein Fußballspiel von 200 Hooligans 
überfallen wurden, mit Hilfe von Unter­
stützern zurück nach Schleswig-Hol­
stein in die Norderstedter Schalomge- 
meinde geflohen. Die Kriminalisierung 
der Unterstützer, von der Landesregie­
rung über die Presse betrieben, gelingt 
zunehmend weniger: Die Flüchtlinge 
haben sich versucht zu organisieren und 
einen siebenköpfigen Sprecherrat gebil­
det. Sie lehnen auch die jüngsten „Um- 
verteilungs“Vorschläge in die Ex-DDR 
wegen der dort noch größeren Gefahren 
für sie ab und fordern weiterhin eine 
menschenwürdige Unterbringung in 
Schleswig-Holstein. Demonstrationen 
in Norderstedt, Preetz (400), Haffkrug 
(300), Elmshorn (600), Kiel (über 
5000), aber auch Briefe, Resolutionen, 
wie z.B. vom Kreisjugendausschuß des 
DGB Kiel/Plön, ASten, DPG-Jugend, 
IG Medien, ja zum Teil Kommentare in

schüsse im Kulturhaushalt.
* Kein Abbau von rund 2 400 Stellen in 
fast allen Bereichen der Stadt, keine Ar­
beitsverdichtung für die Beschäftigten!
* Keine Privatisierung städtischer 
Aufgaben und Dienstleistungen wie 
z.B. der Reinigung, der Bäder, der 
Grünflächen, Kantinen, Schulbusse für 
Sonderschulen, städtischen Druckerei­
en, in der Stadtverwaltung, im Rechts-, 
Vermessungs- oder Katasteramt, im 
Fuhrpark!

Um diese Forderungen, für die die 
Kölner ÖTV in ihren Informationen 
„ÖTV gegen Stellenstreichung und So­
zialabbau“ eintritt, durchzusetzen, 
brauchen wir die Einheit der Arbeitneh­
merinnen, der gesamten betroffenen 
Bevölkerung, der Jugendlichen und Ar­
beitslosen und ihrer Organisationen ge­
gen den geplanten Sparhaushalt.

An erster Stelle sind die Gewerkschaf­
ten und die SPD gefordert.

Die Mandatsträger von SPD und Grü­
nen sind verpflichtet, ihr Mandat im In­
teresse derer wahrzunehmen, von denen 
sie es erhalten haben! Deshalb ist es 
richtig, daß die Grünen im Rat einen sol­
chen Haushalt ablehnen.

Wir rufen alle Gewerkschaftskolle­
ginnen und Sozialdemokratinnen, die 
Mitglieder der Grünen und alle Betrof­

Anträge zum Haushalt sind möglich
Fest steht, daß nur mit Protestaktio­
nen ein wirksamer Widerstand gegen 
die brutalen Kürzungsmaßnahmen im 
Haushalt der Stadt Köln geleistet wer­
den kann. Es gibt jedoch auch formale 
Wege, wie man Forderungen bekräf­
tigen und kommunale Institutionen 
zwingen kann, sich mit einem Anlie­
gen zum Haushalt zu befassen.

Auf Grundlage von §66 der Ge­
meindeordnung kann in Nordrhein- 
Westfalen jeder Einwohner (also auch 
alle Ausländerinnen und Ausländer) 
einen Antrag zum Haushalt stellen. 
Dieser Antrag wird dann im Finanz­
ausschuß, aber auch direkt im Rat be­
handelt.

Der Haushalt wird voraussichtlich 
am 28.11. ausgelegt. Dann beginnt

den Kieler Nachrichten (KN) machen 
deutlich, daß die Durchsetzung der 
reaktionären Asylpolitik konkret doch 
auf einigen Widerstand stößt.

Die Landesregierung bleibt nach ei­
nem Treffen mit dem Innenminister 
Mecklenburg-Vorpommerns „knall­
hart“ und droht den Flüchtlingen sogar 
mit Nachteilen in ihren ab 21.11. anlau­
fenden Anhörungsverfahren. Geht es 
nur um „Gesichtsverlust“, wie ein 
Kommentator der KN schreibt? Das 
kann es nicht sein. Ohne Rücksicht auf 
Gesicht wurden innerhalb von vier Jah­
ren alle Wahlaussagen der Landes-SPD 
von 1988 — wie dezentrale Unterbrin­
gung, Barauszahlung der Sozialhilfe — 
über den Haufen geworfen. Es geht um 
die Vorreiterrolle, die die Landes-SPD 
in bezug auf die Verfahrensbeschleuni­
gung in den letzten Jahren gespielt hat, 
es geht auch um das bundesweite Flücht­
lingskonzept der SPD, das die umfas­
sende Durchlöcherung des Asylrechts 
ohne eine Grundgesetz-Änderung er­
möglichen soll. Nach dem „Allparteien­
kompromiß“ hat die CDU weiteren 
Druck auf die SPD ausgeübt, ohne die 

fenen auf, gemeinsam die Initiative für 
eine einheitliche Kundgebung vor dem 
Rathaus am 28.11., den Tag der Ein­
bringung des Haushalts, für einen Haus­
halt im Interesse der arbeitenden Bevöl­
kerung und aller Betroffenen zu ergrei­
fen und sich in ihren Organisationen da­
füreinzusetzen.

Darüberhinaus schlagen wir zunächst 
an weiteren Aktionen vor:
— Versammlung in den Bereichen und 

Einrichtungen (z.B. Sozial- und Ge­
sundheitsbereich: 17. 10., 20 Uhr 
MALT. Altstr. 6, Köln-Mülheim);

— Delegation zur ÖTV, zu den SPD- 
Fraktionen in den Bezirksvertretun­
gen und zur SPD-Ratsfraktion;

— Anläßlich der Ratssitzung am 31.10. 
bereiten Jugendeinrichtungen einen 
„Aktionstag der Jugend“ vor dem 
Rathaus vor. (Treffen: 16.10., 10.30 
Uhr, Stollwerk, 4. Stock);

— Versammlung in den Stadtteilen.* * *
Dieser Aufruf ist das Ergebnis der Ver­
sammlung von ca. 80 Kolleginnen aus 
verschiedenen Bereichen und Einrich­
tungen, darunter zahlreichen Jugendein­
richtungen, von Gewerkschafterinnen 
und gewerkschaftlichen Funktionsträ­
gern, von Sozialdemokratinnen, sozial­
demokratischen Mandatsträgem und 
zahlreichen Jungsozialistinnen, von 
Mitgliedern der Grünen und des Bünd­
nis ’90, Mitarbeitern in den „Arbeits­
kreisen für Arbeitnehmerpolitik“ und 
zahlreichen Betroffenen am 18.9.91 im 
Jugendzentrum Sülz . . .

die vierwöchentliche Frist für Ein­
wendungen.

§ 66 Erlaß der Haushaltssatzung
(3) Der Entwurf der Haushaltssatzung 
mit ihren Anlagen ist nach vorheriger 
öffentlicher Bekanntgabe an sieben 
Tagen öffentlich auszulegen. Gegen 
den Entwurf können Einwohner oder 
Abgabenpflichtige innerhalb einer 
Frist von einem Monat nach Beginn 
der Auslegung Einwendungen erhe­
ben. In der öffentlichen Bekanntgabe 
der Auslegung ist auf die Frist hinzu­
weisen; außerdem ist die Stelle anzu­
geben, bei der die Einwendungen zu 
erheben sind. Über die Einwendun­
gen beschließt der Rat in öffentlicher 
Sitzung.“

Grundgesetz-Änderung ginge doch 
nichts. Der „Fall Norderstedt“ ist des­
halb so prinzipiell, weil er das Konzept 
der SPD in Frage stellen könnte, weil er 
klarmachen würde, daß dort, wo die 
Flüchtlinge nicht mehr nur als „Flut“ 
o. ä., sondern als Menschen sichtbar da­
stehen, solch eine menschenverachtende 
Politik schwieriger durchzusetzen ist.

Es wird in der nächsten Zeit um so 
wichtiger sein, in der Unterstützung für 
ein Bleiberecht für Flüchtlinge weiter­
zumachen und auch bestehende Wider­
sprüche zur herrschenden Regierungs­
politik in kommunalen Parlamenten 
usw. zu vertiefen. Die im April anste­
henden Landtagswahlen in Schleswig- 
Holstein sind dafür eine güpstige Gele­
genheit. Das Kieler Aktionsbündnis ge­
gen Rassismus und Abschiebung gibt 
seit kurzem ein vierwöchentliches, vier­
seitiges landesweites Infoblatt „gren­
zenlos — gegen Rassismus, Faschismus 
und Menschenverachtung“ heraus, das 
den gemeinsamen Widerstand gegen die 
reaktionäre Ausländer- und Asylpolitik 
ausdrücken und entwickeln helfen soll. 
— (dam)
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Kommentiert

Umschulung ist etwas Feines und im 
Osten groß in Mode gekommen. Wer 
von den zahlreichen westdeutschen 
„Schulen in freier Trägerschaft“ irgend 
kann, tummelt sich auf dem ostdeut­
schen Bildungsmarkt; denn dieser 
boomt — Treuhand sei Dank. Ein Ende 
ist vorerst nicht abzusehen, und so sind 
zweistellige Zuwachsraten auf diesem 
spezifischen Markt für den Westanbieter 
Ehrensache. Sogar für einige kleinere 
Ost-Initiativen fällt noch etwas ab, zum 
Beispiel Computer-Kurse für Einstei­
ger. Außerdem beschäftigen die meisten 
westlichen „Bildungsträger“ auch die­
sen und jenen vorteilhaft eingekauften 
Ost-Dozenten — natürlich nur auf weit­
gehend wertneutralen Gebieten wie 
Sprachen, Computer-Umgang usw. An­
dere Fächer werden „Ossis“ nicht an­
vertraut. Was sollten sie auch dazu sa­
gen können — es war ja nicht ihre Welt

Freilich, die Qualität der Angebote ist 
schwankend: Oft werden die „Ossis“ 
für dümmer gehalten, als sie tatsächlich 
sind. Ehrliche „Wessi“-Dozenten stel­
len dann ihre Vorbereitung um, damit 
nicht der Eindruck entsteht, die „Ossis“ 
sollten „runterqualifiziert“ werden.

Im ganzen aber scheinen wohl alle am 
Umschulungsgeschäft Beteiligten zu­
frieden. Das hat durchaus praktische 
Gründe: Wer umschult, versaut die Ar­
beitslosenstatistik nicht. Er ist ja nicht 
arbeitslos. Das freut die Regierung. Die 
„Bildungsträger“ freuen sich über den 
Zulauf, kassieren sie doch vom Staat pro 
Nase und Monat um die 1000 DM und 
kommen obendrein in den Geruch 
selbstloser Entwicklungshilfe für den 
unbedarften Osten. Der Umschüler 
schließlich bezieht, solange er umschult, 
Unterhaltsgeld. Das ist für ihn erst ein­
mal das wichtigste. Ihn tröstet auch die 
Aussicht auf das Arbeitslosengeld, das 
er nach erfolgter Umschulung beanspru­
chen kann. Zum Glückskind wird der 
Umschüler, wenn ihm hier und da auch 
noch Nützliches geboten wird, was 
durchaus vorkommt. Auf jeden Fall 
wird er „positiv motiviert“ und mitunter 
mit Themen konfrontiert, über die er in 
seiner jetzigen Situation nicht unbedingt 
nachdenken würde. „Ossi“ lernt zum 
Beispiel, interkulturell zu kommunizie­
ren (was immer das auch ist). Dabei 
macht er sich bewußt, daß der Deut­
schen Machtbegriff nahezu ausschließ­
lich negativ belegt ist, was sich hinrei­
chend aus der deutschen Geschichte er­
klärt. Natürlich schießt „Ossi“ — eifrig 
wie er ist — über das Lemziel hinaus, 
wenn er meint, deutsche Geschichte und 
eigene Erfahrung gäben ihm nicht nur 
das Recht, sondern machten es ihm 
nachgerade zur Pflicht, staatlicher und 
anderer Macht gegenüber mißtrauisch 
zu sein.

Oder „Ossis“ Lernprozeß führt ihn 
zur Erkenntnis, daß Sensibilität kein na­
tionales Charakteristikum der Deut­
schen ist. Das stimmt mit seiner alltägli­
chen Erfahrung auf das schönste über­
ein.

Bei solchen Erkenntnissen gerät er ins 
Grübeln. Schuldbewußt gibt „Ossi“ 
dann sogar zu, daß er im Vergleich zum 
„Wessi“ (der sich früher auch Bruder 
und/oder Schwester nannte) noch immer 
viel zu naiv, viel zu obrigkeitsgläubig 
ist: Er denkt eben, daß Kanzler Kohl das 
meint, was er sagt, und das hält, was er 
verspricht, während sein mit vier Jahr­
zehnten Demokratie-Vorsprung ausge­
statteter West-Bruder weiß, daß Kanz­
lers Worte und Taten nur im Ausnahme­
fall deckungsgleich sind.

„Ossi“ muß eben noch viel lernen, 
zum Beispiel auch, daß es in der Be­
triebswirtschaft Modelle gibt, die klipp 
und klar beweisen, daß es für den Lohn­
abhängigen keine Ausbeutung gibt. Er, 
der von seinem Lohn Abhängende, be­
kommt, was er zum Gewinnmaximum 
beigetragen hat. „Das hätte Marx wis­
sen müssen“, denkt sich „Ossi“ da. „Er 
hätte sich die ganze mühsame Arbeit an 
drei Bänden Kapital (und mir manche 
Stunde dazu im Parteilehrjahr) sparen 
können.“ Apropos Parteilehrjahr: „Os­
si“ lernt nun Marktwirtschaft, und dies 
„durchaus mit heißem Bemühen“, wenn 
auch wenig faustisch. Nur manchmal 
beschleicht ihn das Gefühl, diese oder 
jene Erscheinung, die mit den Segnun­
gen der Marktwirtschaft verbunden ist, 
schon aus dem Parteilehrjahr zu kennen. 
Nur war das damals graue Theorie, die 
Praxis heute ist viel farbiger. Sie könnte 
auch der geschulteste Agitator nicht aus­
malen ’.
(M. Walter)

Mit einem Defizit von 30 Mrd. DM 
rechnet die Treuhand-Anstalt 
(THA) für 1992. Auf insgesamt 102 

Mrd. DM beliefen sich die Altschulden 
der Betriebe der Ex-DDR zum 1. Juli 
1990. 180 Mrd. DM Umsatz, ähnlich 
wie 1991, sind für die Noch-THA-Be- 
triebe in 1992 prognostiziert. Da viele 
Betriebe wegen des zusammengebro­
chenen DDR- und RGW-Marktes einen 
Jahresumsatz verzeichnen, der geringer 
ist als ihre Bilanzsumme, ist das Vermö­
gen dieser Betriebe weit oberhalb der 
180-Mrd.-DM-Linie anzusiedeln. Zu­
sammen mit den bereits verkauften „be­
sten Stücken“ kann vielleicht von der 
doppelten Summe ausgegangen werden. 
Hiergegen die Gesamt Verschuldung ge­
rechnet, würde einem Kapitalisten-West 
ob der mehr als hervorragenden Eigen­
kapitalquote das Herz voll sein. Auch 
ein Verlust von 30 Mrd. DM wiegt da re­
lativ wenig.

Nun behauptet die Treuhandanstalt, 
die neben den Betrieben der Ex-DDR 
über die Hälfte ihres Grund und Bodens 
verfügt, „ihr“ gesamtes Vermögen be­
laufe sich (zum 1. Juli 1990) auf ca. 200 
Mrd. DM. Das erklärt sich daraus, daß 
die Treuhandanstalt das DDR-Volksver­
mögen an westliche Kapitalisten ver­
schleudert. Z.B.: Carl Zeiss Oberko­
chen erhält das sicherlich in die hunderte 
Millionen DM gehende Vermögen von

Die Herrschenden haben ihr Ziel er­
reicht : Nicht nur die alten Struktu­
ren und Programme des zentralistischen 

DDR-Funks sind zerschlagen — diese 
wurden bereits in der Zeit der Wende, in 
den kurzen Monaten zwischen dem 
Sturz des alten SED-Politbüros und dem
3. Oktober 1990 umgekrempelt. Nein, 
Ziel war und ist es, Rundfunk und Fern­
sehen im Anschlußgebiet vollständig un­
ter Kontrolle zu bekommen, zu verhin­
dern, daß sie auch nur ansatzweise Inter­
essen, Bestrebungen, Kritik und Forde­
rungen der ostdeutschen Bevölkerung 
Ausdruck verleihen. Die „Abwick­
lung“ des Rundfunks ist ein besonders 
düsteres Kapitel in der Politik der Sie­
germacht BRD, die kulturelle Identität 
der ostdeutschen Bevölkerung zu ver­
nichten.

„... als hätten wir 
einen Krieg verloren ...“
Als Rundfunkbeauftragter der neuen 
Bundesländer und Vollstrecker der Neu­
ordnung wurde im Oktober letzten Jah­
res der CSU-Mann Mühlfenzl einge­
setzt. Wie die Bundesregierung durch­
setzte, daß ihr Mann in dieses Amt kam, 
ist bezeichnend genug: Kohl und 
Schäuble nutzten den kurzen Zeitraum 
zwischen dem 3. Oktober, an dem die 
Volkskammer aufhörte zu existieren, 
und der Neukonstituierung der Landes­
parlamente im Anschlußgebiet, um 
Mühlfenzl von durch nichts legitimier­
ten Verwaltungsbeamten „wählen“ zu 
lassen, als eine Art Generalgouvemeur 
für den ostdeutschen Rundfunk. Mühl­
fenzl zog mit westdeutscher Gefolg­
schaft in das Ostberliner Funkhaus ein 
und stellte von Anfang an sicher, daß die 
Umwandlung des ostdeutschen Staats­
funks in Länderanstalten öffentlichen 
Rechts nach Staatsräson funktionierte.

Gleich in seiner „Dienstanweisung 
01“ stellte er klar, wer künftig das Sagen 
hat: „... öffentliche Erklärungen für 
die Einrichtung (d.h. das Funkhaus — 
Red.), insbesondere über zukünftige 
Programmentscheidungen, Inhalte, per­
sonal-, medien- und geschäftsspezifi­
sche Entscheidungen ... (sind) mit dem 
Rundfunkbeauftragten oder seinem 
Stellvertreter abzustimmen“.

Der stellvertretende Intendant Hilde­
brandt von „Demokratie jetzt“, der mit 
anderen die Neugestaltung des Funks 
eingeleitet hatte, reagierte in einem In­
terview mit scharfer Kritik: „Mir 
kommt es manchmal so vor, als hätten 
wir einen Krieg verloren und müßten 
uns nun in die bedingungslose Kapitula­
tion begeben ... Ich bin 50 Jahre alt und 
habe mein Leben auf dem Gebiet der 
ehemaligen DDR verbracht. Und ich 
habe, solange ich berufstätig bin, noch 
nie erlebt, einschließlich der Zeit meiner 
Wehrdienstverweigerung, daß ich der­
artige Weisungen zur Kenntnis nehmen 
mußte.“ (1) Er nahm auch die Dienstan­
weisung nicht zur Kenntnis, kritisierte 
öffentlich die von Mühlfenzl eingeleite­
ten Säuberungsmaßnahmen — und wur­
de gekündigt.

Mühlfenzl wütete weiter. In einem In­
terview mit der Süddeutschen Zeitung 
sagte er am 7. Oktober 1991 rückblik- 
kend: „Nach Plan haben wir stufenwei­
se im Drei-Monatsrhythmus die Mitar-

Die Treuhand-Skandale
Carl Zeiss Jena für 1 DM. Damit nicht 
genug. Als „Anschubfinanzierung“ gibt 
es seitens der THA für Oberkochen 587 
Millionen DM hinzu. Gerade 3000 Ar­
beitsplätze verspricht Oberkochen zu 
erhalten. Das ist ein Zuschuß von 
200000 DM pro Arbeitsplatz. Dieser 
Vorgang rechnet natürlich nicht zu den 
Skandalen.

Tatsächlich halten sich insbesondere 
die BRD-Kapitalisten mit dem Kauf von 
DDR-Betrieben zurück und untergraben 
so den Wert dieser Firmen. Die Alterna­
tive hätte bestanden in der Devise „erst 
sanieren, dann privatisieren“, aber das 
war politisch nicht gewollt. Hunderte 
von Betrieben, die von den alten Ge­
schäftsführern und Belegschaften unter 
THA-Regie saniert wurden und werden, 
zeigen, daß diese Alternative in großem 
Maßstab zu realisieren gewesen wäre. 
Hier soll nicht weiter erörtert werden, 
daß es richtig gewesen wäre, die Betrie­
be dann den Belegschaften bzw. Kom­
munen zuzueignen.

Ganz anders verhält sich die THA, 
wenn es darum geht, bisherigen Be­
triebsleitern volkseigener Betriebe die 
Fortführung in eigener Regie zu erlau­

Ostdeutscher Rundfunk 
in westdeutschem Griff
Mit der Wahl eines (westdeutschen) Intendanten des brandenburgi­
schen Rundfunks und dem Beitritt Mecklenburg-Vorpommerns 
zum NDR ist die Neuordnung des Rundfunk- und Fernsehfunks 
der DDR in der festgelegten, am 31.12.91 ablaufenden Frist zum 
großen Teil abgeschlossen.

beiterzahl auf eine Größe von etwa 5 300 
gebracht.“ 14000 waren es gewesen, als 
der CSUler sein Amt angetreten hatte. 
Zunächst hatte er mit einer Fragebogen­
aktion gesäubert: Die Beschäftigten 
wurden in drei Gruppen eingeteilt und 
erhielten den Stempel: keine Weiterbe­
schäftigung — dies traf knapp 200; Wei­
terbeschäftigung zunächst ohne Lei­
tungstätigkeit — dieser Gruppe angehö­
rende Beschäftigte wurden „nach Plan“ 
bevorzugt entlassen; oder Weiterbe­
schäftigung unproblematisch. Wiede­
rum rückwirkend erläutert Mühlfenzl 
seine Entlassungskriterien: „Es geht 
. . . keineswegs nur um eine Selektie­
rung bezüglich der Vergangenheit der 
Personen, sondern vor allem wohl um 
das Einpassen in neue, andere Struktu­
ren.“

Ohne rechtliche Grundlage teilte 
Mühlfenzl der ARD im Dezember ’90 
die Frequenzen des ersten DFF-Fem- 
sehprogramms zu. Die ARD übernahm 
wohl die Frequenzen, nicht aber die 
Journalisten des Programms. Systema­
tisch „abgewickelt“, d.h. zerschlagen 
wurde auch das Auslandskorresponden­
tennetz. Auch hier drängte sich die 
ARD, Büros und Technik des Netzes zu 
übernehmen, ebenfalls ohne Korrespon­
denten. Diese seien „in jeder Hinsicht 
nicht bekannt“, und überhaupt wolle 
man auf keinen Fall „Kollegen aus der 
DDR so ungeprüft sozusagen in die Ta­
gesschau übernehmen“. (2)

Auch i« die Programmgestaltung griff 
Mühlfenzl nach Kräften ein. Im Juni die­
ses Jahres zog der Stellvertretende Chef­
redakteur des gerade ein Jahr alten ost­
deutschen Deutschlandsenders Kultur 
ein bitteres Resüme: Ganze Programme 
verschwänden, eine entwickelte techni­
sche, publizistische, künstlerische Infra­
struktur der Medien in Ostdeutschland 
breche weg, Fähigkeiten, Kenntnisse, 
Erfahrungen der ostdeutschen Medien­
produzenten blieben auf der Strecke und 
mit ihnen lebenswichtige Identifikati­
onsmuster und Interessenvertretung.

Aufbau von oben nach unten: 
der MDR
Zum 31. Dezember 1991 werden die 
verbliebenen 5 300 Beschäftigten ge­
kündigt; alle ehemaligen DDR-Sender 
hören an diesem Tag auf zu existieren, 
sofern sie nicht in öffentlich-rechtliche 
oder private Anstalten übergehen. (Von 
vier Hörfunksendem hat nur der re­
duzierte DS Kultur Aussicht, in eine 
öffentlich-rechtliche Anstalt über­
nommen zu werden, das kritische 
Jugendradio DT 64, der Berliner Rund­
funk und Radio aktuell werden, wenn 

ben (management-buy-out/MBO). 
Kaum 10 % der bisher verkauften DDR- 
Betriebe konnten von den bisherigen 
Leitern (mit oder ohne Belegschaftsbe­
teiligung) erworben werden, fast aus­
nahmslos handelt es sich dabei um Gast­
stätten etc. und Kleinstbetriebe. Die of­
fizielle Sprachregelung lautet: MBO ist 
gewünscht; liegen zwei gleichwertige 
Konzepte vor, so ist der MBO-Variante 
der Vorzug zu geben. Nun ist es so, daß 
zum Konzept auch ein Kaufpreis gehört. 
Systembedingt war es DDR-Bürgern 
nicht gegeben, Vermögen anzuhäufein, 
ebenso systembedingt scheitern nun oft­
mals MBO-Wünsche am Unvermögen, 
einen hohen Kaufpreis bezahlen zu kön­
nen. Warum es hier keine „Anschubfi­
nanzierung“ gibt? Diese, so lautet es 
mehr oder weniger offiziell aus der 
THA, sei nur bei großen Firmen ge­
rechtfertigt, denn diese ziehen Zuliefe­
rer und weitere Beschäftigung mit sich. 
Daß Kleinbetriebe Kleinstbetriebe (Bäk- 
ker, Handwerker etc.) am Leben halten, 
wird dabei „vergessen“. Die THA- 
Skandale, die in den Medien als solche 
gelten und doch nur Übertreibungen des 
Prinzips sind, halten jetzt dafür her, daß 

sich nicht noch Private finden, ein­
gestellt.)

Der Sender Freies Berlin übernimmt 
Ostberlin für 72 Mio. DM Mehreinnah­
men an Gebühren, außerdem reißt er 
sich wahrscheinlich einen nicht kleinen 
Teil der Liegenschaften und des Vermö­
gens des Funkhauses Berlin unter den 
Nagel, ohne in nennenswertem Umfang 
Ostberliner Funk-Beschäftigte einzu­
stellen. Brandenburg baut einen eigenen 
kleinen Sender auf. Mecklenburg-Vor­
pommern tritt als viertes Land dem NDR 
bei (s. u.). In Thüringen, Sachsen und 
Sachsen-Anhalt wird ab dem 1. 1.92 der 
Mitteldeutsche Rundfunk (MDR) sen­
den.

„Wir brauchen über Jahre eigene 
Rundfunk- und Fernsehprogramme“, 
hatte der Ostberliner Hörfiinkintendant 
Singeinstein einmal gesagt. Das Beispiel 
MDR macht überdeutlich, daß die west­
deutsche Kolonialmacht nichts der Be­
völkerung der DDR selbst überläßt, und 
schon gar nicht den Aufbau eines Rund­
funks. Sie baut den MDR von oben nach 
unten auf und sichert damit ihre Kontrol­
le darüber, was und wie zukünftig ge­
sendet wird.

Gegen die drohende Schließung des kritischen Jugendsenders DT 64 gibt es zahlrei­
che Initiativen. Am 16./17.11. demonstrierten in Dresden und Leipzig mehrere tau­
send meist Jugendliche für den Erhalt des Senders: auf einer Kundgebung auf dem 
Berliner Alexanderplatz nahmen 400 teil. Allein in Thüringen wurden insgesamt 
21 000 Unterschriften gesammelt. Die Fraktion der PDS-Linke Liste im Brandenbur­
ger Landtag brachte am 6.11. den folgenden Entschließungsantrag ein: ..Der Land­
tag möge beschließen: 1. Die Landesregierung wird aufgefordert, in Wahrung der 
Medienhoheit des Landes Brandenburg die Rundfunkfrequenzen für den Sender 
DT 64 zu erhalten und nicht an Dritte zu vergeben. 2. Die Landesregierung wird auf­
gefordert. in Verhandlungen rrh’t den Regierungen der anderen neuen Bundesländer 
dafür einzutreten, die Sendefrequenzen für DT 64 zu erhalten. ‘

möglichst keine Betriebe mehr zu gehn 
gen Preisen verkauft werden sollen. Das 
trifft in erster Linie nun die MBO-Inter 
essenten und in zweiter westdeutsche 
Mittelständler.

Des öfteren haben die alten Leiter 
ihren Betrieb ,,hübsch“ gemacht, um 
ihn zu übernehmen, was seitens ver­
schiedener THAen zum Anlaß genom 
men wurde und wird, ihn „kurz vor 
zwölf4 Westlern anzubieten. Resultat 
s.o. Ist ein MBO erfolgreich, so wird 
propagiert, daß nun Gleichberechtigung 
im Konkurrenzkampf herrsche. Davon 
ist man weit entfernt. Von der Vermö­
genslosigkeit der neuen Inhaber und 
manchen strukturellen Defiziten (feh­
lende gewachsene Vertriebswege etc.) 
abgesehen, kann eine geschäftliche 
Flaute auch nicht durch das Aufdecken 
„stiller Reserven“ abgefangen werden, 
da die Betriebe allesamt zum 1. Juli 1990 
bewertet wurden und ebendiese bisher 
nicht bilden konnten. Mit der Ver- bzw. 
Behinderung von MBOs trägt die THA 
auch zur weiteren Zerschlagung regio­
naler wirtschaftlicher Zusammenhänge 
bei. Denn gerade in diesem Rahmen ver­
suchen viele kleinere Unternehmen, ihr 
Überleben zu sichern, gibt es doch noch 
alte Verbindungen. Aber auch hier wird 
als „alte Seilschaft“ denunziert, was im 
Westen als Geschäftsverbindung läuft. 
(Quelle: FAZ v. 26.10., 12.11.91 - uri)

Zunächst einmal wurden die richtigen 
Leute in die leitenden Funktionen einge 
setzt. Der Mühlfenzl-Berater Volkmar 
Gebel, bis Mitte der 80er Jahre Medien­
referent der CDU-Regierung Schleswig- 
Holsteins, wurde MDR-Griindungsbe 
rater. Der Hörfunkdirektor des Bayeri­
schen Rundfunks. Udo Reiter, wurde 
zum Intendanten gemacht. Er hievte zu­
verlässige Gefolgsleute auf die Direkto­
renposten: Sieben von acht Direktoren
— für Fernsehen, Hörfunk, Verwal­
tung, Recht und Technik und die drei 
Funkhäuser in den drei Ländern — kom­
men aus den alten Bundesländern. Unter 
ihnen Henning Röhl. CDU. vormals 
Leiter des NDR-Landesfunkhauses in 
Kiel und Chefredakteur von Tagesschau 
und Tagesthemen; Ralf Reck, CDU, 
vormals Stellvertretender Funkhausdi­
rektor in Hamburg; Ulrike Wolf, CDU, 
vormals NDR; Gerd Behnke. CDU. 
vormals Regierungssprecher Stolten­
berg und Barsche! in Schleswig-Hol­
stein. Ostdeutsche wurden als Stellver­
tretende Direktoren zugelassen: sie 
wurden vor allem nach politischer Loya­
lität ausgewählt.

Auch sonst wurde nichts dem Zufall 
überlassen. Eine Arbeitsgruppe des 
Bayerischen Rundfunks hatte, bevor die 
Landesparlamente noch wußten, wie 
ihnen geschah, einen kompletten Plan 
für den Aufbau des MDR ausgearbeitet. 
„von der Bau- und Finanzplanung über 
die Untemehmensstrategie und Pro­
grammkonzepte für Hörfunk und Fern­
sehen bis hin zu einem vollständigen 
Frequenznetz“. (3) Sogar die Firmen — 
selbstredend alle aus Westdeutschland
— wurden schon ausgesucht, die den 
Plan in die Tat umsetzen sollen: Strabag 
baut, die Firma ECE, Tochterunterneh 
men des Hamburger Otto-Konzerns.
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^enÜDmi die Bauherren Funktion. die 
a^buigcr Firma ..Quickborner Socie- 
ü — Internationale Managementbera- 
bT wurde für die Ausarbeitung des 
Skvktur und Führungskonzeptes des 
MDR ausgewähit .

Der MDR hat angekündigt. 2000 Be- 
^djtrtigie einstellen zu wollen. Die ent- 
jssenen bzw. gekündigten Beschäftig- 
■ides Staatsrundfunks können sich ein- 
gta bewarben und werden einzeln ein-

MDR streicht Regional­
programme zusammen
Die IG Medien wirft den aus den alten 
Bundesländern stammenden Verant­
wortlichen des neu gegründeten Mit­
teldeutschen Rundfunks die Mißach­
tung der Hörerinteressen vor Entge­
gen den Zusicherungen, die der In­
tendant Udo Reiter (CDU) auf Perso- 
Mlversammlungen abgegeben hat, 
will die neue Landestunkhausdirek- 
torin Ulrike Wolf (CDU) dem Ver­
nehmen nach die tägliche Sendezeit 
der bisherigen Regionalprogramme 
um mehr als 90 Prozent zusammen­
streichen : von derzeit sechs Stunden 
beim Sachsenradio auf 24 Minuten ’ 
Die Zusammenstreichung regionaler 
Informationen wende, so befurchtet 
die IG Medien wohl zu Recht, mit 
dem drastischen Abbau von Beschäf­
tigten einhergehen.

Diskutiert: Wie weiter mit der PDS?
Wie weiter mit der PDS, lautet eine Ti- 
tdzeilc auf der Seite 11 der Politischen 
Berichte Nr. 23/91. Die PDS stellt zur 
Zeit wahrscheinlich eine Sammelbewe­
gung linker Kräfte dar, deren Absichten, 
besser vielleicht deren politisches Kon­
zept, wie die Gedanken von Martin Har­
nack in der oben genannten Nummer 
zeigen, nur schwer erkennbar sind. Für 
politisch engagierte Menschen ist es 
nicht ohne Bedeutung, weichen weiteren 
politischen Weg die PDS gehen wird. 
Bisher hat die PDS nach der Wende stän­
dig weitere Mitglieder verloren, und für 
die kommenden Bundestagswahlen sieht 
es nicht rosig aus. Es ist eher zu erwar­
ten als auszuschließen, daß die PDS ihre 
Sitze und Stimmen im Bundestag verlie­
ren wird.

Die Ursachen für diese Entwicklung 
sind sicher sehr differenziert, aber es 
kann auch keinem politisch denkenden 
Menschen gleichgültig sein, was mit der 
PDS passiert. Ihr Verschwinden würde 
zunächst jeder Opposition, die links von 
der SPD steht, auf längere Zeil die Mög­
lichkeit nehmen, im Bundestag präsent 
zu sein.

Der Zusammenbruch der DDR und 
die damit entstandenen sozialen und 
wirtschaftlichen Probleme werden für 
eine längere Zeit für sozialen Zündstoff 
in ganz Deutschland sorgen. Die kleinen 
und großen Sorgen der Menschen ver­
langen deren politische Artikulation. 
Die Partei, die für die realen Bedingun­
gen machbare Konzepte anbietet, wird 
auch auf die Zustimmung der Wähler 
treffen.

Gemessen an diesem Hintergrund zei­
gen die Gedanken von Martin Hamack, 
wenn sie eine tragende Meinung in der 
PDS widerspiegeln, daß die PDS die aus 
dem politischen Alltag entspringenden 
Probleme weder umfassend sieht noch 
die Fähigkeit erkennen läßt, daraus Poli­
tik zu machen, die wirkliche Verände­
rungen zur Sicherung der Interessen der 
arbeitenden Menschheit herbeiführen 
kann.

Eine Ursache dieser Entwicklung be­
steht sicher im Umgang mit der Ge­
schichte sowie mit Begriffen und Inhal­
ten. die Geschichte, Gegenwart und Zu­
kunft beschreiben.

Es ist sicher richtig, davon auszuge­
hen, daß Martin Hamack daran interes­
siert ist. der PDS auf ihrem komplizier­
ten Weg voran zu helfen Aus diesem 
Grund ist er der Überzeugung, daß nur 
ein radikaler Bruch mit der SED und der 
KWSU die Glaubwürdigkeit der PDS 
verbessern kann. Wahrscheinlich er­
kennt Martin Hamack aber nicht, daß er 
mit seinen Argumenten, sich von der 
SED und KPdSU zu verabschieden, ge­
wollt oder ungewollt den Marxismus als 
Theorie über Bord wirft und sich damit 
weitgehend der Möglichkeit beraubt, ein 
alternatives Konzept zum Kapitalismus 
zu entwerfen.

Solche Gedanken wie: „Die kommu­
nistischen Parteien haben vor der Ge­

gestellt. Er könne es den Ländern nicht 
verdenken, sagte Mühlfenzl im Inter­
view mit der Süddeutschen Zeitung, 
„wenn sie beim völligen Neuaufbau 
eigener Rundfunkanstalten sich auch die 
Leute aussuchen wollen, die ihren Mann 
am richtigen Platz stehen können?1 Die 
Frankfurter Allgemeine drückte dies so 
aus: „. .. die überzeugten Verfechter 
der Medienpolitik der SED dürfen im 
neuen Rundfunksystem keinen Platz fin­
den." (4)

Der NDR expandiert
Der NDR hatte sich von Anfang an zum 
Ziel gesetzt, Mecklenburg-Vorpom­
mern seinem Sendegebiet anzuschlie- 
ßen. Dabei war ein gewisser Widerstand 
der mecklenburgisch-vorpommerischen 
Landesregierung zu brechen. Arrogant 
verlangte der Hamburger Bürgermeister 
Voscherau von seinem Kollegen Gomol- 
ka Aufklärung, warum dieser den Bei­
tritt zum NDR-Staatsvertrag als drittbe­
ste Lösung bezeichnet habe. (5) Das 
Handelsblatt legte nahe, falls Mecklen­
burg-Vorpommern auf einem eigenen 
Sender bestehe, die Aufnahme in die 
ARD zu verweigern, d.h. vor allem 
vom Finanzausgleich auszuschließen. 
(6)

Der NDR gewinnt durch den An­
schluß viel. Er kann mit 97 Mio. DM zu­
sätzlichen Gebühreneinnahmen kalku­
lieren und hat, nach Anfangsinvestitio­
nen von 130 Mio., mit zusätzlichen Aus­

schichte nicht nur jämmerlich versagt, 
sondern auch ungeheure Schuld auf sich 
geladen“ und „Nicht nur unzählige Tote 
haben sie auf dem Gewissen, sondern 
auch eine wohl noch lange nachwirken­
de geistige Verkrüppelung ganzer Völ­
ker“ pauschalieren sicher in einer Wei­
se, die nicht dazu beitragen kann, die 
Wahrheit zu finden, und schränken in 
der PDS die Möglichkeit zu einer sachli­
chen Diskussion ein.

Ein solcher Umgang mit der Vergan­
genheit löst nicht ein Problem. Es ist an­
zunehmen, daß Martin Hamack Mit­
glied der SED war, falls nicht, ändert 
das auch nichts an der Bewertung seiner 
Gedanken. Martin Hamack macht den 
Versuch, nicht Menschen, sondern 
Symbole für gesellschaftliche Fehllei­
stungen verantwortlich zu machen. Eine 
Partei kann aber keine Verantwortung 
für ein reales Ereignis tragen, sondern 
immer nur ihre Mitglieder oder Führer, 
d.h. konkrete Menschen. Die SED und 
KPdSU bestanden aus Mitgliedern, und 
deren konkretes Verhalten in der Gesell­
schaft war es, das die gesellschaftliche 
Fehlleistung herbeiführte oder begün­
stigte. Nicht wenige ehemalige Funktio­
näre, die Verantwortung trugen, haben 
heute jeder politischen Tätigkeit abge­
schworen und lehnen damit auch ihre 
Verantwortung für die Vergangenheit 
ab. Das wäre alles noch einleuchtend, 
aber wie viele arbeiten heute z. B. in der 
Treuhand oder anderen Einrichtungen 
und helfen dabei, das ehemalige Volks­
eigentum völlig uneigennützig einem 
neuen Besitzer zuzuführen. Die Bewälti­
gung der Vergangenheit wird durch die 
Öffentlichkeit ohnehin symbolisch auf 
die PDS übertragen, und die PDS selbst 
übernimmt durch eine solche Argumen­
tation wie der von Martin Hamack frei­
willig alle Schuld, statt sie denen zu 
geben, die sie wirklich haben. Aber 
nicht nur das. Martin Hamack behaup­
tet, im realen Sozialismus seien die 
Völker geistig verkrüppelt. Hat der 
Sozialismus stalinistischer Prägung die 
Bildung völlig vernachlässigt? Bei allen 
Fehlem, die gemacht wurden, eine sol­
che Behauptung läßt sich nicht bewei­
sen. Die Untersuchung, was war richtig, 
was war falsch, wer ist verantwortlich, 
wer nicht, was hätte anders gemacht 
werden müssen und was nicht, wird auf 
diese Weise durch pauschale Aussagen 
ersetzt, die letztlich bei jedem denken­
den Wähler auf Ablehnung stoßen müs­
sen.

Eine ähnliche Wirkung haben wahr­
scheinlich auch solche Aussagen wie: 
..Letztlich haben die kommunistischen 
Parteien die Gesellschaft, die sie aufhe­
ben wollten, noch einmal geschaffen, 
nur nahezu in fast allen Punkten schlech­
ter.“

Denkbar ist, daß die Kommunisten 
eine gesellschaftliche Ordnung aufheben 
wollten, aber die Gesellschaft selbst? 
Der Marxismus will keine Gesellschaft 
aufheben, er geht vielmehr davon aus, 

gaben von höchstens 50 Mio. zu rech­
nen. Hinzu komme, so der NDR-Intcn- 
dant. daß der NDR ,,durch ein vergrö­
ßertes Sendegebiet . . . für west- und 
ostdeutsche Unternehmen als Werbeträ­
ger immer interessanter“ werde. (7) 
Hieß es zunächst, daß der NDR im 
Schweriner Funkhaus 500 Rundfunkan­
gestelite neu einstellen werde (7), so ist 
heute nur noch von 300 die Rede. (8) 
Überwiegend könnten sich, so das groß­
zügige Angebot, Mitarbeiter der jetzi­
gen ostdeutschen Rundfunkeinrichtun­
gen bewerben. Selbstverständlich werde 
man jeden einzelnen auf seine politische 
Vergangenheit und auf seine Qualifika­
tion „genauestens prüfen“.

Fazit
Von den 14000 ostdeutschen Funkange­
stellten werden bei Jahresanfang gut 
2500 übrigbleiben, weniger, als allein 
der Bayerische Rundfunk Beschäftigte 
hat. Von den Programmen der ostdeut­
schen Sender werden nur einige wenige 
übernommen, die kritischen fast durch­
weg gestrichen, „Der Osten wird 
stumm“, kommentierte Otto Köhler in 
der Zeit. (2) „Übrig bleibt eine von 
westdeutscher Politik gestaltete und be­
herrschte Rundfunklandschaft-Ost “ (9)
Quellen: (1) Zitiert nach Die Zeit, 7.6.91; (2) 
Zeit, 28.6.91; (3) Süddeutsche Zeitung, 29.8. 
91; (4) 3.9.91; (5) Frankfurter Rundschau, 
16.8.91; (6) Handelsblatt, 31.7.91; (7) Han­
delsblatt, 6.8.91; (8) FAZ, 12.9.91; (9) Zeit, 
3.10.91 - (scc)

daß die Veränderung gesellschaftlicher 
Ordnungen das Ergebnis dialektischer 
Entwicklung ist.

Die Kritik der von Martin Hamack 
dargestellten Gedanken soll nicht dem 
Zweck dienen, die Absichten, der PDS 
mehr Geltung in der Gesellschaft zu ver­
schaffen, in Zweifel zu ziehen, aber es 
ist zweifellos auch nicht falsch, Beden­
ken anzumelden, ob dieses Ziel auf die­
sem Wege erreicht werden kann. Weiter 
ist davon die Rede, daß in der PDS eine 
direkte Demokratie verwirklicht werden 
soll. Das hätte zur Folge, daß ständig al­
le Mitglieder befragt werden müßten, 
wie zu verfahren ist. Es reicht aber 
schon ein Blick auf die Realität in der 
Bundestagsfraktion der PDS, um zu er­
kennen, daß sich die Mitglieder der 
Fraktion keineswegs an demokratisch 
gefaßte Beschlüsse halten, sondern ihr 
Abstimmungsverhalten ausschließlich 
ihrer Entscheidung unterliegt. Wie soll 
direkte Demokratie organisiert werden? 
Hoffentlich nicht so, daß sich die Mit­
glieder der Partei treffen, Stunden oder 
Tage diskutieren, um in der Überzeu­
gung auseinanderzugehen, daß ohnehin 
keiner an die gefaßten Beschlüsse ge­
bunden ist. In einer Demokratie heutiger 
Prägung entscheiden Mehrheiten. Eine 
moderne Gesellschaft ist soweit arbeits­
teilig organisiert, daß es völlig undenk­
bar ist, darauf zu verzichten, gewählten 
Personen Vollmachten zu übertragen, 
damit sie im Sinne der Mehrheit han­
deln. Was ist aber von einer direkten 
Demokratie zu halten, wenn sie selbst in 
der bestehenden PDS nicht zu verwirkli­
chen ist? Eine Gesellschaft zu fordern, 
in der direkte Demokratie herrscht, und 
diese Absicht vielleicht noch dem den­
kenden Wähler als Alternative zum Ka­
pitalismus anzubieten, muß deshalb die 
Chancen der PDS bei den Wählern wei­
ter mindern.

Zweifel an der Redlichkeit der PDS 
müssen dem Wähler auch kommen, 
wenn er bei Martin Harnack liest, daß 
die PDS keine Machtambitionen hat, 
sondern durch die Überzeugung getra­
gen ist, daß die jetzige Gesellschaft nicht 
das Ende der Gesellschaftsentwicklung 
ist, und wenige Sätze später davon die 
Rede ist, den heutigen Problemen zu 
Stimme und Macht zu verhelfen.

Die wenigen Gedanken zu den Über­
legungen von Marlin Harnack zeigen, 
daß guter Wille allein die Probleme der 
PDS nicht lösen kann. Jeder, der die Si­
tuation so sieht, wie sie hier dargestellt 
wurde, darf sich deshalb der Aufgabe 
nicht entziehen, zu helfen und helfend zu 
verändern. Für die unmittelbare Gegen­
wart ist das eine erstrangige politische 
Aufgabe aller linken Kräfte in diesem 
Lande.

Von Vorteil wäre es, wenn es gelänge, 
die Diskussion darüber weiter zu führen 
und vielleicht auch Martin Hamack zu 
bitten, seine Meinung zu der geäußerten 
Kritik öffentlich zu machen.
— (W.T.)

Kurz berichtet

Dorfläden verschwinden, 
die Lebensqualität sinkt
Neben solchen Tatsachen wie das „mo­
derne Bauernlegen“, die Einschränkung 
des öffentlichen Personennahverkehrs, 
die durch Noch-Perspektivlosigkeit in 
vielen Dörfern verursachte verstärkte 
Migration u.a. vollzieht sich schrittwei­
se und ungehindert auch noch eine Ver­
dünnung des Versorgungsnetzes für die 
Landbevölkerung vor Ort. Bekannter­
maßen waren in der DDR besonders die 
Konsumgenossenschaften die Träger 
der einfachen Dorfläden und vieler länd­
licher Einkaufseinrichtungen. Auf Treu­
hand-Entflechtungsgeheiß wird sich in 
allen fünf neuen Bundesländern bis Ende 
1991 die Zahl dieser Läden von ehemals 
nahezu 28500 auf 14000 Geschäfte re­
duzieren. Und vorgesehen ist eine weite­
re Schrumpfung auf 7 500. Zum größten 
Teil ersatzlos! Dieser gleiche Prozeß 
vollzieht sich im Lande Brandenburg, 
nur — bei einer Siedlungsdichte von 
91/qkm und großen Landesteilen, die 
noch viel dünner besiedelt sind — mit 
wesentlich größeren sozialen Auswir­
kungen.

Was bedenklich stimmt — und wo die 
landeshoheitliche Steuerung und Aktivi­
täten der Kreisämter einfach gefordert 
sind —, ist das Zusammenfällen ver­
schiedener negativ wirkender Kompo­
nenten für die ländliche Bevölkerung:
— Die Migration weg vom Dorf führt 
zu einer weiteren Überalterung;
— diese Überalterung schränkt die per­
sönliche Mobilität der Landbevölkerung 
weiter ein, was durch die Einschränkung 
des öffentlichen Personennahverkehrs 
noch verstärkt wird;
— die Lebensqualität in vielen kleinen 
Dörfern und Vorwerken im Land Bran­
denburg reduziert sich beträchtlich, 
wenn bei weniger Arbeitsplatzangebo­
ten nun auch noch Schulen, Gemeinde- 
schwestemstation, Bibliotheken und 
„Tante-Emma-Läden“ verschwinden.

Die HBV arbeitet in diesem Zusam­
menhang an einem Konzept, das vor­
sieht, an die 400 ländlichen Einkaufs­
zentren in den neuen Bundesländern je­
weils 5 bis 10 kleinere Nahversorgungs­
läden anzubinden. Dieses Konzept kann 
auch von den PDS-Abgeordneten mitge­
tragen werden. — (Nach einem Artikel von 
G. Wullekopf, in: kommunalpolitischcs forum 
10/91)

DGB-Gesetzesinitiative 
für Mitbestimmung der PR 
Wie der stellvertretende DGB-Landes­
vorsitzende Berlin-Brandenburg, Bernd 
Rissmann, in Potsdam vor der Presse 
mitteilte, hätte der Landesverband einen 
in mühseliger neunmonatiger Kleinar­
beit erarbeiteten Gesetzesentwurf über 
die Mitbestimmung der Personalräte im 
öffentlichen Dienst dem Landesparla­
ment zugeleitet. Dieser Entwurf sei un­
ter Aufarbeitung der positiven und nega­
tiven Erfahrungen mit dem Bundesper­
sonalvertretungsgesetz von 1974 in den 
Altbundesländem und unter Anleihen 
aus Schleswig-Holstein entstanden. Das 
Gesetz soll vor allem den Landesbedien­
steten Anhörungs- und Mitwirkungs­
rechte in allen personellen, organisatori­
schen und betriebswirtschaftlichen An­
gelegenheiten garantieren. Es regelt die 

Beschäftigte und Patienten des Humaine Klinikums in Bad Saarow (Brandenburg) 
fordern den Erhalt ihres Krankenhauses, da es medizintechnisch gut ausgestattet ist, 
für Verkehrsunfallopfer ideal liegt und zudem wirtschaftlich arbeitet. Staatssekretär 
Affeld (SPD, aus NRW stammender Ministerialbeamter) habe Vorurteile, weil das 
Krankenhaus einst zur NVA gehörte, vermutet der Betriebsrat. — (har)

Mitsprache der Pcrsonalräte beim Auf­
stellen von Sozialplänen, bei der Festle­
gung des Beschäftigtenbedarfs sowie bei 
der Leistungseinschätzung und Maßnah­
men zu deren Überprüfung. Pösitiv zu 
werten ist, daß die Gesetzesvorlage auch 
Festschreibungen zur Stärkung der Ju­
gend- und Auszubildendenräte vorsieht. 
Um die Frauenposition in den Personal­
räten zu stärken, sieht der Entwurf eine 
Quotenregelung entsprechend der Be­
schäftigtenstruktur der jeweiligen Ein­
richtung vor. Hier liegt eine unterstüt­
zenswerte Initiative des DGB-Landes­
verbandes vor, der man nur die volle 
Zustimmung des Landesparlamentes 
wünschen kann.

Wir von der „linken Oppositon“ wä­
ren auch dafür, daß diese Rechte und 
Pflichten künftighin nicht nur auf die 
Personalräte des öffentlichen Dienstes 
beschränkt blieben!
(aus: kommunalpolitisches forum 10/91)

Einschüchterungversuche 
mit dem § 218
In den neuen Bundesländern kommt es 
vor, daß Frauen vor einem Schwanger­
schaftsabbruch schriftlich bestätigen 
müssen, über die westdeutsche Rechts­
lage informiert worden zu sein. Zur In­
formation erhalten die Frauen zuvor ein 
Blatt, auf welchem die geltende Indika­
tionsregelung des § 218 dargelegt wird, 
d.h. mitsamt den Strafandrohungen. 
Damit sollen offensichtlich die Frauen 
verunsichert werden und Angst bekom­
men, zweitens soll die Stimmung ver­
breitet werden, als sei schon sicher, daß 
dieser § 218 für die ganze BRD durch­
gesetzt werde. Die FDP-Bundestagsab- 
geordnete Uta Würfel hat dagegen pro­
testiert und von der Bundesregierung 
eine Stellungnahme dazu verlangt. 
— (sul, ÄZ vom 7.11.91)

ÖTV gegen § 218
Am 6. und 7.11.91 wurde auf der ÖTV- 
Bezirkskonferenz Nordwest-Mecklen­
burg/Vorpommern, etwa 180000 Mit­
glieder, u.a. folgender Antrag zum 
§ 218 auf den Weg gebracht:

„Die Gewerkschaft ÖTV wendet sich 
entschieden gegen die bisherige Praxis 
des § 218 in den alten Bundesländern. 
Sie bekräftigt den Beschluß des Gewerk­
schaftstages 1984 und 1988 nach Strei­
chung des § 218 aus dem Strafgesetz­
buch und bekämpft jeden Versuch, ge­
setzliche Regelungen zu schaffen, die 
Frauen weiterhin kriminalisieren, dis­
kriminieren, entmündigen und ein­
schüchtern. Die ÖTV fordert die Ein­
richtung ambulanter Schwangerschafts- 
abbruchmöglichkciten in Krankenhäu­
sern und Fachpraxen im gesamten Bun­
desgebiet. Lohnfortzahlung bei Schwan­
gerschaftsabbruch darf nicht zur Diskus­
sion stehen. Die betroffenen Frauen dür­
fen nicht erfaßt werden. Die ÖTV tritt 
ein für die kostenlose Abgabe von Ver­
hütungsmitteln, für eine sexualbejahen­
de Aufklärung in den Schulen und für 
die Schaffung eines flächen- und be­
darfsdeckenden Angebots an Kinder­
krippen und Tagesstätten. Sie fordert 
das uneingeschränkte Selbstbestim­
mungsrecht der Frauen, ohne Zwangs­
beratung und Wartefristen. Die ÖTV 
soll initiativ dafür tätig werden, auch 
Zusammenschlüsse und Initiativen aus 
der Frauenbewegung, die Forderungen 
in diesem Sinne erheben, zu unterstüt­
zen.“ — (aal)
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Schon immer war in Italien al­
les ein bißchen anders als 
hierzulande. Massenhafter, be­

waffneter Widerstand beschleu­
nigte die Niederlage des Faschis­
mus in den vierziger Jahren; als 
sich 1967 die Studenten und ein

9
Stefan Seifert

Stefan Seifert: Lotta armata — Bewaffneter Kampf in Italien, Die 
Geschichte der Roten Brigaden, ISBN 3-89408-013-2, Edition 
ID-Archiv, Berlin-Amsterdam, 1991

Jahr später die Arbeiter erhoben, 
um gegen ein System der Klas­
senerziehung, der totalen Funk- 
tionalisierung aller Lebensäuße­
rungen, gegen die Organisation 
der Produktion und die Perspek- 
tivlosigkeit eines Daseins zwi­
schen Fließband und Wohnsilo, 
Anpassung und Marginalisie­
rung zu kämpfen, beinhalteten 
ihre Aktionen eine tatsächliche, 
greifbare Dimension von Kol­
lektivität, und die Kämpfe tru­
gen, nicht nur objektiv, sondern 
auch in den Köpfen ihrer Prot­
agonistinnen selbst, einen offen­
siv antikapitalistischen Charak­
ter. Als — infolge, aber auch ge­
gen die Endgültigkeit ihrer Nie­
derlage — in den beginnenden 
siebziger Jahren die bewaffnete 
Organisation auf den Plan tritt, 
erwächst sie aus diesen Kämp­
fen, ist tief verwurzelt in den mi- 
litanten Traditionen der Arbei­
terklasse, kann sich, zumindest 
über mehr als ein Jahrzehnt, auf 
eine breite Basis unter den Lohn­
abhängigen und Studenten stüt­
zen und wird zu einer politischen 
Kraft, die die italienischen Klas­
senauseinandersetzungen der 
siebziger Jahre entscheidend be­
einflußt.

A 

/\

Bewaffneter Kampf in Italien
Die Geschichte der Roten Brigaden

Seitdem sich, bedingt durch 
die politischen Fehler und mili­
tärischen Niederlagen des be­
waffneten Kampfes in Westeuro­
pa (die in Italien ihren Ausdruck 
zunächst im „Strategischen 
Rückzug“ von 1982 fand), 
durch weltweit veränderte 
Machtkonstellationen und fort­
schreitende imperialistische 
europäische Vereinheitlichung 
für die Linke hier und anderswo 
die dringende Notwendigkeit 
neuer strategischer Perspektive 
stellt, ist auch das Bewußtsein 
über die Notwendigkeit der 
Geschichtsaufarbeitung der be­
waffneten Formationen in diesen 
Ländern gewachsen. Ge­
schichtsaufarbeitung als Auf­
räumarbeit und Abfallverwer­
tung, wie sie derzeit einen kon­
junkturellen Aufschwung (in 
Diplomarbeiten zur RAF unter 
dem Aspekt des „Terrorismus 
als Resultat von Prozessen se­
kundärer Devianz“, „Instanzen­
konflikt“ und „Wertewandel 
der Gesellschaft“, in 400seiti- 
gen, Marketingkonzepten ent­
sprungenen Erledigterklärungen 
bürgerlicher Großverlage) er­
lebt, ist dabei ebenso entbehrlich 
wie das Festhämmern dieser
Diskussion auf das Terrain Ge­
fangene/Staat — und dient hier 
wie dort eher den Interessen der 
Herrschenden. Auch wenn gera­
de unter den vorher erwähnten 
Gesichtspunkten und im Rahmen 
eines — wiederum in Italien be­
gonnenen — europäischen Pro­
jekts exemplarischer Befriedung 
durch Abschwörung/Amnestie 
einerseits und Isolation / Diffe­
renzierung / Vernichtung ande­
rerseits die Situation politischer 
Gefangener aus den Guerillabe­
wegungen und auch die „Repro­
duktionsbedingungen“ dieser 
Bewegungen selbst in den acht­
ziger und neunziger Jahren zu­
nehmend mehr „Gemeinsamkei-

„Die verwundeten Gesichter zeigen .. .“
Neuerscheinung zur Aufarbeitung der Geschichte des bewaffneten Kampfes in Europa

ten“ aufweisen, ist es notwendig 
und unerläßlich, die Erfahrun­
gen in den einzelnen Ländern 
unabhängig voneinander zu un­
tersuchen. Solche Untersuchun­
gen sind Teil einer unter ande­
rem von den Gefangenen hier 
zurecht und längst überfällig 
auch unter dem Gesichtspunkt 
ihrer eigenen, freien und unge­
hinderten Kommunikationsmög­
lichkeit eingeforderten Diskus­
sion der vergangenen zwei Jahr­
zehnte.

Mit dem Buch „Lotta armata 
— Bewaffneter Kampf in Italien/ 
Die Geschichte der Roten Briga­
den“ hat der Autor Stefan Seifert 
für das „Beispiel Italien“ einen 
Beitrag zu einer solchen Unter­
suchung vorgelegt, der nicht nur 
durch sorgfältige Recherche und 
faktische Genauigkeit, sondern 
auch durch den — weitgehend 
gelungenen — Versuch über­
zeugt, die Geschichte der „be­
waffneten Partei“ mit ihren so­
zialen, politischen und kulturel­
len Entstehungs- und Entwick­
lungs-Hintergründen zu ver­
knüpfen und auch für Leserin­
nen ohne tiefgehende Italien­
kenntnisse darzustellen.

1968 und davor
„Ebensowenig wie die misera­
blen Studienbedingungen die 
einzige Ursache für die Studen­
tenbewegung waren, läßt sie sich 
auf das Jahr 1968 reduzieren. 
Und: Ebensowenig, wie ... die 
Auswirkungen der internationa­
len Ereignisse von 1967 und 
1968 auf die Studentenschaft un­
terschätzt werden dürfen, kann 
die Studentenbewegung nur als 
Antwort darauf verstanden wer­
den.“ Nicht nur was die Explo­
sion der Universitäten und die 
kurzlebige aber gewaltige Dyna­
mik der Bewegung betrifft, die 
auf dem Campus beginnt und die 

Straße erobert, vermeidet der 
Autor jede verkürzte Linearität 
einer simplifizierten histori­
schen Ableitung. In einer kurzen 
— insgesamt auch ein wenig zu 
kurzen — Exposition entwirft er 
ein brauchbares Raster der wirt­
schaftlichen und politischen Ent­
wicklung Italiens vor 1968, der 
Rolle der Kommunistischen, So­
zialistischen und Christdemo­
kratischen Partei, der traditio­
nellen Arbeiterorganisationen 
und des Einflusses der „Neuen 
Linken“ auf die theoretischen 
Debatten. Auf dem Hintergrund 
der Veränderung der Produk­
tionsverhältnisse — z.B. Ein­
führung der halbautomatischen 
Fließbandproduktion in den 
fünfziger Jahren, Überangebot 
unqualifizierter Arbeitskraft aus 
dem Süden — und der damit ver­
bundenen Neuzusammensetzung 
der Arbeiterklasse wird klar, 
warum die Interessen des Mas­
senarbeiters der sechziger Jahre 
zunehmend weniger durch die 
traditionelle Arbeiterbewegung 
repräsentiert werden und neue, 
autonome und militante Organi­
sationsansätze und Kampffor­
men entstehen.

1969 und danach
Daß der PCI, der bereits bei der 
Restauration des Kapitalismus 
im Nachkriegsitalien eine vom 
Autor als „unrühmlich“ be­
zeichnete, aber leider nur in Um­
rissen beschriebene Rolle zu­
kam, „spätestens Ende der sech­
ziger Jahre jeglichen Kredit als 
Hoffnungsträger einer wirkli­
chen — und erst recht revolutio­
nären — Umgestaltung ver­
spielt“ hatte, scheint, trotz be­
mühter (aber leider ebenfalls zu 
schematischer) Genauigkeit, mit 
der Seifert den Weg der Partei 
von der „Opposition neuen 
Typs“ über den „historischen 

Kompromiß“ bis zur (durch die 
Entführung Moros gescheiter­
ten) „Regierung der Nationalen 
Solidarität“ verfolgt, zu kurz 
gegriffen. Die Erfolge der unter­
nehmerischen Gegenoffensiven 
nach 1969 begründen sich nicht 
nur in der beipiellosen Repres­
sionswelle und den Ergebnissen 
der „Strategie der Spannung“, 
sondern auch in den von PCI und 
Gewerkschaften mit Erfolg ge­
führten Kanalisierungskampa­
gnen der politischen Kämpfe auf 
das soziale Feld von Reformpro­
grammen (Wohnung. Steuern, 
Gesundheit), in denen viele nach 
wie vor auch Schritte auf einem 
„italienischen Weg zum Sozia­
lismus“ sahen. Daß die PCI als 
vermeintlich einziger Garant ge­
gen einen Rechtsputsch zahlrei­
che Wahl stimmen erhielt, steht 
damit nur in einem bedingten 
Zusammenhang. Nur der fortge­
schrittenste Teil der Arbeiter­
klasse vollzog den endgültigen 
Bruch mit der PCI. Und — zu­
nächst — wiederum nur wenige 
wandten sich dem bewaffneten 
Kampf zu. Selbst die Roten Bri­
gaden bezeichneten in einem ih­
rer ersten Papiere die PCI als 
„starke demokratische Kraft“ 
und rechneten sie erst nach Ber- 
linguers programmatischer Ver­
kündung des „Historischen 
Kompromisses“ zum herrschen­
den Machtblock, der an den 
Punkten seiner inneren Wider­
sprüche getroffen und schließ­
lich zerschlagen werden müsse.

Der bewaffnete Weg
Die eigentliche Stärke des Bu­
ches besteht darin, daß es Stefan 
Seifert gelingt, auf dem knappen 
Raum von rund 200 Seiten die 
Theorie und die Praxis der Roten 
Brigaden (BR) von den Anfän­
gen der „bewaffneten Propagan­
da“ bis zu ihrem (vorübergehen­
den?) Abtreten von der politi­
schen Bühne Ende der achtziger 
Jahre weitgehendst bruchlos 
nachvollziehbar zu machen, 
ohne daß es dazu des für die mei­
sten unmöglichen und auch für 
„geübte“ Leserinnen reichlich 
mühsamen Studiums umfangrei­
cher Originaltexte der BR be­
darf. (Italienische Autoren 
haben hierzu allein für den Zeit­
raum bis Mitte der siebziger 
Jahre zwischen 300 und 400 Sei­
ten gefüllt, ohne damit substan­
tiell sehr viel ergiebigere Be­
trachtungen zu liefern.) Der 
Drahtseilakt, komplizierte — 
und im Original meist umfang­
reiche — theoretische Einschät­
zungen auf ihren Kern zu redu­
zieren und, ohne daß daraus all­
zu verfälschende Plattheit ent­
steht, in kürzester und allgemein 
verständlicher Form darzulegen, 
gelingt in den meisten Fällen. 
Die relativ ausführliche Chrono­
logie der Beschreibung von Ak­
tionen der BR wird dadurch nie 
zur (im Kopf der Leserinnen) 
zusammenhanglosen Aneinan­
derreihung. Insbesondere die 
inneren Widersprüche der Orga­
nisation, die sie, neben anderem, 
Anfang der achtziger Jahre in die 
Defensive des „Strategischen 

Rückzugs“ drängte und wenige 
Jahre später zur Spaltung (und 
zur Gründung einer neuen Struk­
tur durch eine aus der Organisa­
tion ausgeschlossene Minder­
heit) führten, werden anschau­
lich vermittelt. Erwähnenswert 
ist auch — gerade beim Umgang 
mit Originaltexten und Zitaten 
— daß bei den Übersetzungen 
aus dem Italienischen, die sich 
bei politischen Papieren oft als 
äußerst problematisch erweisen, 
mit großer Sorgfalt umgegangen 
wurde. Die oft übliche und un­
sinnige „Eindeutschung“ un­
übersetzbarer Begriffe fehlt 
ebenso wie ängstlich am Origi­
nal entlanghangelnde Schablo­
nensätze.

Knast und Ende ?
Bereits ab Mitte der siebziger 
Jahre wandte die Organisation — 
in der Folge zahlreicher Verhaf­
tungen von Militanten — ihre 
Aufmerksamkeit auch dem Ge­
fängnis zu. Mit der „Neugliede­
rung des Gefängniswesens“ und 
der Schaffung der Sonderge­
fängnisse im Sommer 1977 tre­
ten auch die Gefängniskämpfe in 
eine neue Phase, in denen die 
Gefangenen aus der BR eine ent­
scheidende Rolle spielen und in 
denen die „Schlacht von Asina- 
ra“ im Oktober 1979 und der 
Aufstand in Trani 1980 lediglich 
die Höhepunkte markieren. Die 
Entstehung der „fronte carceri“ 
(Knastfront) durch BR-Militante 
ist ebenso wie zahlreiche Angrif­
fe auf Gefängnisverantwortliche 
(Ärzte, Wachpersonal) ein Aus­
druck dafür, welche Bedeutung 
die BR dem Kampf im und gegen 
das Gefängnis zuerkannten. Von 
der Entführung des Genueser 
Richters Sossi 1974 über Aldo 
Moro bis zur Gefangennahme 
des für die Hochsicherheitsge- 
fangnisse verantwortlichen 
Richters Giovanni D’Urso 1980 
reichen auch die Versuche, ge­
fangene Mitkämpferinnen zu be­
freien, bzw. durch Aktionen von 
außen auf die Gefangnisbedin- 
gungen Einfluß zu nehmen.

Obwohl die wesentlichsten 
Fakten zu diesem Bereich der 
Politik der BR in Seiferts Buch 
enthalten sind, finden sie sich 
leider nicht in einem erschließ­
baren, sondern nur relativ müh­
sam zu fekonstruierenden Zu­
sammenhang der allgemeinen 
Entwicklung. Ein eigenes Kapi­
tel hierzu oder ein Exkurs, wie 
zur „Bewegung von ’77“ und 
der Verfolgung der Autonomie 
im April 1979 wäre zu wün­
schen. Auch deshalb, weil die 
„Kontinuität politischer Gefan­
genschaft“ letzten Endes ein 
zentraler Punkt der Kontrover­
sen (auch der Gefangenen selbst) 
um Amnestie, Abschwörung 
oder Festhalten an revolutionä­
ren Prinzipien in den letzten Jah­
ren ist. Eine Debatte, die das 
Buch wiederum in seinen we­
sentlichen Zügen ausreichend 
darstellt. Bedauerlicherweise 
wird die Tatsache, daß die Situa­
tion in den Gefängnissen nicht 
nur durch eine Diskussion und 
Kontroverse unterschiedlicher

Standpunkte der Gefangenen, 
sondern ebensosehr durch die 
staatliche Strategie der Spaltung, 
Differenzierung und — letzten 
Endes — lebenslangen Einbeto­
nierung der nicht zum Dialog be­
reiten ..irriducibili“ bestimmt 
ist. weitgehend unterschlagen. 
Die in diesem Zusammenhang 
angeführten Hafterleichterungen 
für die Verhandlungswilligen 
sind nur eine Seite dieser Strate­
gie. Auseinanderlegungen. Roll­
kommandos von Wachbeamten 
(wie vor kurzem in Cuneo und 
Novara) und immer neue Urteile 
gegen längst zu lebenslänglicher 
Haft Verurteilte zeigen die Kehr­
seite.

Geschichte nutzbar machen
Nützliche Bücher sind solche, 
die zeigen, daß Lebensbedin­
gungen geändert werden kön­
nen, daß die bürgerliche Losung 
von ,,Freiheit. Gleichheit. Brü­
derlichkeit“ eine Fiktion zur 

'Verschleierung von Unfreiheit.
Ungleichheit und Klassengegen­
satz darstellt. Nützliche Bücher 
sind solche, die die Welt nicht 
als einen Komplex festgefügter 
Verhältnisse, sondern als einen 
Komplex von Prozessen und Ge­
schichte nicht als gute oder 
schlechte Vergangenheit darstel­
len, sondern als Abfolge solcher 
Prozesse, aus deren Kenntnis 
Bewußtsein erlangt und daraus 
resultierend neue Prozesse wn 
Veränderung eingeleitet werden 
können. Als Prozesse verlieren 
Zustände ihre Unantastbarkeit, 
werden dem Zugriff menschli­
chen Handelns ausgesetzt. So 
gesehen ist Stefan Seiferts „Ge­
schichte der Roten Brigaden“ — 
auch wenn man/frau mit Schluß­
folgerungen und Einschätzungen 
des Autors nicht übereinstimmt 
— eines der (dem Rezensenten 
bekannten) nützlichsten deutsch­
sprachigen Bücher zu diesem 
Thema. Insbesondere auch, weil 
ein außergewöhnlich umfangrei­
ches Literaturverzeichnis und 
ausführliche Anmerkungen eine 
gezielte, vertiefende Befassung 
an den Stellen ermöglichen, die 
der Autor (meist notwendig, oft 
schadlos, manchmal fatalerwei­
se) „überspringt“. Und nicht zu­
letzt deshalb, weil Seifert mittels 
„kleiner Einführung in die Ge­
hirnwindungen der unabhängi­
gen Wissenschaft“ die zwar tak­
tisch „jeweils anderen, in ihrem 
Ziel aber stets gleichen“ Erklä- 
rungs- und Defmitionsansätze 
bürgerl ich-, ,w issenschaftl icher1 ‘ 
Geschichtsschreibung umreißt. 
Was einem bei genauer Beach­
tung schon nach dem Lesen von 
Klappentexten den Nichterwerb 
manch anderen Buches leicht 
machen kann. — (ms)

Anmerkung
Zahlreiche Papiere, Resolutionen. 
Grundsatzpapiere und Erklärungen 
der Roten Brigaden, aus denen in 
diesem Buch zitiert, auf die hinge­
wiesen wird oder auf die der Autor 
sich bezieht, erscheinen demnächst 
iji einem umfangreichem Band 
„Texte der Roten Brigaden 1970— 
1990“ bei der gruppe 2 in München. 
Der Band enthält in deutscher Über­
setzung alle wichtigen Grundsatz­
erklärungen und Positionspapiere 
sowie zahlreiche Dokumente, an 
denen sich die politische und organi­
satorische Entwicklung seit ihrer 
Entstehung anhand der Originaltexte 
nachvollziehen läßt.

Politische Berichte zum Abonnieren — zum Kennenlernen

Hiermit bestelle ich ... Stück pro 
Ausgabe der Politischen Berichte 
(zutreffendes bitte ankreuzen)

o 6 Ausgaben für 10 Mark

o Bankeinzug: Ich ermächtige 
den GNN-Verlag widerruflich, 
die Rechnung zu Lasten meines 
Kontos abzubuchen.

(beilegen) zum Kennenlernen, 

o im Jahresabonnement
(52.— DM bei Einzelabo).

o im Halbjahresabonnement
(26.— DM bei Einzelabo).

o Zahle nach Rechnungserhalt.

Name: ................................................

Straße: ................................................

Postleitzahl/Ort: ...............................

Konto-Nr./BLZ: .................................

(Bank Unterschrift)

Einsenden an: GNN, Zülpicher Str. 7,5000 Köln 1 oder regionale Bestelladresse 24/91

Politische Berichte

Zeitung für sozialistische Politik

— erscheint vierzehntäglich.
Herausgeber: Arbeitskreis Politische Berichte. 5000 
Köln 1. Zülpicher Straße 7, Postfach 260226, Tel.. 
0221 /21 64 42.
Die Herausgeber für den Arbeitskreis Politische 
Berichte: Hüseyin Celebi (über: Kurdistan-Komitee, 
Hansanng 66, 5000 Köln 1), Christoph Cornides 
(über: GNN, Waldparkstraße 9, 6800 Mannheim 1), 
Jörg Detjen (über: GNN, Postfach 260226, 5000 
Köln 1), Martin Fochler (über: GNN, Holzstraße 2, 
8000 München 5), Christiane Schneider (über: GNN. 
Güntherstraße 6a, 2000 Hamburg 76), Herbert 
Stascheit (über: Arbeitsgemeinschaft Kommunale 
Nachrichten, Badeweg 1,0-7144 Schkeuditz) 
Verlag. GNN Verlagsgesellschaft Politische Berichte 
m.b.H., 5000 Köln 1, Zülpicher Str. 7. Tel. 
0221/211658, Datentelefon: 0221/246915. Telefax: 
0221/215373. Konten: Postgiroamt Köln, BLZ 
37010050, Kto. Nr 10419-507 und Bank für 
Gemeinwirtschaft, BLZ 37010111, Kto. Nr. 
11 44 393600.

Bezugsbedingungen: Einzelpreis: 1,50 DM Ein 
Halbjahresabonnement Politische Berichte kostet

26,- DM, ein Jahresabonnement Politische Berichte 
52,- DM
Bestellungen bitte an die regionalen Versandstellen 
richten.

Verantwortliche Redakteure: für Aktuelles aus Politik 
und Wirtschaft: Ulrike Detjen; für Auslandsbericht- 
erstattung: Rüdiger Lötzer; für Reportagen und 
Berichte regional: Günter Baumann, für Aus Kultur 
und Wissenschaft: Angela Lux; für Aus Verbanden 
und Parteien—Diskussion. Dokumentation, Spezial­
berichte. Alfred Kustler.
Bei der regionalen Berichterstattung wirken mit: 
Nachrichtenverband niedersächsischer Betriebs­
und Lokalzeitungen, Arbeitsgemeinschaft Landes­
berichterstattung Nordrhein-Westfalen, Nachrichten­
verband baden-württembergischer Betriebs- und 
Lokalzeitungen, Nachrichtenverband bayerischer 
Betriebs- und Lokalzeitungen.
Quellenhinweis Artikel und Nachrichten der AG 
Stahl- und Metallindustrie- AGM, der AG Medien in 
der Volksfront: AGMe, des NH Chemische Industrie: 
AGCH, der AG für Beschäftigte im Dienstleistungs­
gewerbe: AGD, der AG gegen reaktionäre Gesund­
heitspolitik: AGG, der AG gegen Militarismus und 
Repression in der Volksfront: AGJ. der AG für anti­
faschistische Bildungspolitik: AGB, der AG für Kom­

munalpolitik: AGK, der Antifaschistischen Nachnch- , 
ten der Volksfront: VF.
Druck. Neuer Weg Verlag und Druck GmbH, 4300 ] 
Essen 1. — Beilagenhmweis: Regelmäß^ ■zertetfAN 
lieh: Beilage. Gesammelte Beiträge aus der Dskus- * 
sion der Linken

Bestelladressen-.
GNN Veriagsgeseilschaft
Politische Berichte m.b.H.
5000 Köln 1. Zülpicher Straße 7. Postfach 260226
GNN Verlag Schleswig-Hofsten/Hamburg 
Guntherstr 6a 2000Hamburg 76
GNN Vertagsgeseüschaft Westberin
Czeminskislr. 5.1000 West bet!'n 62
GNN Veriag Niedersachsen / Bremen
Grenzweg 4,3000 Hannover 1
GNN Nordrhein-Westfalen
Zülpicher Straße 7. 5000 Köln 1
GNN Verlag Hessen
Postfach 11 0822 6000 Frankfurt 11
GNN Verlagsgese'’-schaft Baden-Württemberg 
Gutenbergstr. 48. 7000 Stuttgart 1
GNN Veriagsgese&chafi Bayern
Holzstr 2.8000 München 5




